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Steuerpolitik ist Machtpolitik 

Was bürgerliche Parteien wollen, wie Kommunen 
in schlimmsten Finanzlagen sind, was die DKP for¬ 
dert und welche Aktionen gestartet werden. 
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Weiße Rassisten in Charlottesville 

Bei einem Aufmarsch durch die extreme Rechte 
kam es zu Toten und Verletzten in den USA. Eine 
Distanzierung der Trump-Regierung blieb aus. 
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Thema der Woche 


Zur Parteiauseinandersetzung 

Auf der 9. PV-Tagung nach dem 21. Parteitag 
der DKP wurde die Auflösung des Bezirks Süd¬ 
bayern beschlossen und ein Antrag an den 22. 
Parteitag formuliert, über die Unvereinbarkeit 
von DKP und dem „Kommunistischen Netz¬ 
werk“ zu entscheiden. Patrik Köbele erläutert 
die Gründe für ein so drastisches Vorgehen. 
Warum es notwendig war, gegen eine Strö¬ 
mung vorzugehen, die sich bewusst gegen 
demokratisch gefasste Beschlüsse stellt. Und 
warum die Auflösung eines Bezirks erfolgte, 
der sich seit dem 20. Parteitag 2013 der ge¬ 
meinsamen Arbeit in der DKP entzieht. 
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Drohungen gegen Helfer 

Libyen soll für die EU die Drecksarbeit bei der Flüchtlingsabwehr machen 



Sinkendes Schlauchboot vor der Küste Libyens 


• • 

ber 2 500 Menschen sind - nach 
offiziellen Angaben - bislang in 
diesem Jahr im Mittelmeer er¬ 
trunken. Wenn die vielen Seenotretter 
und andere Helfer nicht wären, gäbe 
es weitaus mehr Tote. 

Am Sonntag erklärten „Save the 
Children“ und „Sea Eye“, sie müssten 
ihre Rettungseinsätze im Mittelmeer 
vorerst aussetzen. Bereits am Tag zuvor 
hatte „Ärzte ohne Grenzen“ die Ein¬ 
sätze gestoppt. Das bedeutet: Die Orga¬ 
nisationen werden ihre Aktionen nicht 
fortsetzen, ehe nicht die Sicherheit der 
Helfer und ihrer Schiffe garantiert wird. 
„Proactiva Open Arms“ will wie „SOS 
Mediterranee“ vorerst weitermachen. 
Für die Bundesregierung ist das alles 
kein Problem. Man müsse die Lage erst 
mal prüfen, hieß es am Montag auf der 
Bundespressekonferenz. 

Seit Wochen gibt es Schikanen der 
EU und der italienischen Behörden 
gegen Schiffe der NGOs. Diese müs¬ 
sen teilweise lange, bis zu 72 Stunden, 
warten, ehe sie sichere Häfen anlau- 
fen dürfen. Helferinnen und Helfer an 
Land werden unter Druck gesetzt, Be¬ 
satzungen fürchten geheimdienstliche 
Ausforschung. Die italienische Regie¬ 
rung fordert zudem von den Hilfsor¬ 
ganisationen einen Verhaltenskodex 
zu unterschreiben, der sie unter an¬ 
derem verpflichtet, Polizei an Bord 
zu nehmen und ihre Schützlinge nicht 
an größere Schiffe für die Fahrt in den 
nächsten Hafen weiterzugeben. Der 
Wissenschaftliche Dienst des Bundes¬ 
tags stellte jedoch Ende Juli in einem 
Gutachten fest, dass die Seenotret¬ 
tung „tief verankert in der Jahrhun¬ 
derte alten maritimen Tradition“ und 
„gemeinhin als ungeschriebenes Völ¬ 
kergewohnheitsrecht“ anzusehen sei. 
Dieses Recht gelte auch für „Seefah¬ 
rer, die aufbrechen, um gezielt nach 
Schiffbrüchigen zu suchen (wie im 
Falle der privaten Seenotrettungsor¬ 
ganisationen im Mittelmeer)“. Die EU 
oder einzelne ihrer Mitglieder dürften 
nichts unternehmen, um Rettungsak¬ 
tionen zu blockieren oder ins Leere 


laufen zu lassen und hätten auch keine 
Kompetenz, „den (italienischen) Ver¬ 
haltenskodex fürNRO (NGO-NH.) 
rechtswirksam zu verabschieden“. 

Der Sprecher der Bundesregie¬ 
rung, Steffen Seibert, erklärte am 
Montag dagegen lapidar, es gebe halt 
„Regeln“, die einzuhalten seien. Was 
das bedeutet, erlebte „Jugend rettet“. 
Die Organisation verweigerte die Un¬ 
terschrift. In der vorigen Woche wur¬ 
de eines ihrer Schiffe durch die itali¬ 
enischen Behörden beschlagnahmt. 
Francesca Mapelli, eine der Spreche¬ 
rinnen der italienischen Sektion von 
„Ärzte ohne Grenzen“, erklärte dem 
Berliner „Tagesspiegel“, die Arbeit der 
Hilfsorganisationen sei legal, es gebe 
keine Unterschiede zwischen denen, 
die unterschrieben, und denen, die das 
nicht getan hätten: „Wir alle befolgen 
die Gesetze, die Italiens und die des 
Seerechts“ Wenn sie aber zugleich 
meint, nun sei eine Maschinerie „in 


Gang gekommen, die darauf abzielt, 
die Zahl derer zu verringern, die nach 
Europa kommen“, irrt sie. Und ver¬ 
gisst völlig, dass die Abschottung der 
EU schon lange Politik ist. Nur einige 
der aktuellen Maßnahmen sind neu. 

Seit der vergangenen Woche eska¬ 
liert die Situation: Libyen erklärte, die 
Such- und Rettungszone für Flücht¬ 
linge rund um die Küste des Landes 
für ausländische Schiffe zu sperren - 
auch weit über die 12-Meilen-Grenze 
hinaus, was internationalen Abkom¬ 
men widerspricht. Das war eine offen¬ 
bar mit den EU-Staaten abgestimm¬ 
te Aktion. Die EU hofft, dass Libyen 
die „Arbeit“ macht. Einen „dreckigen 
Deal“ nannte das am Dienstag der 
Berliner „Tagesspiegel“. 

Es gab nicht nur Drohungen gegen 
Helfer. Ein Schnellboot der libyschen 
Küstenwache feuerte in der vorigen 
Woche Warnschüsse auf ein Schiff der 
spanischen „Proactiva Open Arms“, 


das sich weit außerhalb der libyschen 
Hoheitsgewässer befand. Gedroht 
wurde, künftig ohne Vorwarnung zu 
schießen, falls es in nationale Hoheits¬ 
gewässer eindringe. Und die sollen be¬ 
kanntlich - auch ein Bruch internatio¬ 
naler Abkommen - ausgeweitet wer¬ 
den. Auf bis zu 70 Seemeilen. 

Das libysche Schnellboot gehört 
übrigens zu dem Dutzend Schiffe, die 
von Italien an die libysche „Einheitsre¬ 
gierung“ geliefert worden waren. „Aus¬ 
gebildet und finanziert durch die EU“, 
stellte „Proactiva Open Arms“ fest. 
Der Sprecher des Auswärtigen. Amtes 
sagte, man wolle die libysche Küsten¬ 
wache „ertüchtigen“. Steffen Seibert 
betonte, das gemeinsame Ziel sei, die 
„Schlepperverbrecher zu bekämpfen“. 
Nicht nur Libyen hat inzwischen den 
durch nichts zu belegenden Vorwurf 
erneuert, dass die Hilfsorganisationen 
mit Schleppern Zusammenarbeiten. 

Nina Hager 



Die demokratische Option 

Wahlvorbereitungen in Venezuela, US-Präsident Trump droht mit Militärschlag 


US-Vizepräsident Mike Pence hat bei 
seinem Besuch in Kolumbien bestä¬ 
tigt, die Vereinigten Staaten würden 
sich „mit allen Mitteln der amerikani¬ 
schen (gemeint sind hier der US-ameri¬ 
kanischen - L.M.) wirtschaftlichen und 
diplomatischen Macht“ dafür einset- 
zen, dass Venezuela destabilisiert wer¬ 
de. US-Präsident Donald Trump hatte 
Tage zuvor von einer militärischen Op¬ 
tion gesprochen, die die US-Regierung 
gegen die bolivarische Regierung Ve¬ 
nezuelas in Erwägung ziehe. Pence er¬ 
gänzte, die USA würden nicht tatenlos 
zusehen, während Venezuela kollabiere 
und zur Diktatur werde - also tragen 
sie aktiv genau dazu bei, möchte man 
ergänzen. Vizepräsident Pence befindet 
sich derzeit auf einer Rundreise durch 
Lateinamerika mit Stationen in Argen¬ 
tinien, Chile und Panama. Die Regie¬ 
rungen dieser drei Länder hatten sich 
bei einem Treffen in Lima zusammen 
mit Kolumbien, Brasilien, Kanada, Cos¬ 


ta Rica, Guatemala, Honduras, Mexiko, 
Paraguay und Peru in die inneren An¬ 
gelegenheiten Venezuelas massiv ein¬ 
gemischt und die dortigen Wahlen zur 
Verfassunggebenden Versammlung für 
illegitim erklärt. Eine Hoffnung der US- 
Regierung besteht weiterhin darin, dass 
sie sich an der Umsetzung der „militä¬ 
rischen Option“ nicht direkt beteiligen 
muss und diese blutige Schlacht durch 
ihre lateinamerikanischen Partner aus¬ 
getragen wird. 

Die deutsche Bundesregierung ließ 
verlauten, der venezolanische Präsi¬ 
dent Nicolas Maduro führe Venezuela 
weg von Rechtsstaatlichkeit und De¬ 
mokratie. Regierungssprecher Steffen 
Seibert sprach von einer „Rückkehr 
zur demokratischen Ordnung“, die aber 
nicht herbeigebombt werden, sondern 
„friedlich“ vonstatten gehen solle. 
Venezuelas Präsident Nicolas Madu¬ 
ro hat angesichts der Kriegsdrohungen 
aus den USA eine Militärübung ange¬ 


ordnet, die am 26. und 27. August statt¬ 
finden soll. Maduro sprach am Montag 
vor tausenden Anhängern in Caracas, 
die unter der Losung „Venezuela An- 
tiimperialista“ demonstrierten. Das 
Volk solle sich darauf vorbereiten, 
„das Land zu verteidigen, mit Panzern, 
Flugzeugen, Raketen“. Die Streitkräf¬ 
te seien von ihm angewiesen worden, 
eine entsprechende Übung zur Lan¬ 
desverteidigung vorzubereiten. 

Die Verfassunggebende Versamm¬ 
lung in Venezuela beschloss derweil 
einstimmig, nun bereits im Oktober 
die Gouverneurswahlen der Bundes¬ 
staaten durchführen zu lassen. Damit 
werden diese ursprünglich für den 10. 
Dezember angesetzten Wahlen vorge¬ 
zogen. Von der normalerweise parallel 
stattfindenden Wahl der Regionalparla¬ 
mente ist im Beschluss nicht die Rede. 
Für die 23 zu wählenden Ämter haben 
im Vorfeld bereits 1276 Kandidatinnen 
und Kandidaten gemeldet, 523 davon 


wurden nicht von Parteien nominiert. 
Dass es so viele Kandidatinnen und 
Kandidaten gebe, die auf eigene Initi¬ 
ative zur Wahl antreten wollen, sei ein 
Effekt der Kampagne um die Verfas¬ 
sunggebende Versammlung, meint zu¬ 
mindest die Präsidentin des Nationalen 
Wahlrats (CNE),Tibisay Lucena. 

Die meisten Oppositionsparteien 
haben angekündigt, sich an den Re¬ 
gionalwahlen beteiligen zu wollen. 
Die Wahlen zur Verfassungsgebenden 
Versammlung, die Ende Juli stattfan¬ 
den, hatten sie - teilweise mit Gewalt 
- sabotiert und keine Kandidatinnen 
und Kandidaten aufgestellt. Sollte es 
zu einer Beteiligung der Opposition 
an Wahlen kommen, sähen sich dieje¬ 
nigen, die die angeblich unterdrückte 
Opposition und die parlamentarische 
Demokratie in Venezuela von außen 
und militärischen Mitteln zu verteidi¬ 
gen vorgeben, vollends blamiert. 

Lars Mörking 



Max Reichpietsch 
und Albin Köbis 


Vor 100 Jahren, am 25. August 1917 - 
der I. Weltkrieg ging in sein viertes 
Jahr - fällte das Marine-Kriegsgericht 
in Wilhelmshaven das Todesurteil über 
Max Reichpietsch, Albin Köbis, Hans 
Beckers, W. Sachse und W. Weber. Vier 
Matrosen wurden zu 10 bis 15 Jahren 
Zuchthaus verurteilt, 50 weitere Ma¬ 
trosen und Heizer erhielten Zucht¬ 
hausstrafen von insgesamt 400 Jah¬ 
ren. Am 5. September wurde das To¬ 
desurteil auf dem Schießplatz Wahn 
bei Köln gegen den Heizer Reich¬ 
pietsch und den Obermatrosen Köbis 
vollstreckt. Mit der Aburteilung von 
hunderten Marinesoldaten und der 
Hinrichtung der beiden „Anführer“ 
erhoffte sich die Kaiserliche Marine¬ 
führung die dauerhafte Zerschlagung 
jeglicher Widerstandsregung gegen die 
Kriegführung. Nichts erinnert bis heu¬ 
te an die Ermordung der revolutionä¬ 
ren Matrosen von 1917. Keine Gedenk¬ 
tafel - nichts. 

100 Jahre nach dem Versuch der 
Niederstreckung der Antikriegsbe¬ 
wegung in der Kaiserlichen Marine 
tritt Deutschland wieder als imperiale 
Großmacht auf. Als Begründung für 
die Militärpolitik der Bundesregierung 
müssen Flüchtlingsströme und die Be¬ 
drohung durch Terrorismus herhalten. 
Diese sind aber vor allem Produkte 
der aggressiven NATO-Politik und 
des deutschen Imperialismus - also 
hausgemacht. Wilhelmshaven kommt 
als größtem Marinestützpunkt beson¬ 
dere Bedeutung zu. Hier befindet sich 
eine von zwei Einsatzflottillen mit ins¬ 
gesamt 15 Fregatten und dazugehöri¬ 
gen Versorgungsschiffen. Seit 2001 ist 
die deutsche Marine im ständigen Ein¬ 
satz im Mittelmeer und am Horn von 
Afrika. 

Für uns heißt an die Ereignisse von 
damals zu erinnern, aus der Geschich¬ 
te zu lernen und zu erkennen, dass Mi¬ 
litarisierung und Kriegspolitik nie im 
Interesse der arbeitenden Bevölke¬ 
rung ist. Im Gegenteil, wir - die arbei¬ 
tende Klasse - sind immer die Bevöl¬ 
kerungsklasse, welche die Folgen von 
Krieg am meisten zu spüren bekommt. 
Jeder Cent, der in die Rüstung geht, 
fehlt im Sozialen. Deshalb müssen wir 
Frieden fordern, denn in letzter Konse¬ 
quenz kann es nur die arbeitende Be¬ 
völkerung sein, die einen konsequen¬ 
ten und dauerhaften Frieden im Inte¬ 
resse der Menschen erkämpfen wird. 

Kundgebung am Samstag, 26.8.2017, 
13.30 Uhr Rambla/Wilhelmshaven 

Es sprechen die Bundestagskandida¬ 
ten der DKP für Niedersachsen 
Achim Bigus, Stellvertretender Vor¬ 
sitzender der DKP Niedersachsen, 
und Björn Schmidt, Sprecher des Ar¬ 
beitskreises „Frieden“ in der DKP 


Dieser Ausgabe liegt der Leitan¬ 
trag des Parteivorstandes an den 
22. Parteitag bei. 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Henriette Bä ring über „Top-Ökonomen“ für die Rente mit yo 

Drei Langweiler 


Diesel weiter verkaufen 

Mit Merkels Hilfe die Autokäufer ausquetschen, solange es geht 



Mögliche Diesel-Hymne:„Die Zukunft liegt in Finsternis und macht das Herz uns 
schwer.“ 


Gut, dass wir Qualitätsblätter haben, 
die uns täglich Neues vermitteln. Da 
gibt es zum Beispiel die „Rheinische 
Post“ (RP) aus Düsseldorf. Sie teilt 
uns am 8. August mit: „Top-Ökonomen 
sprechen sich für Rente mit 70 aus.“ 
Endlich mal keine Fake-News, son¬ 
dern die nackte Wahrheit. Der Artikel 
unter dieser Überschrift stammt von 
Birgit Marschall, der Korrespondentin 
des rheinischen Blattes in Berlin. Bei 
den von ihr zitierten „Top-Ökonomen“ 
handelt es sich um Michael Hüther, 
seit vielen Jahren Chef des „Instituts 
der deutschen Wirtschaft (IW)“, das 
den Unternehmerverbänden gehört, 
sowie um Marcel Fratzscher, seit 2013 
Präsident des „Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung (DIW)“ in Ber¬ 
lin. Beide lassen sich mit Ermahnungen 
an die Parteien zitieren, sie mögen die 
Bürger schon jetzt auf die „notwendi¬ 
ge Erhöhung des Renteneintrittsalters 
von 67 auf 70 Jahre ab 2030“ einstim¬ 
men, wie Marschall beider Position zu¬ 
sammenfasst. 

Hat Frau Marschall einen Anlass, 
um die Position der beiden Institutsprä¬ 
sidenten der erstaunten Öffentlichkeit 
zu präsentieren? Haben die Top-Öko- 
nomen vielleicht neue Positionen einge¬ 
nommen, vielleicht neue Begründungen 
für ihre Rente-mit-70-These entdeckt 
oder gab es in ihren Instituten frische 
Publikationen zum Thema? Nichts der¬ 
gleichen. Von Hüther allerdings steht 
drei Tage später, am 11. August, ein 
„Gastkommentar“ im „Handelsblatt“, in 
dem er sich ähnlich, aber ausführlicher 
äußert als bei Marschall. So richtig frisch 
ist auch das nicht mehr. Schon am 2. 1. 
2012 hat Hüther in einem Kommentar, 
ebenfalls im „Handelsblatt“, zum damals 
gerade frischen Jahr die Rente mit 70 ge¬ 
fordert. Vielleicht steckt das Neue ja da¬ 
rin, dass auch Fratzscher dieser Meinung 
ist. Er stehe, wie Frau Marschall schreibt, 
der SPD nahe, während Hüther „zum li¬ 
beral-konservativen Lager“ gehöre. 

Im Herbst vorigen Jahres, am 
20. Oktober, konnte man in der „RP“ 
ein Interview Marschalls mit Fratzscher 
lesen, der es, wie sie damals launig und 


einleitend schrieb, nicht weit habe von 
seinem Institut zur Berliner Redakti¬ 
onsstube der Düsseldorfer Zeitung. Es 
ging bei diesem Interview vorwiegend 
um Steuersenkungen. Aber Fratzscher 
sagte schon damals, dass das Renten¬ 
eintrittsalter angehoben werden müsse. 
Frau Marschall oder die RP-Redaktion 
hoben die Aussage sogar in die Über¬ 
schrift. Und das Interview wurde ge¬ 
lesen. Die Zeitschrift „Focus“ zweit¬ 
verwertete Frau Marschalls Interview 
zur knalligen Überschrift „Erster Wirt¬ 
schaftsforscher fordert Rente mit 71“. 
Man kann als erste Schlussfolgerung 
festhalten, dass die Nachricht, die Top- 
Ökonomen Hüther und Fratzscher trä¬ 
ten für die Rente mit 70 ein, ungefähr 
den Neuigkeitswert hat wie eine Mel¬ 
dung in der UZ: „DKP spricht sich für 
den Sozialismus aus“. 

Sicher wollen Leserin und Leser 
der UZ auch wissen, welche Argumen¬ 
te Hüther und Fratzscher für die alte 
Forderung nach der Rente mit 70 (oder 
71...) laut RP vorbrachten. Es sind die 
alten Bekannten: Der deutsche Mensch 
lebt länger. Er muss also länger von der 
Rentenkasse durchgefüttert werden. 
Das leuchtet ein. Also wird das Argu¬ 
ment in allen Variationen wiederholt. 
Alternativen zum späteren Renten¬ 
beginn bleiben dagegen unerwähnt: 
Etwa die Rückkehr zur paritätischen 
Finanzierung der Rente durch die Ar¬ 
beitgeber oder die Öffnung der Rente 
für alle Erwerbstätige oder die Anhe¬ 
bung der Beitragsbemessungsgrenze. 
Unerwähnt bleibt auch die Tatsache, 
dass die Alterung der Gesellschaft ein 
schon lange dauernder Trend ist, der 
früher ohne weiteres bewältigt und fi¬ 
nanziert worden ist. Fratzscher, Hüther 
und Marschall kennen diese Argumen¬ 
te bestens, aber sie haben gute Gründe, 
weshalb sie dauernd für eine Kümmer¬ 
rente im späten Greisenalter eintreten. 

Zweite und letzte Schlussfolgerung. 
Die drei sind Fans der privaten, kapital¬ 
gedeckten Rentensysteme. Sie lieben 
die Banken und Versicherungen und 
nehmen es deshalb auf sich, sich als 
notorische Langweiler zu präsentieren. 


D ie Kanzlerin ereiferte sich 
pflichtgemäß: „Weite Teile der 
Automobilindustrie haben un¬ 
glaubliches Vertrauen verspielt.“ Ihr 
Vertrauen in die Betrügertruppe, die 
sie da letztens von ihrem Verkehrs¬ 
minister zum Dieselgipfel hatte laden 
lassen, ist in der Tat schwer zu glau¬ 
ben. Um die Rückgewinnung des glei¬ 
chermaßen naiven wie unbegründe¬ 
ten Vertrauens beim längst nicht mehr 
vertrauensseligen Publikum mühte 
sich Merkel bei ihrer Wahlkampfrede 
in Dortmund nach Kräften. 

In der für sie typischen verschwom¬ 
menen Scheinradikalität zerredete und 
blockierte sie jede konkrete Maßnah¬ 
me, die sich gegen das ungerührte 
„Weiter so!“ der Automonopole rich¬ 
ten könnte. Selbst dem schlappen Vor¬ 
schlag des SPD-„Kanzlerkandidaten“ 
(der selbst eine solche Steilvorlage zu 
verwandeln nicht in der Lage ist) nach 
einer E-Auto-Quote erteilte sie eine 
Absage. Erst einmal verhandle man 
dann „ewig in Europa“ und was mache 
man denn, „wenn sie nicht eingehalten 
wird?“ Ja, was macht man als Regie¬ 
rung, als Staatsmacht, wenn die eigenen 
Gesetze und Verordnungen nicht ein¬ 
gehalten werden? Offensichtlich nichts. 
Zumindest dann nicht, wenn es um die 
Herren von VW, Daimler und BMW 
geht. Klarer konnte die „mächtigste 
Frau der Welt“ ihren Offenbarungseid 
nicht formulieren. 

So blieb ihr denn auch nur, den Sta¬ 
tus Quo, die Fortsetzung des Umwelt¬ 
skandals mit einem neuen Anstrich, als 
Fortschritt zu preisen. Die Software- 
Nachrüstung“ sei „mal das Mindes¬ 
te“. Ist aber auch das einzige. Denn die 
von ihr ebenfalls gelobte „Umtausch¬ 
prämie“ für Diesel-Pkw ist im Kern 
nicht mehr als die pompöse Öko-Ver¬ 
kleidung der fälligen Verkaufsrabatte, 
die wegen des eingebrochenen Absat¬ 
zes in Deutschland ohnehin notwendig 
werden. Wer noch etwas Verstand sein 
eigen nennt, wird es sich wohl zwei¬ 
mal überlegen, ein Auto zu kaufen, mit 
dem er in Zukunft möglicherweise in 
seiner Stadt nicht mehr fahren kann. 
Die Kanzlerin hat sich zwar schützend 
vor ihre Abgasbetrüger geworfen und 
Fahrverbote abgelehnt. Aber ob das 
auf Dauer gegen Gerichtsurteile wie 
das des Verwaltungsgerichts Stuttgart 
reichen wird, ist mehr als zweifelhaft. 

Selbst wenn die Software- 
Nachrüstung“ die vollmundigen Ver¬ 
sprechen erfüllen und eine neue (in 
der Regel großvolumigere) Diesel- 
„Generation“ die alte ersetzen würde, 
an der unhaltbaren Umweltbelastung 
der Städte würde das so gut wie nichts 
ändern. Es gibt keinen „sauberen Die¬ 
sel“. Entweder laufen die Stickoxid- 


Werte oder die C0 2 -Werte aus dem 
Ruder. In der Regel beides. (Bei Otto- 
oder E-Motoren sieht die Umweltbi¬ 
lanz allerdings auch nicht viel besser 
aus.) Das „Weiter so!“ würde allerdings 
den alten Milliardenprofiten der Auto¬ 
giganten neue Milliardenprofite hin¬ 
zufügen. Und um dieses Geschäft ging 
es, sowohl beim Dieselgipfel, als auch 
beim Merkel-Auftritt in Dortmund: 
Den Markt, also die Autokäufer, aus¬ 
zuquetschen solange es irgendwie geht. 
Den alten Betrug mit einem neuen ver¬ 
gessen machen. Nichts ist angenehmer, 
als wenn man den von der Kanzlerin 
Eingelullten die zu Ladenhüter ge¬ 
wordenen alten Dreckschleudern wei¬ 
ter verkaufen kann. Es ist wie bei den 
Atomkraftwerken. Die Produktionsan¬ 
lagen stehen. Der Laden läuft. Wer setzt 
schon freiwillig seinen Goldesel außer 
Betrieb? Dass die Eingelullten dann 
ihre Städte und sich selbst vergiften? 
Man kann sich ja schließlich nicht um 
alles kümmern. 

Ruhe (und Kaufen) scheint auch 
die erste Gewerkschafterpflicht für den 
Kollegen Bernd Osterloh zu sein. Zu¬ 
letzt sei „viel Polemik in die Diskussion 
über VW gekommen“ und dass tue „uns 
allen bei Volkswagen weh“. Der VW- 
Betriebsratsvorsitzende glaubt, „der 
Wahlkampf tut sein Übriges, dass die 
Debatten immer hitziger werden“. Man 
solle „wieder zur Sachlichkeit zurück¬ 
kehren“. Zu diesem Zweck hat die IG 
Metall eine Unterschriftenaktion „Es 
reicht!“ gestartet, die sich nicht etwa ge¬ 
gen die Machenschaften des Vorstan¬ 
des, sondern hauptsächlich dagegen 


wendet, „dass Volkswagen und seine 
120 000 Beschäftigten in Deutschland 
zum Wahlkampfthema im Land und im 
Bund werden.“ Es scheint sich auch hier 
die Ansicht durchgesetzt zu haben, dass 
Wahlen mit Politik, mit der Diskussion 
der gesellschaftlich relevanten Themen 
möglichst nichts zu tun haben sollten. 
Frau Merkel reist immerhin schon mehr 
als ein Jahrzehnt erfolgreich auf dem 
Adenauer-Ticket: „Keine Experimen¬ 
te - CDU“. Dass Martin Schulz es mit 
einer gleichlautenden SPD-Variante 
nicht weit bringen würde, war abzuse¬ 
hen. Für Gewerkschafter in neolibera¬ 
len Zeiten ist so etwas die Besiegelung 
des eigenen Untergangs. 

Und wie das aussieht, kann man 
beim mit dem Betriebsrat vereinbarten 
„VW-Zukunftspakt“ bewundern, der 
zur Profitsteigerung den „Abbau“ von 
30 000 Arbeitsplätzen weltweit vorsieht. 
„Der Pakt greift“, ist Osterloh im „Han¬ 
delsblatt“ stolz, mit 8 000 gestrichenen 
Stellen seien „90 Prozent des Ziels“ für 
die Bundesrepublik erreicht. 1,5 Mrd. 
Euro Effizienz sei bereits eingefahren 
und eine weitere halbe Milliarde Euro 
in der Umsetzungsphase. „Damit haben 
wir das Ziel für 2017 schon jetzt über¬ 
erfüllt und starten gut ins Jahr 2018. Im 
Übrigen: Die Einsparungen sind nach¬ 
haltig und kommen jährlich“, freut sich 
Osterloh. Na, wenn das nicht ein tolles 
Ergebnis für einen Konzernbetriebsrat 
ist. Mit dem Turbo der Dieselpleite ist 
aber sicher auch hier noch Luft nach 
oben. „Zukunftspakt“ der Zweite? 

Klaus Wagener 
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puläre Bewegung, die es vermag, neoliberale Eliten und radikale 
Rechte zu schlagen: ein »Sozialismus der einfachen Leute<«, 
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Manche Kapitalisten wollen nicht vor chinesischen Käufern beschützt werden 


Die Bundesregierung hat im vergange¬ 
nen Monat ihr Vetorecht bei Firmen¬ 
übernahmen ausgeweitet. Sie kann 
damit den Verkauf deutscher Unter¬ 
nehmen einfach untersagen, wenn da¬ 
durch wichtiges Know-how ins Aus¬ 
land geht. Erstaunlicherweise war der 
Schritt durch eine simple Verordnung 
des Bundeswirtschaftsministeriums 
möglich, die vom Bundeskabinett Mit¬ 
te Juli abgesegnet wurde. Erinnert sich 
jemand vielleicht an die Leidenschaft, 
mit der Frau Merkel auf dem G7-Tref- 
fen in Taormina gegen Donald Trump 
die Freiheit des Handels und des Kapi¬ 
talverkehrs verteidigt hat? Immerhin 
auch ist Deutschland Mitgliedsland 
in der EU, die sich den Prinzipien des 
Freihandels und des freien Kapitalver¬ 
kehrs verschrieben hat und immer wie¬ 
der gegen Mitgliedsländer vorgeht, die 
diese Prinzipien einschränken. 

Natürlich ist es etwas anderes, 
wenn sich diese Einschränkungen ge¬ 
gen feindliche Mächte richten, Russen 
oder Chinesen etwa. Letztere sind der 
Anlass für die Abschottungspolitik der 


Berliner Regierung. Im vergangenen 
Jahr hat ein chinesisches Unterneh¬ 
men den Augsburger Roboterhersteller 
Kuka unter großer öffentlicher Teilnah¬ 
me erworben. Ende vergangenen Jah¬ 
res wäre beinahe der Chipanlagenbau¬ 
er Aixtron an die Chinesen verkauft 
worden, wenn nicht in buchstäblich 
letzter Sekunde der damals noch am¬ 
tierende US-Präsident Barack Obama 
interveniert hätte. Er hat offensichtlich 
ein Vetorecht, das auch in Deutschland 
wirkt. Jedenfalls ist Aixtron heute noch 
deutsch. 

Nicht alle Kapitalisten sind froh 
über die neue Abschottungspolitik. Wer 
sein Unternehmen oder auch nur Akti¬ 
enpakete daran verkaufen möchte, plä¬ 
diert für offene Grenzen. Für sie spricht 
Ralf Mittelstädt, Hauptgeschäftsfüh¬ 
rer der Industrie und Handelskammer 
NRW, wenn er „mehr Mitspracherecht 
für die verkaufenden Eigentümer“ for¬ 
dert. (Zitate nach „Rheinische Post“ 
vom 14.8.) Denn wenn eine Käufer¬ 
gruppe, eine potente wie die Chinesen 
zumal, vom Kauf ausgeschlossen wird, 


senkt das den Preis. Offene Grenzen 
für Investoren aus aller Welt beleben 
das Geschäft und die Aktienkurse. 
Deutschland sei mit großen Investiti¬ 
onen ausländischer Konzerne gut ge¬ 
fahren, sagt ein kluger Ökonom vom 
Münchner Ifo-Institut für Wirtschafts¬ 
forschung. Anders aber sei das, wenn 
Staaten wie China mit ihren Investiti¬ 
onen geostrategische Interessen ver¬ 
folgten. Dann bestehe, wie er - und of¬ 
fensichtlich auch Wirtschaftsministerin 
Brigitte Zypries - meinen, die Gefahr, 
dass die Interessen der neuen Eigen¬ 
tümer jenen des Standorts zuwiderlau¬ 
fen“. Warum das so ist, erklärt uns der 
Experte nicht. Vermutlich deshalb stellt 
der BDI, der als „Bundesverband der 
Deutschen Industrie“ für alle Industrie¬ 
kapitalisten spricht, schön abgewogen 
fest, das Gefahrenpotenzial feindlicher 
Übernahmen durch ausländische Un¬ 
ternehmen müsse gegenüber den ho¬ 
hen Gütern Eigentumsschutz und Ver¬ 
tragsfreiheit abgewogen werden. Man 
kann es nicht besser sagen. 

Lucas Zeise 
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Schauermärchen über Leiharbeiter 


„Vollbeschäftigung“ soll über moderne Tagelöhnerarbeit erreicht werden 



B ei der gegenwärtig „geringen“ 
statistischen Arbeitslosigkeit von 
2,6 Millionen plusterte Kanzle¬ 
rin Angela Merkel sich dieser Tage 
großsprecherisch auf und versprach, 
das Ziel der „Vollbeschäftigung“ bis 
2025 erreichen zu wollen. Doch da¬ 
mit wärmt sie nur alte Wahlverspre¬ 
chen auf. Auch schon 2008 und 2013 
hat die CDU-Chefin die Vollbeschäfti¬ 
gung (Arbeitslosenquote von drei Pro¬ 
zent oder niedriger) als Ziel formuliert. 
Merkels Versprechen ist daher eher als 
Drohung zu verstehen: Vollbeschäfti¬ 
gung aus dem Hause Merkel bedeutet 
eine noch weitere Aufblähung des pre¬ 
kären Sektors. Also noch mehr Leihar¬ 
beit, noch mehr Möglichkeiten für die 
Wirtschaft, die Beschäftigten wie Tage¬ 
löhner zu behandeln. 

Dabei musste selbst die Bundes¬ 
agentur für Arbeit vor ein paar Ta¬ 
gen melden, dass die Leiharbeit im¬ 
mer rascher zulegt. Im Dezember 2016 
schufteten 993 000 Leiharbeitskräfte, 
die Zahl kratzt an der Million. Im Ver¬ 
gleich zu 2003 hat sich Zahl der in die¬ 
sem Sektor der Lohnsklaverei Beschäf- 


Manager von Großkonzernen sind 
Opportunisten. Was gerade opportun 
scheint, wird gemacht. Vergleichsweise 
lang strebt der Vorstand des Thyssen- 
Krupp-Konzern schon die Loslösung 
vom ehemaligen Kerngeschäft an. Die 
Stahlsparte, genannt „Steel Europe“ 
sollte in ein Gemeinschaftsunterneh¬ 
men eingebracht werden, bei dem der 
Partner die Mehrheit hat. Der Partner 
ist das zweitgrößte Stahlunternehmen 
der Welt, Tata Steel. Die Firma ist Teil 
des größten und ältesten Familienkon- 
zerns in Indien mit Sitz in Mumbai. In 
Europa hat Tata bisher die Stahlwerke 
in Britannien und den Niederlanden 
aufgekauft und ist damit nach Arcelor- 
Mittal (ebenfalls ein Unternehmen in 
indischer Hand) auch auf diesem Kon¬ 
tinent das zweitgrößte Unternehmen. 

Seit Monaten verhandelt die Thys- 
sen-Krupp-Führung über die Zusam¬ 
menführung der Stahlwerke. Ähnlich 
lang schon protestiert die Belegschaft, 
immerhin 27 000 Beschäftigte. Sie hat 
von Fusionen nichts als Rationalisie- 
rungs- und Entlassungswellen zu be¬ 
fürchten. Es gehört zum Konzept von 
Tata, Stahlwerke relativ billig einzu¬ 
kaufen, dann einen Teil davon stillzu¬ 
legen und dann bei hoher Auslastung 
eine schöne, satte Rendite auf das rela¬ 
tiv geringe eingesetzte Kapital zu erzie¬ 
len. Keine schönen Aussichten für die 
Stahlwerker. 

Am vergangenen Donnerstag stell¬ 
te der Finanzvorstand von Thyssen- 
Krupp, Guido Kerkhoff, die Ergebnisse 
des 3. Quartals im laufenden Geschäfts¬ 
jahr vor, das von Oktober bis Septem¬ 
ber läuft. Erstaunlich daran war, dass 
die ungeliebte und traditionsreiche 


tigten sogar verdreifacht. Bundesweit 
sind es im Durchschnitt 2,7 Prozent 
der Beschäftigten, die unter dem La¬ 
bel Leiharbeit organisierte Lohndrück¬ 
erei leisten müssen - besonders viele in 
Bremen (4,7 Prozent) und Thüringen 
(3,9 Prozent). Fast ein Drittel von ihnen 
malocht in Verkehrs- und Logistikun¬ 
ternehmen sowie bei Sicherheitsdiens¬ 
ten und Reinigungsürmen. 28 Prozent 
werden als Lohndrücker an Unterneh¬ 
men der Metall- und Elektroindustrie 
verliehen. 

Leiharbeit ist vor allem geprägt 
durch kurzfristige Arbeitsverhältnis¬ 
se. Im bundesrepublikanischen Durch¬ 
schnitt waren 54 Prozent der Arbeits¬ 
verhältnisse spätestens schon nach 
drei Monaten beendet. Und nur 22,3 
Prozent dauerten länger als neun Mo¬ 
nate, länger als 15 Monate dauerten 
demnach nur 14,1 Prozent. Und wie 
sieht es mit der Behauptung aus, Leih¬ 
arbeit sei eine Brücke zum regulären 
Arbeitsmarkt? Prekär: Fast die Hälfte 
der Leiharbeitskräfte, deren Arbeits¬ 
verhältnis beendet wurde, war 30 Tage 
später immer noch ohne neue Beschäf- 


Stahlsparte eine beträchtliche Um¬ 
satz- und Gewinnsteigerung verzeich- 
nete. Die Stahlpreise hätten sich erholt, 
hieß es zur Erläuterung. Wird der Ver¬ 
kauf an Tata jetzt abgesagt? Nicht doch. 
Im schönen Managerdeutsch erläuter¬ 
te Kerkhoff die Vorteile: „Die Konso¬ 
lidierung bietet allen Beteiligten mehr 
als Stand-Alone-Lösungen.“ Die Fusi¬ 
on werde sorgfältig geprüft, sagte er. 
Qualität gehe vor Zeit. Ein sehr schö¬ 
ner Spruch, der vermutlich andeuten 
soll, dass man sich über den Preis noch 
nicht einig ist. Steigende Stahlpreise er¬ 
höhen auch den Preis von Stahlwerken. 

Einig sind sich Tata und Thyssen- 
Krupp darin, dass die Pensionsver- 
pfhchtungen für die britischen Stahl¬ 
werker aus der Bilanz der künftigen 
Tata-Thyssen-Steel entfernt werden 


tigung. 26 Prozent hatten nach 30 Ta¬ 
gen ein sozialversicherungspfhchtiges 
Beschäftigungsverhältnis außerhalb 
der Leiharbeit gefunden. Aber jeder 
Fünfte landete wieder in der Mühle 
der Leiharbeit. 

Aufgabe der Arbeitsagentur wäre 
es laut Schulbuch, Arbeitslose in dau¬ 
erhafte Arbeit zu vermitteln. In Wirk¬ 
lichkeit vermittelt sie aber immer öf¬ 
ter direkt in die Leiharbeit. Das hege, 
so die offizielle Regierungspropagan¬ 
da, daran, dass Leiharbeiter schlechter 
qualiüziert seien als andere Beschäf¬ 
tigte. Ein Schauermärchen, das hinten 
und vorne nicht stimmt. Im Gegenteil: 
57 Prozent von ihnen verfügen sie über 
einen anerkannten Berufsabschluss - 
weitere acht Prozent sogar über eine 
akademische Ausbildung. Nur rund ein 
Viertel aller Leiharbeitskräfte hat kei¬ 
ne Berufsausbildung. Zwei Drittel der 
von der Bundesagentur in Leiharbeit 
vermittelten Erwerbslosen bezogen vor 
der Arbeitsaufnahme Arbeitslosengeld 
I. hatten also davor mindestens ein Jahr 
lang eine reguläre Arbeitsstelle im so¬ 
genannten ersten Arbeitsmarkt. Die 


müssen. So verfahren schließlich alle 
erfolgreichen Unternehmen. Bahn, 
Post und Telekom sind schließlich 
ohne die Ansprüche der Pensionäre 
ganz schlank in den privaten Wettbe¬ 
werb geschickt worden. Warum soll es 
mit den Betriebsrenten der alten „Bri¬ 
tish Steel“ anders gehen? Erst wenn da¬ 
bei eine befriedigende Regelung (zum 
Nutzen der beiden Stahlürmen und zu 
Lasten des britischen Staates) gefun¬ 
den sei, werde die Fusion vollzogen, 
hatte Thyssen-Krupp-Boss Heinrich 
Hiesinger immer wieder betont. 

Am Freitag war es so weit. Die 
Nachrichtenagenturen meldeten aus 
London, eine Einigung sei erzielt. Tata 
werde 550 Mio. Pfund an den Pensions¬ 
fonds zahlen, der die Rentenansprüche 
von 130 000 ehemaligen und heutigen 


Leiharbeit ist keine Alternative zu re¬ 
gulärer Arbeit, sondern eine höchst 
bedenkliche Form prekärer Beschäfti¬ 
gung, geprägt durch kurze, sich anein¬ 
ander reihende Arbeitsverhältnisse mit 
niedrigen Löhnen. Der Durchschnitts¬ 
lohn in der Leiharbeit hegt bei gera¬ 
de einmal 58 Prozent des allgemeinen 
Durchschnittsverdiensts. In Zahlen 
heißt das konkret, 1 816 Euro gegen¬ 
über 3 133 Euro pro Monat bei Voll¬ 
zeittätigkeit. Von Leiharbeit proütieren 
nur die Unternehmer. Leiharbeiter ha¬ 
ben die schlechteren Arbeitsbedingun¬ 
gen, werden mit Dumpinglöhnen abge¬ 
speist und sind meist schon nach kurzer 
Zeit erneut arbeitslos. Die einzigen, die 
davon proütieren, sind die Arbeitgeber. 
Die Gewerkschaften scheinen zu glau¬ 
ben, dass Leiharbeit immer noch besser 
sei als keine Arbeit zu finden, und so 
handeln sie auch. Doch es gilt weiterhin 
für aktive Gewerkschafter die Aufga¬ 
be, das Verbot der Leiharbeit einzufor¬ 
dern wie überhaupt aller Lohnarbeits¬ 
formen, die das Gebot gleicher Löhne 
und Arbeitsbedingungen für gleiche 
Arbeit verletzen. Manfred Dietenberger 


Stahlwerkern in der Gesamthöhe von 
15 Mrd. Pfund übernimmt. Wunderbare 
Aussichten. Hiesingers Vision eines rei¬ 
nen „Technologiekonzerns“, ganz ohne 
den schmutzigen Stahl, kann Wirklich¬ 
keit werden. Die Herren an der Spit¬ 
ze können sich allerdings auch verkal¬ 
kulieren. Die Gewinnrechnung für das 
dritte Quartal, von der oben die Rede 
war, enthielt Hinweise darauf. So muss¬ 
ten 900 Mio. Euro auf die Fehlinvestiti¬ 
on in ein Stahlwerk in Brasilien abge¬ 
schrieben werden, was den gesamten 
Quartalsabschluss in die Miesen drück¬ 
te. Ein Rückschlag ist auch die in Israel 
eingeleitete Untersuchung zum Kauf 
von drei U-Booten. Ansonsten verdient 
die Rüstungssparte des Konzerns sehr 
gut, die die „Technologie“ ja erst so 
richtig profitabel macht. Lucas Zeise 


Mehr Berufspendler 

Laut Angaben des Bundesinstituts für 
Bau-, Raum- und Stadtforschung ist 
die Zahl der Berufspendler im Jahr 
2015 auf 60 Prozent gestiegen. Im Jahr 
2015 waren es noch 53 Prozent aller Er¬ 
werbstätigen, die täglich bis zu mehre¬ 
ren Stunden mit dem Auto oder der 
Bahn zur Arbeit fahren. Auch die Län¬ 
ge des Arbeitsweges ist gestiegen: Von 
durchschnittlich 14,6 Kilometer im Jahr 
2000 auf durchschnittlich 16,8 Kilome¬ 
ter im Jahr 2015. Hinter diesen Zahlen 
verbergen sich jedoch auch Arbeits¬ 
wege von mehr als 150 Kilometern, 1,3 
Millionen Fernpendler nehmen diese 
Strecken 2015 täglich in Kauf. Konse¬ 
quenz dieser Entwicklung: Gefahr von 
steigender Zahl psychischer und phy¬ 
sischer Erkrankungen für Erwerbstäti¬ 
ge und steigende Belastung für Umwelt 
und Innenstädte. 

Der wachsende Niedriglohnsektor 
bei gleichzeitig steigenden Mietpreisen 
in den Großstädten: Das können sich 
immer weniger Menschen in Deutsch¬ 
land leisten. Zahlte man beispielsweise 
im Jahr 2011 für eine 30-Quadratmeter- 
Mietwohnung 13,55 Euro pro Quadrat¬ 
meter, sind es 2016 schon 15,47 Euro 
pro Quadratmeter. Die Menschen wer¬ 
den aus den Großstädten gedrängt, die 
steigende Zahl der Berufspendler ist 
Konsequenz der unsozialen Wohnungs- 
politik in Deutschland. 

EU-Strafzölle gegen China 

Die EU hat weitere Strafzölle gegen 
China verhängt. Auf bestimmte kor¬ 
rosionsbeständige Stahlerzeugnisse 
müssen Importeure ab sofort Aufschlä¬ 
ge von bis zu 28,5 Prozent des Preises 
zahlen. 

Handelskrieg abgewendet 

Ein drohender Handelskrieg zwischen 
dem EU-Mitglied Kroatien und seinen 
Nachbarn ist abgewendet. Das berich¬ 
teten die Medien vergangene Woche 
übereinstimmend in Zagreb, Belgrad 
und Sarajevo. Danach werde das kroa¬ 
tische Landwirtschaftsministerium die 
Mitte Juli drastisch erhöhten Gebüh¬ 
ren für Lebensmittel bei der Einfuhr 
wieder auf den ursprünglichen Stand 
zurückschrauben. Serbien hatte mit be¬ 
sonders langen Kontrollen kroatischer 
Importe geantwortet. An den Grenzen 
hatten sich die Lastwagen kilometerlang 
gestaut. Händler und Bauern hatten an 
die Politiker ihrer Länder appelliert, den 
Streit zu begraben, weil sonst hohe wirt¬ 
schaftliche Verluste zu beklagen seien. 

Lichttechnisch konservativ 

Fünf Jahre nach dem Verbot der Glüh¬ 
birne wird sie in vielen deutschen Haus¬ 
halten weiterhin genutzt. Laut einer ak¬ 
tuellen Umfrage gaben 50 Prozent der 
Haushalte an, weiterhin Glühbirnen zu 
nutzen, 45 Prozent verneinten das. Bei 
immerhin 14 Prozent derjenigen, die 
sie noch nutzen, brennen mehr als acht 
herkömmliche Glühbirnen im Haus¬ 
halt. Das Glühlampenverbot war durch 
eine EU-Verordnung aus Gründen der 
Energieeffizienz und des Umweltschut¬ 
zes schrittweise in Kraft gesetzt worden. 

PSA übernimmt Opel-Bank 

Kurz nach der Übernahme von Opel 
durch den französischen Autokonzern 
PSA hat die EU-Kommission auch dem 
Kauf der zugehörigen Finanzierungs¬ 
sparte zugestimmt. PSA hatte sich im 
März mit dem damaligen Opel-Mutter¬ 
konzern General Motors (GM) auf die 
Übernahme verständigt. 

Bruchlandung 

Es ist Urlaubszeit - und der Billigfhe- 
ger Air Berlin stellt den Antrag auf Er¬ 
öffnung eines Insolvenzverfahrens. Der 
Der Flugbetrieb werde aber fortgeführt, 
teilte die zweitgrößte Fluggesellschaft 
Deutschlands am 15. August mit. Die 
Bundesregierung springt mit einem 
Übergangskredit von 150 Millionen 
Euro in die Bresche, damit soll der Flug¬ 
betrieb für rund drei Monate gesichert 
werden. Flugpläne und Tickets blieben 
weiterhin gültig, versichert die Airline, 
es könne auch weiterhin gebucht wer¬ 
den. Hintergrund der Pleite ist, dass der 
Hauptaktionär, die arabische Fluglinie 
Etihad, keine weitere finanzielle Unter¬ 
stützung zur Verfügung stellt. 


Britische Renten geklärt 

Mit Stahl verdient Thyssen-Krupp gut, verkauft die Sparte aber an Tata 



Schöne Aussicht: Die ThyssenKrupp-Zentrale in Essen 
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Schuldenbremse weg 

Öffentliche Investitionen sind finanzierbar 


Steuerpolitik in der Kritik 

Die Wahlprogramme bürgerlicher Parteien 


Z u allen Zeiten haben Herrschen¬ 
de das Mittel der Steuer- und Ab¬ 
gabenerhebung genutzt, um ihre 
Interessen durchzusetzen. Die Verwen¬ 
dung dieser Einnahmen zur Finanzie¬ 
rung von Aufrüstung, des staatlichen 
Gewaltmonopols, der gesellschaftlich 
notwendigen Infrastruktur sind der 
politische Hebel, um die gewünschten 
Zustände zu sichern bzw. weiter auszu¬ 
bauen. Der Blick lohnt also, die Wahl¬ 
programme der bürgerlichen Parteien 
daraufhin zu sichten. Auffällig ist die 
fast wörtliche Übereinstimmung ihrer 
jeweiligen Aussagen, die nur margina¬ 
len Unterschiede und die möglichst 
wenig konkrete Beschreibung, wie die 
Zahlen Zustandekommen oder woher 
sie rühren. 

Seit ihrer Gründung gilt die FDP 
als Partei für „wenig Staat“ und gerin¬ 
ge Steuerlasten. Deshalb ist verständlich, 
dass sie die Einführung neuer Steuern - 
wie etwa der Vermögensteuer oder Fi¬ 
nanztransaktionssteuer - ablehnt. Am 
Splittingverfahren für Ehegatten und 
eingetragene Lebenspartnerschaften will 
sie festhalten und Familien und Alleiner¬ 
ziehende dadurch entlasten, dass sie die 
Kinderfreibeträge anheben und Betreu¬ 
ungskosten bis zum Höchstbetrag steu¬ 
erlich voll absetzbar machen will. Kei¬ 
ne genauen Zahlen sind in ihrem Wahl¬ 
programm zu finden. Klar ist auch, im 
Interesse ihrer Wählerklientel, dass die 
Weitergabe von erarbeitetem Eigentum 
und Vermögen und die Fortführung von 
Familienunternehmen durch steuerliche 
Regelungen nicht behindert werden darf. 
Der blöde Satz „Anstrengung muss sich 
lohnen“ fehlt dann auch nicht. Die Par¬ 
tei will eine technologieoffene steuerli¬ 
che Forschungsförderung einführen, was 
immer sie darunter alles entlasten will, 
wichtig ist ihr, dass die Unternehmen 
in Deutschland einen bestimmten Pro¬ 
zentsatz ihrer Personalaufwendungen für 
Forschung und Entwicklung als Steuer¬ 
gutschrift erhalten können. 

Kurz und knapp geht es bei der CDU 
zu: Auch in den kommenden vier Jahren 
soll die Schuldenbremse des Grundgeset¬ 
zes eingehalten werden, im Bundeshaus¬ 
halt will sie auch weiterhin keine neuen 
Schulden aufnehmen. Sie will den Solida¬ 
ritätszuschlag zur Einkommensteuer für 


Der Kommunale Finanzreport 2017 der 
Bertelsmann-Stiftung weist auf die dra¬ 
matische Überschuldung vieler Städte 
hin. Die Gesamtverschuldung der Städte 
beträgt 142 Milliarden, darunter allein 
50 Milliarden an kurzfristigen Kassen¬ 
krediten. Insbesondere die Kassenkre¬ 
dite sind das Ergebnis der mangeln¬ 
den Finanzausstattung der Kommunen 
durch den Bund und die Länder. Der 
Anstieg der kommunalen Verschul¬ 
dung zwischen 2005 und 2015 ist aus¬ 
schließlich auf den Zuwachs bei die¬ 
sen Krediten zurückzuführen. Die zehn 
Städte mit den höchsten Kassenkredi¬ 
ten liegen ausschließlich in NRW und 
RheinlandPfalz. Spitzenreiter ist Pir¬ 
masens mit einer Belastung von 7 921 
Euro gefolgt von Oberhausen mit 7 552 
Euro pro Einwohner. Der dramatische 
Anstieg bei den kurzfristigen Krediten 
wird daran deutlich, dass zwischen 2005 
und 2015, diese Kredite in Pirmasens 
um 6000 Euro und in Oberhausen um 
4000 Euro pro Einwohner angestiegen 
sind. Die Stadt Essen hat mit zwei Mil¬ 
liarden Euro Kassenkredite doppelt so 
hohe kurzfristige Kredite wie alle Kom¬ 
munen in Bayern, Baden-Württemberg, 
Sachsen und Thüringen zusammen. 
In den Bundesländern Saarland (3733 
Euro), Rheinland-Pfalz (3133 Euro), 
Nordrhein-Westfalen (3095 Euro)und 
Hessen (2 964 Euro) ist die kommunale 
Verschuldung je Einwohner am höchs¬ 
ten. Dagegen haben insbesondere die 
Städte und Gemeinden in Bayern und 
Baden-Württemberg mehr Geld einge- 


alle ab dem Jahr 2020 schnellstmöglich 
schrittweise abschaffen, wie viele Jahre 
sie dafür braucht, steht nicht im Wahlpro¬ 
gramm. Der Spitzensteuersatz, der im¬ 
mer häufiger bereits bei Einkommen von 
Facharbeitern, Handwerkern und Mittel¬ 
ständlern greift, soll künftig erst bei ei¬ 
nem steuerpflichtigen Jahreseinkommen 
von 60 000 Euro (für Unverheiratete) 
einsetzen, eine lächerlich geringe Ände¬ 
rung zum Ist-Zustand. Überhaupt nicht 
aktiv werden will die CDU bei der soge¬ 
nannten Finanztransaktionssteuer, denn 


elegant schiebt man das in den Rahmen 
der verstärkten Zusammenarbeit mit an¬ 
deren EU-Staaten. 

Die SPD nimmt sich „Zeit für mehr 
Gerechtigkeit“ und versteht darunter 
einen neuen Kinderbonus, der jedem 
Elternteil pro Kind 150 Euro als Abzug 
von der Steuerlast gewähren soll. Den 
aktuellen Spitzensteuersatz in Höhe 


nommen als ausgegeben. Laut dem Fi¬ 
nanzreport der Bertelsmann-Stiftung 
betragen 2016 die Überschüssen der 
Gemeinden 4,5 Milliarden Euro. Die 
Schere bei der kommunalen Verschul¬ 
dung zwischen den Städten wird damit 
immer größer. Eine Ursache sind u.a. 
die ständig steigenden Sozialausgaben 
infolge der hohen Arbeitslosigkeit, die 
zum großen Teil von den Kommunen 
selber aufgebracht werden müssen. In 
Nordrhein-Westfalen betrugen die Auf¬ 
wendungen für Soziale Leistungen 990 
Euro je Einwohner, in Baden-Württem¬ 
berg dagegen 576 Euro. 

Für die Einwohner in den über¬ 
schuldeten Kommunen hat dies dra¬ 
matische Auswirkungen. Die Belastung 
durch die Erhöhung der kommunalen 
Gebühren steigt in diesen Städten ra¬ 
sant. In NRW ist die jährliche Belas¬ 
tung mit 653 Euro je Einwohner am 
höchsten. Innerhalb eines Jahres gab 
es in NRW einen Anstieg um 117 Euro 
pro Einwohner. In den 57 NRW-Städ- 
ten, die dem Spardiktat „Stärkungs¬ 
pakt Stadtfinanzen“ der Landesregie¬ 
rung unterliegen, wird noch kräftiger 
an der Gebührenschraube gedreht. 
Ein Beispiel sind die Hebesätze für 
die Grundsteuer B, die von den Kom¬ 
munen selber festgelegt werden. Die 
Wohnungskonzerne legen diese kom¬ 
munale Steuer auf die Wohnungsmie¬ 
te um. Von den 10 Kommunen mit den 
höchsten Hebesätzen liegen acht in 
NRW, durchweg alles Städte, die den 
Restriktionen des Spardiktats unter- 


von 42 Prozent will sie progressiv-line¬ 
ar auf 45 Prozent anheben, er soll künf¬ 
tig ab 76 200 Euro zu versteuerndem 
Einkommen für Singles und 152 400 
Euro für Ehepaare fällig werden. Die 
SPD wünscht sich bei der Steuer- und 
Finanzpolitik die „Vorfahrt für Inves¬ 
titionen“. Zur Finanzierung will sie die 
so genannte „Reichensteuer“ in Höhe 
von drei Prozent auf den Spitzensteuer¬ 
satz zukünftig ab einem zu versteuern¬ 
den Einkommen für Ledige von 250 000 
Euro erheben. Sie will eine Umsatzsteu¬ 


er für Finanzprodukte, die so genannte 
Finanztransaktionssteuer. Diese müsse 
im Rahmen der europäischen Koope¬ 
ration mit einer breiten Bemessungs¬ 
grundlage und mit niedrigen Steuersät¬ 
zen gestaltet sein, also auch hier gilt, das 
kann und soll noch möglichst lange hi¬ 
nausgeschoben, wenn nicht unmöglich 
gemacht werden. Herbert Becker 


worfen sind. Trauriger Spitzenreiter ist 
die hochverschuldete Stadt Duisburg 
mit einem Hebesatz von 855 Punk¬ 
ten. Die Verschuldung der Kommunen 
führt damit zu einer immer größeren fi¬ 
nanziellen Belastung insbesondere der 
kleinen Leute. 

Der Finanzreport warnt eindringlich 
vor den Folgen eines Anstiegs der Zin¬ 
sen der kommunalen Haushalte. Einen 
Lösungsansatz für die Überwindung der 
kommunalen Verschuldung hat die Ber¬ 
telsmann-Stiftung jedoch nicht zu bieten. 
Mit ihren Publikationen und Tagungen 
ist die Bertelsmann-Stiftung maßgeb¬ 
lich daran beteiligt, den Abbau sozialer 
Leistungen, die Privatisierung möglichst 
vieler kommunaler Leistungen sowie 
durch die Förderung von Public-Priva- 
te-Partnership(PPP)-Projekten neue 
Anlagemöglichkeiten für das Finanz¬ 
kapital zu schaffen. Damit haben sich 
die überschuldeten Kommunen immer 
stärker in die Abhängigkeit des Finanz¬ 
kapitals begeben. Inzwischen wächst die 
Erkenntnis, dass die Städte aus eigener 
Kraft die Schulden nicht mehr abbau¬ 
en können. Die DKP fordert daher, dass 
die kommunalen Schulden zu Lasten der 
Banken und des Finanzkapitals ersatzlos 
zu streichen sind. Bei der Gesamtsum¬ 
me von 142 Milliarden Euro ist dies nur 
ein kleiner Betrag im Verhältnis zu dem 
Rettungspaket, das die Bundesregierung 
nach 2008 zur Rettung des Bankensek¬ 
tors beschlossen hat. 

Michael Gerber 
DKP-Ratsherrin Bottrop 


Die Schuldenbremse, von CDU und 
SPD 2010 ins Grundgesetz hinein¬ 
geschrieben, war von Anfang an als 
Abwehr berechtigter Ansprüche der 
Bevölkerungsmehrheit konstruiert. 
Sie basiert auf einem ökonomischen 
Denken, das neoliberalistisch ist und 
von der Annahme ausgeht, dass das 
wirtschaftliche Handeln ohne Krisen 
stattfindet. Die Annahme ist, dass das 
Wirtschaftssystem stabil ist und in der 
Tendenz keiner steuerpolitischen In¬ 
tervention bedarf. Die Krisen der ver¬ 
gangenen Jahre haben überdeutlich ge¬ 


zeigt, dass diese Sichtweise falsch ist. 
Die Geldpolitik ist im Ernstfall über¬ 
fordert, es bedarf zusätzlicher Eingrif¬ 
fe der Steuerpolitik, um wieder Stabi¬ 
lität herzustellen. Die Schuldenbremse 
erschwert dies erheblich und ist damit 
ein Krisenbeschleuniger. Sie ist folglich 
nicht notwendig und richtig, sondern 
überflüssig und falsch. Ihre Abschaf¬ 
fung wäre eine sinnvolle wirtschafts¬ 
politische Forderung, die die DKP fol¬ 
gerichtig stellt. 


Ganz im Zeichen des notwendigen Po¬ 
litikwechsels und der Stärkung außer¬ 
parlamentarischer Bewegungen stand 
die erste Veranstaltung der Initiative 
Millionärssteuer. 

Die anwesenden Erstunterzeich¬ 
ner/innen verwiesen auf die besonde¬ 
re Betroffenheit des Saarlandes durch 
die neoliberale Austeritätspolitik. Eine 
neue Studie der Bertelsmann-Stiftung 
zur desaströsen Finanzsituation der 
saarländischen Kommunen kommt zu 
dem Fazit: Das Saarland ist von der bun¬ 
desweiten Entwicklung abgekoppelt. 

Das Besondere sei, dass saarländi¬ 
sche Kommunen es selbst in wirtschaft¬ 
lich guten Zeiten nicht aus der Haus¬ 
haltskrise geschafft haben. Seit 1993 
ist den Kommunen nach dieser Studie 
in keinem einzigen Jahr ein positives 
Ergebnis gelungen. Bedingt durch die 
anhaltend gute Konjunktur seien die 
Einnahmen 2016 zwar um über fünf 
Prozent gestiegen. Gleichzeitig seien 
aber auch die Ausgaben gewachsen. 
Vor allem die Sozialausgaben stiegen 
ungebremst (plus neun Prozent). Die 
Bürgermeister fürchten, dass insbeson¬ 
dere der rasante Anstieg der Leistun¬ 
gen für alte Menschen, die sich aus ei¬ 
genen Mitteln keinen Heimplatz leisten 
können (Hilfe zur Pflege), zum Spreng¬ 
satz für die Kommunalhaushalte wird. 
„Die schwachen Kommunen fallen 
weiter zurück. Die Schere zwischen 


Unverheiratete zahlen für jeden 
Euro über 54 000 Euro Jahresein¬ 
kommen den höchsten Steuersatz von 
42 Prozent, Verheiratete zahlen ab 
104 000 Euro. Dieser muss nicht auf 
das gesamte Einkommen gezahlt wer¬ 
den, sondern nur auf die Summe, die 
den Grenzbetrag übersteigt. Wer ein zu 
versteuerndes Einkommen von 56 000 
Euro hat, muss also nur auf rund 2000 
Euro den höchsten Steuersatz zahlen. 
In den 80er Jahren lag der Steuersatz 
noch bei 56 Prozent, dann wurde er 
mehrmals abgesenkt auf den histo¬ 
rischen Tiefstand. Der Grenzbetrag 
selbst muss angehoben werden und 
der Steuersatz wieder auf 53 Prozent 
erhöht werden, um kleinere und mitt¬ 
lere Einkommen zu entlasten. 

In Deutschland gab es die Vermö¬ 
gensteuer, die vom Wert des Netto Ver¬ 
mögens (Bruttovermögen abzüglich 
Schulden) des Steuerpflichtigen (natür¬ 
liche oder juristische Person) berech¬ 
net wurde, das zu einem bestimmten 
Stichtag vorhanden war. Die Vermö¬ 
gensteuer wurde zuletzt 1996 erhoben, 
in jenem Jahr hatte sie ein Steuerauf¬ 
kommen von etwa 9 Milliarden DM ge¬ 
neriert. Seit einem Urteil des Bundes¬ 
verfassungsgerichts wird die Vermö¬ 
gensteuer mit Wirkung ab 1997 nicht 
mehr erhoben, obwohl das Vermögen¬ 
steuergesetz weiterhin in Kraft ist. Die 
DKP fordert, dass dieses Gesetz wieder 
angewandt wird, für Vermögen über 1 
Million Euro jährlich sollten 2 Prozent 
Steuer erhoben werden. 

Das Steuerrecht und die Steuer¬ 
rechtsprechung gehören zum umfang¬ 
reichsten und undurchsichtigsten Be¬ 
reich des staatlichen und wirtschaftli¬ 
chen Handelns, die Ausnahmeregeln 
und Schlupflöcher sind ein Tummelfeld 
für Spekulanten und Zocker, sie bevor¬ 
zugen die Konzerne und die Bestver¬ 
diener, der Sport „Steuerflucht“ muss 
energisch bekämpft werden. 

Die Forderungen der DKP: Öffent¬ 
liche Investitionen, damit verbunden 
Hunderttausende neuer Arbeitsplätze, 
die Aufstockung sozialer Leistungen 
sind finanzierbar. Die Verringerung 
des Rüstungsetats und die Neuausrich¬ 
tung der Steuerpolitik sind die Hebel, 
um die Kluft zwischen Arm und Reich 
zu verringern und den enormen Ver¬ 
schleiß der öffentlichen Infrastruktur 
zu stoppen. 

Frank Schumann 


den armen und reichen Kommunen öff¬ 
net sich“, sagt Kirsten Witte, Kommu¬ 
nalexpertin der Bertelsmann-Stiftung. 
Nirgends investierten die Städte und 
Gemeinden so wenig wie im Saarland. 
Bayerns Kommunen könnten pro Ein¬ 
wohner drei Mal mehr ausgeben. 

Derweil hat die Unterschriften¬ 
sammlung der Initiative begonnen. 
Der wohl prominenteste Unterstützer 
ist Konstantin Wecker, der anlässlich 
seines Konzertes in Büchel seine So¬ 
lidarität bekundete. Die Initiative wird 
nun vor allem den Bundestagswahl¬ 
kampf im Saarland für die Sammlung 
von Unterschriften nutzen und sich mit 
eigenen Aktivitäten in Saarbrücken 
und Saarlouis am bundesweiten Akti¬ 
onstag „Reichtum umverteilen“ am 16. 
September beteiligen. Hierzu soll eine 
überdimensionale Reich-Arm-Schere 
als Blickfang gestaltet werden. Die In¬ 
itiative unterstützt die Veranstaltung 
von attac zu einer gerechten Steuerpo¬ 
litik kurz vor dem Wahltermin am 21. 
September. Zudem wurde parallel zur 
Unterschriftensammlung eine inhalts¬ 
gleiche Online-Petition auf der Platt¬ 
form campact.de gestartet. Die DKP 
Saarland lädt ihre Mitglieder und Un¬ 
terstützer/innen zu einem Aktiventreff 
am Dienstag, den 22. August um 18 Uhr 
in den Versammlungsraum NN19, Nau- 
wieserstraße 19 in Saarbrücken, ein. 

Fred Herger 


Verschuldung wächst 

Kommunalfinanzen weiter unter Druck 
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N ach wie vor beschäftigen die 
Äußerungen des FDP-Chefs 
Politiker wie Medien. Christian 
Lindner hatte in einem am 5. August 
veröffentlichten Interview einen „Neu¬ 
start“ der deutschen Russlandpolitik 
gefordert. „Sicherheit und Wohlstand 
in Europa hängen auch von den Bezie¬ 
hungen zu Moskau ab.“ Er schlug vor 
die Besetzung der Krim als dauerhaf¬ 
tes „Provisorium“ anzusehen und „mit 
Moskau“ neu ins Gespräch zu kommen. 
„Wir müssen raus aus der Sackgasse.“ 
Zugleich bekräftigte er die „Partner¬ 
schaft“ mit den USA und die Unter¬ 
stützung für die osteuropäischen NA¬ 
TO-Partner. 

Dieser Vorstoß kommt - schaut man 
nur auf das Wahlprogramm der FDP - 
durchaus unerwartet. Dort wird näm¬ 
lich eindeutig erklärt: „Solange Präsi¬ 
dent Putin seine Interventionspolitik 
fortsetzt, müssen ... die Sanktionen 
gegen Russland aufrechterhalten und 
eine Wiederaufnahme Russlands in die 
G8 ausgeschlossen werden. Im Falle ei¬ 
ner erneuten militärischen Eskalation 
müssen die Sanktionen gegen Russland 
weiter verschärft werden.“ Von einem 
„Neustart“ ist hier nicht die Rede, im 
Weiteren dann aber doch von einem 
nötigen Dialog mit Russland. Immerhin. 

Dabei weiß die FDP ganz genau, 
dass die Sanktionen gegen Russland 
nicht nur den Dialog behindern, son¬ 
dern vor allem der deutschen Industrie 
schaden, deren Vertreter im aktuellen 
Wahlkampf auch auf die FDP setzen. 
Und das nicht nur mit Spenden an die 
Partei (1,5 Millionen im ersten Halb¬ 
jahr 2017 durch Unternehmen, Unter¬ 
nehmerverbände und Privatpersonen, 
die SPD erhielt übrigens nur 100 000 
Euro): Denn erst allmählich haben sich 
die Geschäfte mit Russland wieder 
„erholt“. Für dieses Jahr erwartet der 
DIHK zum ersten Mal seit vier Jahren 
ein Wachstum der Exporte nach Russ¬ 
land. Zwischen 2013 bis 2016 waren die 
Ausfuhren um 40 Prozent eingebro¬ 
chen. Erneute Sanktionen werden die 
Geschäfte wieder empfindlich „stören“. 

Es ist also nicht unwahrscheinlich, 
dass Lindners Äußerungen eine Reak¬ 
tion sowohl auf die neuen US-Sank- 
tionen gegen Russland sind, die vor 


allem auf den Energiesektor und die 
Stärkung der US-Exporte zielen, als 
auch auf die prompt folgenden neuen 
der EU. 

Die DIHK warnte inzwischen vor 
teils dramatischen Folgen der US-Straf- 
maßnahmen. „Wichtige Projekte für 
die Versorgungssicherheit können zum 
Stillstand kommen, sollte es deutschen 
Unternehmen nicht mehr erlaubt sein, 
an russischen Gaspipeline-Projekten 
mitzuwirken“, erklärte zum Beispiel der 
DIHK-Außenwirtschaftschef Volker 
Treier. Das würde die deutsche Wirt¬ 
schaft insgesamt empfindlich treffen. 

Lindner hatte deshalb bei seinem 
Interview wohl zuallererst die deut¬ 
schen Kapitalinteressen im Blick, aber 
gewiss auch den Wahlkampf. Und da 
ist er seinen Konkurrenten, die wie 
die SPD krampfhaft nach Themen su¬ 
chen, die die Wählerinnen und Wähler 
bewegen, offenbar um Einiges vor¬ 
aus. Denn nach einer aktuellen Forsa- 


Umfrage, die übrigens im Auftrag von 
Wintershall durchgeführt wurde, einer 
Tochterfirma des BASF-Konzerns, die 
sich an der Finanzierung der Gaspipe¬ 
line Nord Stream 2 beteiligt, halten 83 
Prozent der Befragten in Deutschland 
Wirtschaftssanktionen der USA gegen¬ 
über Russland für falsch. 

Die Bundesregierung ließ sofort 
nach dem Interview erklären, ihre und 
die Haltung der gesamten EU im Zu¬ 
sammenhang mit der Krim sei „völlig 
eindeutig und unverändert“. Jürgen 
Hardt, Außenpolitischer Sprecher der 
Unionsfraktion, behauptete gar, Lind¬ 
ner setze die außenpolitische Glaub¬ 
würdigkeit Deutschlands aufs Spiel. 
Scharfe Kritik kam auch von Cem Öz¬ 
demir (Grüne). 

Die Spitzenkandidatin der Partei 
„Die Linke“, Sahra Wagenknecht, er¬ 
klärte dagegen, auch aus Gründen von 
Frieden und Sicherheit in Europa sei es 
dringlich, zu den Traditionen der Ent¬ 


spannungspolitik gegenüber Russland 
zurückzukehren. „Wenn die FDP sich 
auf diese außenpolitischen Traditionen 
besinnt, ist das begrüßenswert.“ 

Dass dies nicht unproblematisch 
ist, daran erinnerte ausgerechnet „Die 
Welt“, die die Kritiker Lindners nicht 
nur denkfaul und unbeweglich nann¬ 
te, sondern ihnen zudem moralische 
Selbstgewissheit vorwarf. Auch sie er¬ 
innerte an „außenpolitische Traditio¬ 
nen“: „Man kann diesen Weg für falsch 
halten, man kann die Grundideen der 
Ostpolitik, wie sie von John F. Ken¬ 
nedy, Henry Kissinger, Willy Brandt 
und Egon Bahr entworfen wurden, 
als kaum zielgerichtet einschätzen, 
womöglich kann man mit einiger Ge¬ 
dankenakrobatik sogar den Grundsatz 
der Entspannungspolitik infrage stel¬ 
len, der da lautet: ,Man kann den Status 
quo nur ändern, indem man ihn aner¬ 
kennt 4 .“ 

Nina Hager 


Neue Hubschrauber 

Russland und IS bedrohen EU, deshalb mehr Rüstung 


Die derzeitigen Maschinen der Bundes¬ 
wehr des Typs CH-53 der US-Firma Si- 
korsky werden seit 1972 eingesetzt und 
gelangen trotz umfangreicher Moderni¬ 
sierungen in den vergangenen Jahren in 
absehbarer Zukunft ans Ende ihrer wirt¬ 
schaftlich sinnvollen Nutzungszeit. Die 
Bundeswehr will deshalb neue schwe¬ 
re US-Transporthubschrauber statt der 
veralteten Sikorsky CH-53 beschaffen. 
Die Freude der deutschen Rüstungsin¬ 
dustrie an den Plänen von Frau von der 
Leyen, in den nächsten Jahren weit über 
135 Milliarden Euro zusätzlich in ihren 
Etat einzustellen, wurde nun deutlich 
gedämpft, denn der Deal läuft nicht so 
wie gewünscht und erwartet. 

Nachfolger soll die aktuelle Version 
der CH-53 sein oder der CH-47 „Chi¬ 
nook“ des Konkurrenten Boeing wer¬ 
den. Man wolle keine Neuentwicklung, 
sondern verfügbare Maschinen „von 
der Stange“. Und die neuen Hubschrau¬ 
ber sollen auch gleich in Kombination 
mit einem Betreuungs- und Instandhal¬ 
tungspaket geordert werden. Begründet 
wird dies mit einem erwarteten Zeitge¬ 
winn im Beschaffungsverfahren, klare¬ 
ren Verantwortlichkeiten und höherer 
Kostentransparenz. Damit ist auch klar, 
die Rüstungsindustrie im europäischen 
Teil der Nato kann sich auf lange Zeit 
darauf einstellen, in diesem Bereich kei¬ 
ne Aufträge zu erhalten. 

Ein kleines Stück vom Kuchen 
wollte man aber abbekommen: Die 
deutschen Hersteller und Zulieferer 
von Luftfahrttechnik würden an Kauf 


und Wartung von neuen Transporthub¬ 
schraubern gerne verdienen und we¬ 
nigstens die Instandhaltung und War¬ 
tung der US-Maschinen würde man 
gerne übernehmen, wohl auch, um Ein¬ 
blicke in die Technik der Konkurrenz zu 
bekommen. Laut einem Schreiben des 
Bundesverbandes der Deutschen Luft- 
und Raumfahrtindustrie (BDLI) an das 
Verteidigungsministerium gehe es (wie¬ 
der mal) um die „Souveränität Deutsch¬ 
lands“. Es sei unerlässlich, Kauf und Be¬ 
treuung der Helikopter vertraglich zu 
entkoppeln. Nur durch den Rückgriff 
auf nationale Ausrüster und Zulieferer 
werde es möglich sein, die Souveränität 
Deutschlands zu gewährleisten. Gleich¬ 
zeitig wird gefordert, dass die Amerika¬ 
ner umfangreiche technische Datensät¬ 
ze und Bauzeichnungen liefern sollen. 

Doch das deutsche Verteidigungs¬ 
ministerium erteilt den Lobbyisten nun 
eine Abfuhr. Die Staatssekretärin im 
Verteidigungsministerium, Katrin Suder, 
erteilte den Wünschen des BDLI nun in 
deutlichen Worten eine deftige Absage. 
In der Antwort auf den Brief der Lobby¬ 
isten schreibt die für Rüstung zuständi¬ 
ge Spitzenbeamtin, sie teile die Befürch¬ 
tungen des Verlusts von Souveränität 
und Handlungsfähigkeit „ausdrücklich 
nicht“. Sie würde es aber „ausdrücklich 
begrüßen“, wenn die deutsche Industrie 
die Kooperation mit den Amerikanern 
suchen würde. Was unter einer solchen 
Zusammenarbeit zu verstehen sei, bleibt 
offen. Die Eile im Ministerium und der 
Bundeswehr hängt wohl auch damit zu¬ 


sammen, dass der Absturz einer Maschi¬ 
ne in Mali vor wenigen Wochen auf Ver¬ 
schleiß zurückzuführen ist und man sich 
weitere Schreckensmeldungen ersparen 
möchte. Tote Soldaten sind eh nur Kol- 


lateralschäden, wichtiger ist sicherlich, 
keine weitere Verstimmungen mit Mr. 
Trump zu produzieren und deshalb die¬ 
sen Deal so einzutüten. 

Gretchen Kallenberg 


Arbeitstreffen der Bildungskommission 
des Parteivorstands 
Samstag 2.9.2017; Beginn 10.00 Uhr 
Karl-Liebknecht-Schule, Leverkusen 

Tagesordnung: 

1. Dr. Hans-Peter Brenner: 

Der Leitantrag zum 22. Parteitag, Unterstützung der 
Parteidebatte zur Strategie der DKP, Strategiekonferenz 
30.9. in Hannover 

2. Stand der Bildungsarbeit zum Thema Oktoberrevolution: 
Erfahrungsaustausch 

3. Bildungsmaterial Parteitheorie: Beratung eines ersten 
Entwurfes 

4. Verschiedenes: 

- Info: Stand der Arbeit und Planung der Karl- 
Liebknecht-Schule 

- Erste Planung neuer Bildungszyklus. Gemeinsamer 
Ideenaustausch 

Eingeladen sind alle Mitglieder der Kommission und die Bildungsver¬ 
antwortlichen der Bezirke sowie weitere an der zentralen Bildungsar¬ 
beit interessierte Bildungsverantwortliche in den Kreisen; Anreise und 
Übernachtung am Freitag in der KL-Schule möglich; Anmeldung bei 
der Bundesgeschäftsstelle erbeten. Voranmeldung aus organisatori¬ 
schen Gründen dringend. Materialien werden dann zugesandt. 


Heß-Marsch in Berlin 

Neofaschisten aus ganz Europa mo¬ 
bilisieren für Sonnabend (19. Au¬ 
gust) zu einem Aufmarsch nach 
Berlin-Spandau. Unter dem Motto 
„Mord verjährt nicht! Gebt die Ak¬ 
ten frei - Recht statt Rache!“ wol¬ 
len die Nazis propagieren, dass der 
Hitler-Stellvertreter Rudolf Heß 
vor knapp 30 Jahren im Kriegsver¬ 
brechergefängnis von Spandau er¬ 
mordet worden sei und nicht Selbst¬ 
mord begangen habe. 

Verschiedene antifaschistische 
Organisationen, Gewerkschaften 
und auch die DKP rufen zu Ge¬ 
genprotesten auf. Das „Spandauer 
Bündnis gegen rechts“ kündigt auf 
seiner Internetseite an, sich dem 
Naziaufmarsch „aktiv entgegen¬ 
stellen“ zu wollen. „Wir wollen kei¬ 
ne Nazis und keine Naziverehrung 
in Spandau oder anderswo“, heißt 
es dort. Nur wenige Tage später, 
am 23. August, wollen Neonazis in 
Dortmund anlässlich des fünften 
Jahrestages der Verbote verschie¬ 
dener „Kameradschaftsgruppen“ 
durch den damaligen NRW-Innen- 
minister Ralf Jäger (SPD) im Jahr 
2012 demonstrieren. Auch hier ru¬ 
fen Antifaschisten zu Protesten auf. 

Strafen gefordert 

Als Antwort auf den Skandal um Fi- 
pronil-belastete Eier hat die Verbrau¬ 
cherorganisation foodwatch von der 
Bundesregierung wirksame gesetzli¬ 
che Maßnahmen gegen Gesundheits¬ 
gefahren und Betrug im Lebensmit¬ 
telsektor gefordert. „Gammelfieisch, 
Dioxin und nun Fipronil - viele gro¬ 
ße Lebensmittelskandale folgen dem 
gleichen Muster: Erst wird betrogen, 
dann zu spät informiert und am Ende 
bleiben wirksame politische Konse¬ 
quenzen aus“, erklärte Lena Blanken, 
Expertin für Lebensmittelhandel bei 
foodwatch. „Statt die Verantwortung 
auf andere Länder zu schieben, muss 
Bundesernährungsminister Christi¬ 
an Schmidt endlich höhere Strafen 
durchsetzen, damit sich solche Skan¬ 
dale nicht wiederholen“, forderte sie. 

Klimacamp im Rheinland 

Am Freitag, den 18. August beginnt 
das achte Klimacamp im Rheinland. 
Dieses Jahr werden die Zelte auf pri¬ 
vaten Flächen am Lahey-Park bei 
Erkelenz aufgeschlagen. Des Wei¬ 
teren wird ein zweites Camp über 
eine Versammlungsanmeldung bei 
Bedburg angestrebt, um die Anlie¬ 
gen des Camps auch in den Osten 
des Tagebaus Garzweiler zu tragen. 
Der Schwerpunkt des Klimacamps 
liegt auf Vernetzung, sowohl mit den 
Menschen vor Ort als auch mit in¬ 
ternationalen sozialen Bewegungen. 
Es werden zahlreiche internationale 
Gäste aus verschiedenen Ländern, 
von den USA über die Türkei bis 
Mosambik erwartet, die in Work¬ 
shops, Vorträgen und Podiumsdis¬ 
kussionen ihre Positionen darstellen 
werden. 

Unterstützung 
für Marine einstellen 

„Nach den völkerrechtswidrigen 
Drohungen der libyschen Marine 
gegen zivile Seenotretter muss die 
Unterstützung der kriminellen li¬ 
byschen Bürgerkriegsmilizen durch 
die EU sofort eingestellt werden“, 
fordert die Bundestagsabgeordne¬ 
te Ulla Jelpke (Linkspartei). Ak¬ 
tuell rüstet die EU die sogenann¬ 
te libysche Einheitsregierung und 
ihre verbündeten Milizen zur Hatz 
auf Flüchtlinge im Mittelmeer auf. 
„Auch die aktuellen Drohungen sind 
Konsequenz einer perfiden Abschot¬ 
tungslogik, mit der Europa über Lei¬ 
chen geht“, kommentierte Jelpke die 
Drohungen der libyschen Marine 
gegen zivile Seenotretter. Mindes¬ 
tens 40 Prozent der Rettungen von 
Schutzsuchenden seien von Seenot- 
rettungs-NGOs realisiert worden. 
„Wenn diese jetzt durch Libyen be¬ 
droht oder durch Italien kriminali¬ 
siert werden, bedeutet das nichts an¬ 
deres als den Tod Tausender in Kauf 
zu nehmen. Diese Politik ist einfach 
widerwärtig und bösartig“, so die 
Bundestagsabgeordnete weiter. 
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ALBA-Staaten solidarisch 

Die Mitgliedstaaten der Bolivari- 
schen Allianz für die Völker Unse¬ 
res Amerikas (ALBA) haben sich 
mit Venezuela solidarisch erklärt 
und Sanktionen gegen das Land 
verurteilt. Sie stellten einen Bruch 
des Völkerrechts dar mit dem „Ziel, 
einen Regimewechsel durch die di¬ 
rekte Beeinträchtigung des Volkes 
und der bolivarischen Regierung 
Venezuelas“ zu erreichen. 

Weiter heißt es: „Wir betonen, 
dass die historischen Feinde der la¬ 
teinamerikanischen und karibischen 
Integration einen nicht-konventio¬ 
nellen Krieg gegen die Regierun¬ 
gen und Völker führen, die sich am 
meisten dafür eingesetzt haben. Ihr 
einziges Ziel ist es, die erreichten 
Fortschritte in der Region zunichte 
zu machen, uns zu spalten und uns 
erneut das neoliberale Wirtschafts¬ 
modell aufzuzwingen, um so unsere 
Reichtümer zu beherrschen und zu 
kontrollieren und uns unter die In¬ 
teressen der großen transnationalen 
Unternehmen zu stellen. (...) 

Wir fordern eine sofortige und 
entschiedene internationale Verur¬ 
teilung der Gewalt, die bedauerli¬ 
cherweise zahlreiche Opfer im ve¬ 
nezolanischen Volk gefordert hat. 
Wir rufen erneut zum Eintreten in 
einen konstruktiven und respekt¬ 
vollen Dialog auf, um die politische 
und wirtschaftliche Stabilität in Ve¬ 
nezuela zu stärken.Wir unterstrei¬ 
chen die Kraftanstrengung, mit der 
die lateinamerikanischen und kari¬ 
bischen Völker die Ideale der sozi¬ 
alen Gerechtigkeit und Würde des 
Menschen verteidigen. (...) 

Wir rufen die Völker und Regie¬ 
rungen Lateinamerikas und der Ka¬ 
ribik zur Wachsamkeit auf und dazu, 
uns zur Verteidigung unserer regiona¬ 
len Unabhängigkeit und Souveränität 
zu vereinen sowie jenen entgegen zu 
treten, die versuchen unsere sozialen 
Errungenschaften rückgängig zu ma¬ 
chen und die Integration und Einheit 
Unseres Amerika verhindern wollen. 

Wir prangern die Existenz und 
die Entwicklung eines Plans durch 
das Imperium an, mit dem die Ent¬ 
wicklung der progressiven Regie¬ 
rungen gestört werden soll. Wir 
sind uns dieses Plans bewusst und 
bereit, Widerstand zu leisten und in 
den Kampf zu ziehen, wie es auch 
das mutige und würdevolle venezo¬ 
lanische Volk getan hat.“ 

Indigenas wehren sich 

Die Ureinwohner in Brasilien wehren 
sich gegen die Politik von Präsident 
Michel Temer, die zu Vertreibung 
und dem Verlust ihrer Lebensräu¬ 
me führt. In Säo Paulo und anderen 
Städten demonstrierten sie gegen die 
Auflösung indigener Schutzgebiete 
gerade in der Amazonasregion. Die 
konservative Regierung hat mehre¬ 
re Vorgaben gelockert. Um die tiefe 
Rezession zu überwinden, wird öko¬ 
nomischen Interessen ein Vorrang 
gegeben - etwa zur Ausbeutung von 
Rohstoffen oder für den Anbau von 
Soja. Auch die Abholzung hat im Re¬ 
genwald zugenommen. Zuletzt gab es 
mehr Attacken gegen Indigenas. 

In den riesigen Amazonasge¬ 
bieten finden gravierende Verände¬ 
rungen statt. Die aktuellen Proteste 
fanden rund um den „Tag der Ur¬ 
einwohner“ statt - weltweit gibt es 
nach UNO-Angaben rund 370 Mil¬ 
lionen Ureinwohner. In vielen Staa¬ 
ten sind Angehörige der insgesamt 
rund 5 000 indigenen Völker (vom 
lateinischen „indigenus“ für einhei¬ 
misch, eingeboren) in der Minder¬ 
heit. Oft leiden sie unter Diskrimi¬ 
nierung, extremer Armut und un¬ 
zureichender Bildung. Der Abbau 
von Bodenschätzen oder die Aus¬ 
weitung von Agrarflächen gefähr¬ 
den ihre natürlichen Lebensräume. 

In Temers Regierung ist mit 
Blairo Maggi einer der größten 
Sojaunternehmer des Landes Ag¬ 
rarminister. In Brasilien wurden in 
den vergangenen Jahrzehnten riesi¬ 
ge Flächen gerodet, um Soja anzu¬ 
bauen, das vor allem als Tierfutter 
genutzt wird, um den wachsenden 
Fleischbedarf in der Welt zu stillen. 


Regieren - mit links? 

Die Haltung zu Venezuela strapaziert die Koalitionen in Chile und Uruguay 


XLVII Periodo Ordinario de besieg 

Asamblea General de la 
Organizacion de los Estados America 

Benito Juärez, Quintana Roo, del 19 al 21 de junio de 2017 
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US-Vizeaußenminister John J. Sullivan beim Fototermin mit venezolanischen Oppositionellen im Rahmen der Generalver¬ 
sammlung der Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) in Cancün, Mexiko (20.Juni 2017) 


B eteiligungen linker Parteien an ka¬ 
pitalistischen Regierungen bergen 
nicht selten Konfliktstoff. Das ist 
auch im Falle Kommunistischer Partei¬ 
en nicht anders, wenn auch diese weit 
mehr als andere Kräfte der Linken ver¬ 
stehen, dass die Zukunft sich nicht am 
Horizont, sondern dahinter befindet. 
Weil sich die Erde ja dreht. 

Entsprechend gehen sie an vie¬ 
le Probleme, die bei Koalitionen ent¬ 
stehen, mit relativem Langmut bezie¬ 
hungsweise materialistischer Gelassen¬ 
heit heran. Aber es gibt auch Probleme, 
die bei Mitgliedern und Wählerschaft 
der KPen so viel Missmut hervorrufen, 
dass sie nicht einfach übergangen wer¬ 
den könnten. 

So auch in Lateinamerika. Die kom¬ 
plizierte Situation in Venezuela spaltet 
nämlich nicht nur die Staaten der Regi¬ 
on, wie es sich in der Organisation Ame¬ 
rikanischer Staaten (OAS) oder im Mer- 
CoSur zeigt - sie spaltet auch die Par¬ 
teienkonstellationen selbst, die moderat 
linke Modelle an die politische Macht 
brachten. Und die Haltung zu Venezue¬ 
la, konkret nun zur Wahl zur Verfassung¬ 
gebenden Versammlung, sorgt für höhe¬ 
re Wellen als die eigentlich entscheiden¬ 
de Frage, wie man denn das System zu 
überwinden gedenkt, das Krieg oder De¬ 
stabilisierung von volksnahen Regierun¬ 
gen, wie in Venezuela, verantwortet. 

In Venezuela selbst ist die KP nicht 
an der Regierung beteiligt, begleitet sie 
aber von Anbeginn solidarisch. Unter¬ 
stützt wird das Land von den karibi¬ 
schen Staaten, die über die CARICOM 
mit einer Stimme sprechen, sowie von 
Nicaragua, Kuba, Bolivien und Ecua¬ 
dor, was mehr oder weniger den AL- 
BA-Mitgliedstaaten entspricht. In der 
OAS-Minderheit (allerdings in Größe 
und Wirtschaftskraft deutlich überle¬ 
gen) sind Brasilien, Argentinien, Chile, 


Mexiko, Kolumbien und andere Länder 
Süd- und Mittelamerikas. 

KPen sind in den Ländern, die sich 
gegen Venezuelas Regierung von Prä¬ 
sident Nicolas Maduro stellen, nur in 
Chile und Uruguay an Regierungen be¬ 
teiligt. In Chile ist die Kritik angesichts 
der negativen Positionierung der Mitte- 
Links-Koalition unter Präsidentin Mi¬ 
chelle Bachelet gegen die antiimperia¬ 
listische Regierung Venezuelas immer 
lauter geworden. Am 20. März und am 
19. Juni stimmte Chile in der OAS je¬ 
weils für eine Verurteilung Venezuelas, 
die in beiden Fällen aufgrund der konse¬ 
quenten Haltung der CARICOM nicht 
gelang. Das auch vor dem Hintergrund, 
dass Parallelen zwischen dem Putsch in 
Chile 1973 und der Situation von Unter¬ 
nehmerstreiks und künstlichen Waren¬ 
verknappungen bei gleichzeitigem Ka¬ 


pitalabfluss und starker Inflation, die zu 
hohen Verbraucherpreisen führen, nicht 
von der Hand zu weisen sind. 

Auch Uruguay hat in der OAS ge¬ 
gen Venezuela gestimmt, was die Ba¬ 
sis der KP Uruguays heftig kritisierte. 
Nun ist aber mit der Suspendierung Ve¬ 
nezuelas aus dem MerCoSur, dem als 
weitere Vollmitglieder neben Uruguay 
auch Brasilien, Paraguay und Argenti¬ 
nien angehören, das Maß übervoll. Die 
Parteiführung hat sich mittels des Nati¬ 
onalen Exekutivkomitees am 5. August 
an die Öffentlichkeit gewandt und fest¬ 
gestellt, dass es sich um einen „neuerli¬ 
chen und schwerwiegenden Schritt ge¬ 
gen eine Überwindung der politischen, 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Krise Venezuelas“ handelt, der stattdes- 
sen die Konfrontation schüre. Besorgt 
zeigt sich die KPU über die Nichtan¬ 


erkennung des demokratischen, sou¬ 
veränen und verfassungsgemäßen 
Ausdrucks des venezolanischen Volks 
bei verschiedenen Wahlen, zuletzt am 
30. Juli. Die KP Uruguays „teilt in kei¬ 
ner Weise die Position, die unsere Re¬ 
gierung eingenommen hat“. Neben den 
Kommunisten haben sich weitere Or¬ 
ganisationen in der „Breiten Front“, 
die die Regierungsmehrheit stellt, in 
dieser Frage gegen die Regierung ge¬ 
stellt: Casa Grande, die Partei für den 
Sieg des Volkes, die Liste 711 und die 
Artigas-Strömung. Die Bewegung für 
eine Volksbeteiligung von Ex-Präsident 
Jose Mujica hat sich dagegen nicht ge¬ 
äußert; die Sozialistische Partei, der 
auch Staatschef Tabare Väsquez ange¬ 
hört, begrüßte die Entscheidung gegen 
Venezuela. 

Günter Pohl 


Dritte Flucht vor dem Krieg 

US-Bombardements zerstören die syrische Stadt al-Raqqa 



US-Marines beschießen die syrische Stadt Raqqa, um die SDF bei ihrem Vormarsch zu unterstützen. 


Es war ein Schock, als im März 2013 Be¬ 
waffnete der al-Nusra-Front al-Raqqa 
einnahmen. Damit war die Hauptstadt 
einer syrischen Provinz in die Hände 
der Dschihadisten gefallen. 

Al-Raqqa war zuvor ein Hort der 
Stabilität. Lokale Übereinkünfte und 
Vereinbarungen mit Stämmen hielten 
den Krieg fern von der Stadt. Einzig die 
Flüchtlinge, die zu Zehntausenden Zu¬ 
flucht in der Stadt suchten, machten die 
Nähe des Krieges deutlich. Die syrische 
Armee versuchte vor allem, die Bevöl¬ 
kerungszentren im Westen des Landes 
zu schützen - für die Dschihadisten war 
al-Raqqa damit eine leichte Beute. Zu¬ 
nächst übernahm al-Nusra die Macht in 
der Stadt. Es folgten Auseinanderset¬ 
zungen zwischen verschiedenen dschi- 
hadistischen Fraktionen, bis im März 
2014 der IS die volle Kontrolle über die 
Stadt übernahm. 

Die Organisation „Adopt a Revolu¬ 
tion“ führte damals eine Rundreise mit 
Vertreterinnen der „syrischen Opposi¬ 
tion“ aus al-Raqqa durch und wollte die 
Eroberung der Stadt durch die Dschi¬ 
hadisten als Befreiung verkaufen. Doch 
diese Träume erwiesen sich bald als 
Alptraum. Die syrische Armee war mit 
der Verteidigung der Bevölkerungszen¬ 
tren überlastet und konnte keine Kräfte 
einsetzen, um Raqqa zurückzuerobern. 
Es bildete sich eine Demarkationslinie 
zwischen den Einflussgebieten, die man 
durchaus passieren konnte, es fuhren 
sogar Busse. 

Der türkische Journalist Fehim Tas- 
teki ließ in einem Artikel einen Unter¬ 
nehmer aus Raqqa die Macht der Dschi¬ 
hadisten beschreiben: „Mit den Einnah¬ 
men aus den Erdölgeschäften und den 
eingesammelten Geldern zahlen sie an 
25 000 bis 30 000 Gefolgsleute Gehälter 
... Die Produktionsstätten sind fest in 
deren Händen ... Es gibt unter den Ak¬ 
tivisten Türken, viele Saudis, Algerier 
und Tunesier. Unter den ausländischen 


ISIS-Frauen bilden die Tunesierinnen 
mit 90 Prozent die größte Gruppe.“ 

Als in diesem Jahr die irakischen 
Streitkräfte Mossul eroberten, blieb 
Raqqa als wichtigste Stadt im schrump¬ 
fenden Einflussgebiet des IS. Doch 
nicht nur für den IS war es die wich¬ 
tigste Stadt. Nachdem die syrische Ar¬ 
mee Aleppo befreit hatte, wurde Raqqa 
auch für die USA zum zentralen Ziel, 
um überhaupt einen Zugriff in Syrien zu 
erhalten. Zusammen mit ihren Verbün¬ 
deten der „Demokratischen Kräfte Syri¬ 
ens (SDF) versuchen sie, den IS zu ver¬ 
treiben und die Stadt zu übernehmen. 
Dabei agieren die SDF als Bodentrup¬ 
pen, die USA unterstützen sie mit Luft¬ 
angriffen, Artillerie und Spezialkräften. 

Seit dem 6. Juni kämpfen die über¬ 
wiegend kurdischen SDF im Stadtgebiet 
selbst. Möglichst schnell soll die Stadt er¬ 
obert werden, denn es geht auch darum, 


den Einfluss der syrischen Armee zu be¬ 
grenzen, die ebenfalls im Euphrat-Tal 
aktiv ist und sich der belagerten Stadt 
Deir Ezzor nähert. So werden Einrich¬ 
tungen der Infrastruktur und große Teile 
der Stadt von US-Artillerie und durch 
Angriffe der US-Luftwaffe in Trümmer 
gelegt - wie zuvor schon Mossul im Irak. 
Auch vor dem Einsatz von chemischen 
Kampfstoffen - Weißer Phosphor - 
schreckt die US-Luftwaffe nicht zurück. 

Die Mitteilung von Unicef, dass bis zu 
50000 Menschen in Raqqa eingeschlos¬ 
sen sind, davon die Hälfte Kinder, ist 
selbst schon Ausdruck einer humanitä¬ 
ren Katastrophe. Denn es bedeutet, dass 
Zehntausende flüchten mussten - und 
viele schon zum zweiten oder dritten 
Mal auf der Flucht vor dem Krieg sind. 

Zwischen den SDF und ihren US- 
Verbündeten und der syrischen Armee 
gibt es nur gelegentlich Konflikte. Vor¬ 


erst begrenzt der Euphrat die jeweili¬ 
gen Einflusssphären. Aber von einer 
Zusammenarbeit gegen den IS kann 
keine Rede sein. 

Es gibt Stammesorganisationen, die 
mit Armee und Regierung Zusammen¬ 
arbeiten, andere, die mit den SDF und 
den USA Zusammenarbeiten. Massive 
US-Luft- und Artillerieangriffe zerstö¬ 
ren - gegen den erklärten Willen der sy¬ 
rischen Regierung - die Infrastruktur. 

Im März 2013 nahmen Bewaffnete 
der al-Nusra Front al-Raqqa ein. Die sy¬ 
rische Regierung und viele der Einwoh¬ 
ner werden sich nicht damit abfinden, 
wenn nun US-Spezialkräfte und die SDF 
die Stadt besetzen werden. Der stellver¬ 
tretende syrische Außenminister Fayssal 
Mikdad erklärte, eine lokale Stadtver¬ 
waltung würde nur anerkannt, soweit es 
die unmittelbare Versorgung der Bevöl¬ 
kerung betrifft. Manfred Ziegler 
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White Supremacy in Charlottesville 

Trump gibt den Rassisten ein gemeinsames Ziel 



Etwa 1000 Menschen versammelten sich nahe Bde Maka Ska (Lake Calhoun 


ie rassistische Gewalt in 


Charlottesville, Virginia, zu demonstrieren 


D ie „White Supremacy“ -Bewe¬ 
gung (dt.: Weiße Vorherrschaft) 
hatte vergangenen Samstag nach 
Charlottesville im US-Bundestaat Vir¬ 
ginia geladen. Ergebnis des Tages wa¬ 
ren drei Tote und mindestens 35 Ver¬ 
letzte. Zwei Polizisten starben bei ei¬ 
nem Hubschrauber-Absturz und die 
Gegendemonstrantin Heather Heyer, 
als ein Neonazi mit seinem Auto in 
eine Gruppe von Antifaschisten ras¬ 
te. 16 weitere Menschen wurden dabei 
zum Teil schwer verletzt. Der Täter soll 
ein Zwanzigjähriger, James Alex Fields, 
sein. 

Präsident Donald Trump sprach un¬ 
deutlich von einem „ungeheuerlichen 


Ausbruch von Hass, Fanatismus und 
Gewalt auf vielen Seiten“. Eindeutiger 
benannte Virginias Gouverneur und 
Demokrat Terry McAuliffe die Schul¬ 
digen, sie seien „weiße Rassisten und 
Nazis“, die „Hass, Menschenverachtung 
und Gewalt“ verbreiteten. 

Die „White Supremacy“-Bewe- 
gung hatte unter dem Motto „Unite 
the Right“ (dt.: „Vereinigt die Rechte“) 
aufgerufen, um gegen die Demontage 
einer Statue von Robert E. Lee (1807- 
1870) zu marschieren. Die Statue im 
Herzen von Charlottesville wurde 1924 
dem Südstaaten-General, der während 
des amerikanischen Sezessionskrieges 
von 1861 bis 1865 auf Seiten der Skla¬ 


venhalter gekämpft hatte, gewidmet. 
Der Ku-Klux-Klan und andere neofa¬ 
schistische, völkische und rassistische 
Organisationen, wie die League of the 
South, Daily Stormer, Identity Evropa 
oder Vanguard America stehen hinter 
„White Supremacy“. Sie eint die Über¬ 
zeugung den Auftrag zu haben, Trumps 
Versprechen einzulösen, „unser Land“ 
zurückzuerobern, wie David Duke, füh¬ 
rendes Ku-Klux-Klan Mitglied, verkün¬ 
dete. 

Die verschiedenen Organisationen 
der „White Supremacy“-Bewegung 
wachsen in den USA seit dem Amtsan¬ 
tritt von Barack Obama 2009 wieder. 
Sie waren aber in sich und unterein¬ 


ander zerstritten - bis Trump und sein 
„Make America great again“ ihnen ein 
gemeinsames Ziel wies. Weite Teile des 
Ku-Klux-Klan lehnten bis dahin die Zu¬ 
sammenarbeit mit völkischen und neo¬ 
faschistischen Gruppen ab, da diese das 
Andenken an ihre Väter und Großväter, 
die gegen Hitler-Deutschland gekämpft 
hatten, beflecken würden. 

Im Präsidentschaftswahlkampf hat¬ 
te Trump gezielt auf die Stimmen und 
die Unterstützung der extremen Rechte 
in den USA gesetzt. Deutlichstes Zei¬ 
chen dafür ist die Benennung von Ste¬ 
phen Bannon von der rechten Webseite 
„Breitbart News Network“ zum Chef¬ 
strategen im Weißen Haus. 

Die Kritik an Trumps aktuellen Äu¬ 
ßerungen, die keinerlei Distanzierung 
von „White Supremacy“ erkennen las¬ 
sen, reicht bis tief ins republikanische La¬ 
ger. So twitterte der republikanische Se¬ 


nator Cory Gardner „Mr. President - wir 
müssen das Böse beim Namen nennen. 
Dies waren weiße Rassisten und dies war 
einheimischer Terrorismus.“ Der ehema¬ 
lige Präsidentschaftskandidat und demo¬ 
kratische Senator Bernie Sanders schrieb 
auf Twitter „Jetzt müssen wir mehr denn 
je gegen diejenigen stehen, die unsere 
Brüder und Schwestern bedrohen.“ Das 
National Board (dt.: Parteivorstand) 
der Kommunistischen Partei der USA 
(CPUSA) erklärte, dass die Ereignisse 
in Charlottesville durch die Politik der 
Trump-Regierung gefördert und verur¬ 
sacht wurden und von der „Bewegung 
einer vereinten multinationalen, antiras¬ 
sistischen, antifaschistischen Mehrheit“ 
abgelehnt wird. Die CPUSA fordert dazu 
auf, daraus die richtigen Schlüsse zu zie¬ 
hen und bei den Kongresswahlen 2018 
die Trump-Regierung abzustrafen. 

Christoph Hentschel 



1916 - Patricio Echegaray - 2017 


«HastaSiempreCamarada 


Patricio Echegaray, der fast dreißig Jahre als Generalsekretär die Kommunisti¬ 
sche Partei Argentiniens führte, ist nach längerer Krankheit am 9. August im 
Alter von 70 Jahren verstorben. Patricio Echegaray war einer der Wegbereiter 
der revolutionären Wende der PCA beim 16. Parteitag 1986. Zahlreiche 
Kondolenzschreiben gingen bei der KP Argentiniens ein, darunter auch von 
der DKP, die die internationalistische Rolle des Genossen Echegaray in den 
lateinamerikanischen revolutionären Prozessen hervorhoben. 


Kein Wahlkrieg, kein Wechsel 

Kenias Präsident kann weiter mit der VR China kooperieren 


Nach der Präsidentschaftswahl in Kenia 
hat Oppositionskandidat Raila Odinga 
seinem Konkurrenten Uhuru Kenyatta 
Wahlbetrug vorgeworfen. Die Daten¬ 
bank der Wahlkommission sei gehackt 
worden, behauptete der 72-Jährige. Die 
Wahlkommission sprach von einem er¬ 
folglosen Hacking-Versuch, den es ge¬ 
geben habe, und erklärte Kenyatta mit 
54,3 Prozent der Stimmen zum Wahl¬ 
sieger. Odinga kam demnach auf 44,7 
Prozent. 

Nach Bekanntgabe des offiziellen 
Ergebnisses soll es bei Protesten der 
Anhänger Odingas in der Hauptstadt 
Nairobi Tote und Verletzte gegeben ha¬ 
ben. Bewaffnete Polizeieinheiten gingen 
mit Wasserwerfern gegen sie vor. Auch 
in der im Westen Kenias gelegenen 
Stadt Kisumu gab es Proteste, bei de¬ 
nen ein Mann getötet worden sein soll. 

Kenyatta und Odinga hatten sich 
einen harten Wahlkampf geliefert. Der 
55-jährige Kenyatta - Sohn des ersten 
Präsidenten Kenias - möchte nicht als 
erster Staatschef in die Geschichte des 
Landes eingehen, dem nur eine Amts¬ 
zeit vergönnt war. Der 72-jährige Odin¬ 
ga kandidierte zum vierten und vermut¬ 
lich letzten Mal für das Amt. Er war be¬ 
reits 2013 gegen Kenyatta angetreten. 
Nach einem knappen Wahlausgang 


und Vorwürfen des Wahlbetrugs hatte 
er damals das Ergebnis vor Gericht an- 
gefochten, allerdings erfolglos. 

Die Frage der Verschuldung ist im 
Wahlkampf besonders heiß diskutiert 
worden. Das mag daran liegen, dass die 
VR China ein wichtiger Kreditgeber ge¬ 
worden ist. Im Juni 2016 half die Volks¬ 
republik mit einem 600-Millionen-Kre- 
dit aus, damit die Regierung die Bud¬ 
getziele erreichen konnte. Zwar hatte 
die Regierung unter Präsident Mwai 
Kibaki bereits 2008 einen Kredit über 
84 Mio. Dollar von der VR China aufge¬ 
nommen, um zwei Umgehungsstraßen 
um Nairobi bauen zu lassen, und keine 
drei Jahre später einen weiteren Kre¬ 
dit von 156 Mio. Dollar für den Bau der 
südlichen Umgehung der Hauptstadt 
und einen Anschluss zur Hafenstadt 
Mombasa aufgenommen. Den Me- 
ga-Deal mit China machte dann aber 
Präsident Kenyatta im Mai 2014. Die 
China-Exim-Bank übernahm und fi¬ 
nanzierte den Bau der Bahnstrecke Nai- 
robi-Mombasa durch einen 3,23-Mrd.- 
Dollar-Kredit zu 90 Prozent mit güns¬ 
tigen Vorzugszinsen. Der kenianische 
Parlamentsabgeordnete Alfred Keter 
kritisierte zwar, im Vergleich zu Tansa¬ 
nia (5,38 Mio./km) würden die Kosten 
der Bahnstrecke in Kenia das Dreifa¬ 


che betragen (18 Mio./km). Doch da die 
Fertigstellung der Strecke in Rekord¬ 
zeit verkündet werden konnte, punktete 
Kenyatta im Vorwahlkampf mit einer 
triumphalen Testfahrt. Die Transport¬ 
zeit von den Produktionsstätten Kenias 
zum Ozeanhafen hat sich von 24 auf 6 
Tage vermindert, die Frachtkosten für 
den Export können so auf 40 Prozent 
der bisherigen gesenkt werden. Und ein 
zweiter Abschnitt ist mit projektierten 
1,5 Mrd. Dollar bereits finanziert. 

Die Opposition schäumte: Die 
chinesische CRBC (China Road and 
Bridge Corporation), die die Strecke 
baut, habe das Budget überschritten, 
die kenianische Regierung sei blind, 
wenn nicht bestochen. Die Auslands¬ 
schulden (60 Prozent bei der VR China) 
seien von 2010 bis 2014 um 54 Prozent 
gestiegen, sie würden das Siebenfache 
des Jahresetats betragen. Unbestritten 
ist, dass der Anteil der Staatsverschul¬ 
dung am Bruttosozialprodukt von 36,6 
Prozent im Jahr 2006 auf 50 Prozent in 
2016 gestiegen ist. 

Als am 7. Juli, mitten in der heißen 
Phase des Wahlkampfes, Präsident Ke¬ 
nyatta den Grundstein für eine Spezi¬ 
al-Wirtschaftszone in Eldoret legte, wo 
„Africa Economic Zones“ mit „Gu- 
angdong New South Group“ in einem 


Gemeinschaftsunternehmen zwei Mil¬ 
liarden Dollar investieren, wurde der 
Wahlkampf noch heißer. Ein weiterer 
Streitpunkt war die Absichtserklärung, 
einen chinesischen Atomreaktor zu 
bauen. Finanzierung, Bau und Unter¬ 
halt kommen aus der VR China - alles 
inklusive. 

Die „Schicksalswahl“ (Deutsche 
Welle) von Raila Odinga sollte das 
Ruder herumreißen, Boden zurückzu¬ 
gewinnen fürs Finanzkapital. Es wäre 
ein Signal gewesen für das US-ame¬ 
rikanische AGOA-Forum, das vom 8. 
bis 10. August in der Hauptstadt Togos 
stattfinden wird, und für den französi¬ 
schen Unternehmerverband MEDEF, 
der vom 20. bis 24. November in Nai¬ 
robi einen Wirtschaftsgipfel organisiert. 

Ein deutlicher Wahlsieg Kenyat- 
tas war zu erwarten. In den westlichen 
Medien wartete man gespannt auf ei¬ 
nen Aufstand wie im Jahr 2007. Denn 
die Ausgangslage ist gänzlich anders: 
2007 waren es noch die beiden größten 
Volksgruppen, die Kikuyu von Uhu¬ 
ru Kenyatta und die Kalenjin - zu¬ 
sammen stellen sie etwa zwei Drittel 
der 48 Mio. Kenianer -, die zur Freu¬ 
de der ehemaligen Kolonialherren um 
die „Fleischtöpfe“ rivalisierten. Doch 
die Exponenten teilten sich die Macht, 


Präsident Uhuru Kenyatta und William 
Miro als Vizepräsident, und fanden sich 
in der Partei „Allianz“ zusammen. Ihre 
Allianz-Regierung sucht das Programm 
„Vision 2030“ zu realisieren, zu dem die 
kostenlose medizinische Versorgung 
von Müttern ebenso gehört wie eine 
flächendeckende Grundschulbildung, 
Schulspeisung und die Ausstattung al¬ 
ler Schulkinder mit einfachen Laptops. 

Raila Odinga hat schwache Karten 
mit seinen Manipulationsvorwürfen, 
die Unruhen werden lokal begrenzt 
bleiben. Er dient nur noch als Aushän¬ 
geschild für eine Koalition aus einem 
Dutzend Parteien, geführt von einem 
uneinheitlichen „Pentagon“ mit fünf 
Anführern. Die Chefs der Wahlkam¬ 
pagne waren Musalia Mudavadi und 
Kalonzo Musyoko, beide etwa 20 Jahre 
jünger als Odinga. Sie werden sich ihre 
Chancen für später ausrechnen. Dazu 
kommt, dass nicht nur der Staatspräsi¬ 
dent gewählt wurde, sondern auch die 
Gouverneure der 47 Bezirke Kenias. 
Kenyattas Partei „Jubilee“ hat hier nur 
25 und damit eine knappe Mehrheit der 
einflussreichen Posten gewonnen, die 
Opposition mit ihrem „NASA-Bündnis 
hält die Mehrheit der Abgeordneten in 
der Nationalversammlung und im Se¬ 
nat. Georges Hallermayer 
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Etwa 1907: Überlebende Herero nach der Flucht durch die Wüste. 

Aus dem Befehl von Generalleutnant Lothar von Trotha 1904: „Die Herero sind nicht mehr Deut- 

sehe Untertanen. [...] Innerhalb der Deutschen Grenze wird jeder Herero mit oder ohne Gewehr, mit . .« 

oder ohne Vieh erschossen, ich nehme keine Weiber und keine Kinder mehr auf, treibe sie zu ihrem 

Volke zurück oder lasse auch auf sie schießen.“ .** <>•* 

Foto: Gemeinfrei 


Nicht zustellbar 


Entschädigung für den Völkermord in 
„Deutsch-Südwest“ droht am Berliner 
Senat zu scheitern 



Das Hauptquartier in Keetmanshoop 1904. Sitzend von links: Hauptmann von 
Lettow-Vorbeck, Hauptmann Bayer, Oberst Trench (brit. Verbindungsoffizier), 
Generalleutnant von Trotha; stehend ganz links: Oberleutnant von Trotha. 

Foto: Bundesarchiv, Bild 183-R27576 / Unbekannt / CC-BY-SA 3.0 




Am 2. Oktober 1904 erließ General von 
Trotha eine Proklamation an das Volk 
der Herero,die später als„Vernichtungs- 
befehl“ bekannt wurde: 

„Ich der große General der Deutschen 
Soldaten sende diesen Brief an das Volk 
der Herero. Die Hereros sind nicht mehr 
deutsche Untertanen. Sie haben gemor¬ 
det und gestohlen, haben verwundeten 
Soldaten Ohren und Nasen und andere 
Körperteile abgeschnitten, und wollen 
jetzt aus Feigheit nicht mehr kämpfen. 
Ich sage dem Volk: Jeder der einen der 
Kapitäne an eine meiner Stationen als 
Gefangenen abliefert,erhält 1000 Mark, 
wer Samuel Maharero bringt, erhält 
5000 Mark. Das Volk der Herero muss 
jedoch das Land verlassen. Wenn das Volk 
dies nicht tut, so werde ich es mit dem 
Groot Rohr [Geschütz] dazu zwingen. 
Innerhalb der deutschen Grenze wird 
jeder Herero mit oder ohne Gewehr, mit 
oder ohne Vieh erschossen, ich nehme 
keine Weiber und Kinder mehr auf, treibe 
sie zu ihrem Volk zurück, oder lasse auf 
sie schießen. Das sind meine Worte an 
das Volk der Herero. Der große General 
des mächtigen Deutschen Kaisers.“ 

Im Oktober 2007 reisten elf Mitglieder 
der Familie von Trotha auf Einladung 
des Hererohäuptlings nach Namibia, 
um öffentlich für die Verbrechen ihres 
Vorfahren um Vergebung zu bitten. 



Kaiser Wilhelm II. an Gouverneur 
Bruno von Schuckmann, 16. August 
1907: „Preis auf Morengas Kopf 
setzen 20000 Mark, seine Bande 
ausrotten ohne Pardon.“ 

Schuckmann an das Reichskanzler¬ 
amt, 27. September 1907: „Es ist 
kein Zweifel, dass mit dem Tode 
Morengas die offene Gefahr vorüber 
ist und dass derselbe wesentlich zur 
Beruhigung der Hottentotten, ins¬ 
besondere der Bondelzwarts, beitra¬ 
gen wird, da ihn in ihren Augen ein 
gewisser Nimbus umgab und viele 
mit ihrem Lose nicht Zufriedene mit 
seinem Erscheinen die Hoffnung auf 
eine bessere Zukunft verbanden.“ 


E ine Entschädigungsklage von 
Nachfahren der Opfer deutscher 
Kolonialverbrechen im ehemali¬ 
gen Deutsch-Südwestafrika droht zu 
scheitern, da die zuständigen Berliner 
Behörden die Überstellung der Ge¬ 
richtsdokumente blockieren. 

Mit der Klage, die zu Jahresbeginn 
beim US District Court in Manhattan 
eingereicht wurde, wollen die Herero 
und Nama Entschädigung für deutsche 
Kolonialverbrechen erkämpfen, die 
Bürger des Deutschen Reichs ab 1885 
in der Kolonie Deutsch-Südwestafrika 
begingen. Insbesondere geht es um den 
Genozid, den die Deutschen ab dem 
Jahr 1904 an den Herero und Nama ver¬ 
übten; ihren Mordtaten fielen nach Auf¬ 
fassung der New-Yorker Kläger mögli¬ 
cherweise mehr als 100 000 Menschen 
zum Opfer. Der Prozess leidet zur Zeit 
daran, dass die Beklagte - die Bundesre¬ 
publik Deutschland als Rechtsnachfol¬ 
gerin des Deutschen Reichs - sich strikt 
weigert, die Vorladung zum Prozess ord¬ 
nungsgemäß zu überstellen. Verfahrens¬ 
technisch ist der Justizsenator des Bun¬ 
deslandes Berlin, Dirk Behrendt (Bünd¬ 
nis 90/Die Grünen), dafür zuständig, die 
Prozessunterlagen, die ihm zugesandt 
wurden, an die Bundesregierung wei¬ 
terzureichen. Dies lehnt er ab - mit der 
Behauptung, Staaten dürften „vor aus¬ 
ländischen Gerichten nicht wegen ihrer 
hoheitlichen Tätigkeit, also zum Bei¬ 
spiel dem Handeln ihrer Soldaten“, ge¬ 
richtlich belangt werden. Das Auswärti¬ 
ge Amt wiederum behauptet, es könne 
keine Vertreter zum Prozess nach New 
York entsenden - weil es offiziell von 
dem Prozess gar nichts wisse. 

Die aktuellen Berliner Machen¬ 
schaften sind nur der jüngste in einer 
ganzen Reihe von Versuchen, die Nach¬ 
fahren der Opfer deutscher Kolonial- 
und Kriegsverbrechen zum Schweigen 
zu bringen. Bezüglich der Forderungen, 
die aus dem deutschen Genozid an den 
Herero und Nama resultieren, hatte die 
Bundesregierung sich ursprünglich ein¬ 
fach geweigert, das Verbrechen als Völ¬ 
kermord anzuerkennen. Im Jahr 2015 
hat sie einen Kurswechsel vollzogen, 
der vorsieht, Widerstände in Namibia 
mit billigen bis kostenlosen Schein-Zu¬ 
geständnissen zu brechen: Berlin bietet 
Windhoek kleinere Beträge aus der Por¬ 
tokasse zur Errichtung einer deutsch¬ 
namibischen „Zukunftsstiftung“ an, die 
eine gemeinsame „Erinnerungskultur“ 
ohne höhere Kosten fördern soll; par¬ 
allel erklärt es sich bereit, den Genozid 


zwar nicht im rechtlichen, dafür aber im 
politisch-moralischen Sinne anzuerken¬ 
nen, sofern die namibische Regierung 
vielleicht nicht im moralischen, jeden¬ 
falls aber im rechtlichen Sinne auf Ent¬ 
schädigungen verzichtet. Auf diese Wei¬ 
se sollen die Forderungen der Opfer- 
Nachkommen ein für allemal abgestellt 
werden. Zu dem Kurswechsel hat beige¬ 
tragen, dass inzwischen auch in anderen 
Staaten die Forderung nach Entschädi¬ 
gung laut wird, etwa in Tansania; dort 
sind einem deutschen Kolonialkrieg 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts bis zu 
300 000 Menschen zum Opfer gefallen. 

Inhaltlich ist die eigenmächtige Be¬ 
hauptung des Berliner Justizsenators 
Behrendt, die Bundesrepublik könne 
völkerrechtlich „Staatenimmunität“ gel¬ 
tend machen, international höchst um¬ 
stritten. Zwar hat der Internationale Ge¬ 
richtshof in Den Haag Deutschland am 
3. Februar 2012 tatsächlich eine „Staa¬ 
tenimmunität“ gegen Klagen von Nach¬ 
fahren italienischer und griechischer Op¬ 
fer von SS- und Wehrmachtsmassakern 
zugesprochen. Allerdings ist das Urteil 
in der Fachwelt durchaus umstritten 
und wird in Italien seit einem Beschluss 
des Kassationsgerichtshofs in Rom vom 
22. Oktober 2014 nicht mehr anerkannt; 
dieser Beschluss stuft das Verbot, indivi¬ 
duelle Opfer von Kriegsverbrechen und 
ihre Nachkommen gegen denTäterstaat 
klagen zu lassen, als gänzlich unverein¬ 
bar mit der italienischen Verfassung ein. 
Seither sind in Italien erneut Klagen an¬ 
hängig und auch bereits mehrere Urteile 
ergangen, die Deutschland zur Zahlung 
von Entschädigungen verpflichten. 

Die Berufung auf „Staatenimmuni¬ 
tät“ schützt die Bundesrepublik auch 
vor Klagen mit Bezug zur Gegenwart. 
So sind Angehörige von Opfern eines 
NATO-Luftangriffs, bei dem am 30. Mai 
1999 im jugoslawischen Varvarin zehn 
Zivilisten getötet und 30 teils schwer 
verletzt wurden, vor deutschen Gerich¬ 
ten mit Entschädigungsklagen geschei¬ 
tert. Dasselbe trifft laut einem Urteil 
des Bundesgerichtshofs vom 6. Okto¬ 
ber 2016 auf das Massaker von Kundus 
vom 4. September 2009 zu, bei dem auf 
Befehl eines deutschen Obersts mehr 
als 100 Zivilisten getötet wurden. Die 
heftig umstrittene „Staatenimmunität“ 
erweist sich für Soldaten, die sich in ei¬ 
ner der zahlreichen Phasen militärischer 
deutscher Expansion schwerster Kriegs¬ 
verbrechen schuldig machten, als über¬ 
aus günstig - vom Kaiserreich bis heute. 
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Klaus Wagener zur strategischen Situation Nordkoreas 

Verteidigung im Atomzeitalter 


D ie politische Macht kommt aus 
den Gewehrläufen“ wusste schon 
Mao Zedong. Kim Jong-un dürf¬ 
te eine ähnliche Vorstellung haben. So 
ganz neben der Spur ist das nicht. Im¬ 
mer dann, wenn die Beherrschten ih¬ 
rer Herrscher überdrüssig waren und 
ihren Überdruss in konkretes Handeln 
zu übertragen versuchten, gab es in der 
Konsequenz eigentlich nur eine rele¬ 
vante Frage: Wer - wen? 

Das war schon beim Spartakusauf¬ 
stand so, bei der Commune und auch 
beim Roten Oktober. Mögen die Motive 
auch noch so edel, das Vorhaben für die 
Menschheit noch so venünftig sein, ohne 
die Fähigkeit, das Errungene auch zu 
verteidigen ist alles nichts. Selten in der 
Geschichte, der Oktober bestand diese 
Herausforderung im Großen Vaterlän¬ 
dischen Krieg. Dass dies eine notwendi¬ 
ge, aber keine hinreichende Bedingung 
ist, wurde schmerzlich 1989 klar. 

Wie danach die strategische Großla¬ 
ge aussah, machte der Chefstratege der 
Bush-Ära, Paul Wolfowitz, deutlich. Laut 
Vier-Sterne-General Wesley Clark mein¬ 


te er 1991: „Wir haben ungefähr fünf oder 
zehn Jahre Zeit bekommen, um all die so¬ 
wjetischen Klientelregime zu beseitigen: 
Syrien, Iran, Irak, bevor die nächste große 
Supermacht uns herausfordert.“ 

Die Führer in Pjöngjang haben sich 
offensichtlich genau angesehen, was 
nun passierte. Saddam Hussein und 
Muammar al-Ghaddaü beendeten ihre 
Atomprogramme und versuchten einen 
Deal mit dem Imperium. Beide sind tot. 
Ihre Staaten verwüstet. Bashar al-As- 
sad lebt noch, dank der russischen Waf¬ 
fen. Es ist aber sehr zweifelhaft, ob rus¬ 
sische oder gar chinesische Waffen die 
Demokratische Volksrepublik Korea 
(DVRK) verteidigen würden. Ohne die 
Bombe sind wir so gut wie tot, dürfte 
die logische Schlussfolgerung in Pjöng¬ 
jang heißen. 


Die DVRK hat Erfahrung, was es 
bedeutet, wenn das Imperium sein Stra¬ 
tegie Air Command von der Kette lässt. 
Nur wenige Jahre nach der brutalen ja¬ 
panischen Besatzung wurde das Land 
von der ganzen Zerstörungskraft der 
US-Bomberflotte heimgesucht. Mehr 
als drei Millionen Menschen kamen um. 
Seit Monaten trainieren US- und süd¬ 
koreanische Truppen in gigantischen 
Großmanövern die Invasion Nordko¬ 
reas. 

Die DVRK hat das Glück, über 
keine strategischen Rohstoffe, vor al¬ 
lem nicht über relevante Mengen an 
Erdöl und Erdgas, zu verfügen. Daher 
rangierte sie - anders als beispielsweise 
Irak, Iran und Libyen - auf der Prio- 
ritätenliste des Pentagon ziemlich weit 
unten. Dazu nahm die mit der Wolfo¬ 


witz-Doktrin angestrebte Fähigkeit, 
mehrere Großkonflikte gleichzeitig 
durchziehen zu können, strukturell eher 
ab. Im Gegensatz zum Iran, dem massiv 
mit Krieg gedroht wurde, konnte Pjöng¬ 
jang sein in den 1990er Jahren begon¬ 
nenes Atomwaffenprogramm durchset¬ 
zen. Obwohl das genaue Potential der 
Koreanischen Volksarmee nicht klar ist, 
muss die US-Führung heute davon aus¬ 
gehen, dass mit der erfolgreich geteste¬ 
ten Interkontinentalrakete Hwasong-14 
die Fähigkeit zum atomaren Gegen¬ 
schlag, bis hin zum US-amerikanischen 
Festland besteht. 

Dies hat die Lage erheblich verän¬ 
dert. Natürlich ist Kim Jong-un „der 
Irre“ geblieben. Aber das war Chru¬ 
schtschow in den 1950er Jahren auch, 
als das sowjetische atomare Rüstungs¬ 


programm die analoge Zielsetzung, die 
Gegenschlagfähigkeit, zu erreichen ver¬ 
suchte. Aber nun ist „der Irre“ in den 
Fokus des Weißen Hauses geraten: „Mi¬ 
litärische Lösungen sind jetzt vollstän¬ 
dig bereit, geladen und entsichert, falls 
Nordkorea unklug handelt.“ Selbst die 
Treueste der Treuen, die deutsche Kanz¬ 
lerin, hat sich in dieser Frage von Krieg 
und Frieden vom US-Präsidenten dis¬ 
tanziert: „Eskalation der Sprache hal¬ 
te ich für die falsche Antwort. Ich sehe 
auch keine militärische Lösung des 
Konflikts.“ 

Nachdem der Aufbau einer gewal¬ 
tigen militärischen Drohkulisse ohne 
Wirkung geblieben ist, deutet sich an, 
dass sich in den strategischen Zirkeln 
die Auffassung durchsetzt, dass der 
Wunsch, den „Irren von Pjöngjang“ 
an die Kette zu legen, das Risiko eines 
Atomkrieges nicht wert ist und also auf 
anderem Wege erreicht werden sollte. 
Was immer man vom Pjöngjanger Sozi- 
alismusversuch halten mag, seiner Ver¬ 
teidigungsstrategie ist eine gewisse Ra¬ 
tionalität nicht absprechen. 
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#SayHerName schallt es durch die 
sozialen Medien. Heather Heyer 
ist ihr Name. Sie ist die Tote von 
Charlottesville. 

Der Hashtag SayHerName tauchte 
in den Weiten des Internets zum 
ersten Mal auf, als das African 
American Policy Forum (AAPF) 
auf den Tod von Sandra Bland 
aufmerksam machen wollte. Die 
28-jährige Afroamerikanerin war 
im Juli 2015 wegen eines Verkehrs¬ 
delikts in Waller County,Texas 
festgenommen worden und wurde 
drei Tage später erhängt in ihrer 
Zelle aufgefunden. 

Der Hass auf alles, was nicht weiß, 
protestantisch und „patriotisch“ 
ist, ist in den USA mindestens so 
alt wie die USA selber. Seit die 
Weltwirtschaftskrise 2007 ihren 
Anfang nahm, müssen immer öfter 
alle ihren Kopf hinhalten, die zum 
Sündenbock taugen - Schwarze, 
Hispanics, Frauen, Linke. Das 
politische Etablishment schweigt 
(Obama) oder befeuert den Hass 
(Trump). ch 


Atomare „Heimatverteidigung“ 

Gespenstische Debatte hat Russland im Blick • Kolumne von Arnold Schölzel 


Christoph Hentschel über Christian Lindners Äußerungen zu Russland 

Ratio contra Atlantik 


Nach dem Wahlsieg Donald Trumps am 
9. November 2016 begann in der Bun¬ 
desrepublik eine gespenstische Debatte 
über deutsche Atomwaffen (siehe UZ 
vom 16. Dezember 2016 und vom 17. Fe¬ 
bruar 2017). Sie findet weiterhin statt. 
Die jüngsten Beispiele waren am 27. 
und 29. Juli in der FAZ zu lesen. 

Unter der Überschrift „Atom-U- 
Boote für die Ostsee“ kritisierte dort 
zunächst Maximilian Terhalle, Politik- 
professor an der englischen Universität 
Winchester, das angebliche Fehlen deut¬ 
schen strategischen Denkens: „Ohne 
Bemessung strategischer Relevanz wur¬ 
de die Bundeswehr an den Hindukusch 
geschickt, aber nicht in den Irak. Berlin 
mühte sich, den ohnehin minimalen Li¬ 
byen-Einsatz herunterzuspielen, schickt 
aber inzwischen mehr als 1 000 Mann 
in das deutlich weiter entfernte Mali.“ 
Die Bundesrepublik hat demnach nicht 
zu viele Kriege, sondern zu wenige ge¬ 
führt. Terhalle will das ändern und ist 
der Meinung, zunächst müsse die deut¬ 
sche „Blauäugigkeit“ gegenüber Chi¬ 
na, vor allem aber gegenüber Russland 
beendet werden: „Hatten vor allem die 
baltischen Staaten schon während der 
Krim-Krise explizit deutsche Panzer¬ 
bataillone gefordert, war es im Februar 
2017 Polen, das sich mit der Idee eines 
europäischen Nuklearwaffenarsenals 
unter deutscher Führung sichtlich uner¬ 
schrocken anfreunden konnte.“ Das sei 
aber mit wenigen Ausnahmen offiziell 
und von den Medien pauschal verwor¬ 
fen worden. Immerhin kehre aber die 
Bundesregierung gegenüber Russland 
„zunehmend zur Heimat- und Bünd¬ 
nisverteidigung zurück“. Weil aber In¬ 


terventionen „gleichrangig“ weiterhin 
stattfinden sollen, setze sich das alte 
Übel fort: Es bleibe „keine Priorisie- 
rung vitaler Interessen“ erkennbar. Die 
hegen aber nach Terhalle in der Kon¬ 
frontation oder in Kriegen gegen Russ¬ 
land und China. Sein Fazit lautet: „Im 
Verbund mit Polen und Balten muss 
Deutschland das Israel seit Langem 
zur Verfügung gestellte Know-how für 
atomar aufrüstbare U-Boote nun auch 
zum Eigenschutz nutzen. Solche nuk¬ 
lear bestückten Boote sollten zur Ab¬ 
schreckung in der Ostsee operieren. Mit 
Frankreich und Großbritannien muss 
überdies der nukleare Schutz Europas 
neu konzeptualisiert werden. Deutsch¬ 
lands Beitrag muss dabei auf eigene Fä¬ 
higkeiten gerichtet sein.“ 

So weit, so konkret. Zwei Tage spä¬ 
ter rechtfertigte ebenfalls in der FAZ 
der Präsident der Bundesakademie für 
Sicherheitspolitik, Karl-Heinz Kamp, 
den Boykott der Bundesrepublik ge¬ 
gen die Verhandlungen und den Be¬ 
schluss von 122 UN-Mitgliedstaaten 
vom 17. Juli, Atomwaffen zu verbieten. 
Das sei nicht machbar, die Atommächte 
wollten nicht restlos abrüsten und frag¬ 
lich sei, ob die Welt „wirklich stabiler“ 
werde. Eine Ächtung der Atomwaffen 
untergrabe nämlich die „Idee der nu¬ 
klearen Abschreckung zur Kriegsver¬ 
hinderung“, auf die die NATO „erfolg¬ 
reich gesetzt“ habe. Nur autokratische 
Staaten lasse eine Ächtung kalt. Kamp 
führt als Beispiel an, der syrische Präsi¬ 
dent Baschar Al-Assad habe chemische 
Waffen eingesetzt und Russland dulde 
das. Wer derart die Lügen der eigenen 
Geheimdienste zur Grundlage für Po- 



Arnold Schölzel ist stellvertretender 


Chefredakteur der Zeitung junge Welt 

litik macht, der dürfte gegen konkrete 
Vorschläge ä la Terhalle, nämlich wie 
den Russen atomar beizukommen wäre, 
nichts einzuwenden haben. Atomwaf¬ 
fen sind ihm einfach zu wertvoll. 

Nachtrag: Am 5. August legte DFG- 
VK-Bundessprecher Thomas Carl 
Schwoerer in der FAZ unter der Über¬ 
schrift „Atomwaffen sind völkerrechts¬ 
widrig“ Positionen der Friedensbewe¬ 
gung dar. Er rief dazu auf, Druck auf die 
Bundesregierung auszuüben, damit sie 
das Atomwaffenverbot unterzeichnet. 
Das hat sie durch den Text von Kamp 
gewissermaßen schon abgelehnt. 

Zu ergänzen wäre: Auch die Debat¬ 
te über deutsche Atomwaffen findet mit 
Blick auf Russland statt. Das ist mehr 
als gespenstisch, es ist kreuzgefährlich. 
Die Friedensbewegung ist gut beraten, 
diese Zielrichtung imperialistischer 
Kriegsvorbereitung und die Gegner¬ 
schaft dagegen in den Vordergrund ih¬ 
rer Aktivitäten zu stellen. 


Lindner, der neue Russland-Freund? 
Lindner, die neue liberale Friedenstau¬ 
be? In einem Interview erklärte der FDP- 
Chef, es gäbe Sicherheit und Wohlstand 
in Europa nur mit Russland. Haben etwa 
die Neoliberalen die Ratio entdeckt? Ver¬ 
trauen sie nicht mehr völlig auf die freien 
Marktkräfte, die alles schon irgendwie re¬ 
gulieren werden? Nein, Lindner und seine 
Freigeister in der FDP graust es weiterhin 
vor diesem Mischmasch aus postsowje¬ 
tischer Folklore, feudaler Zweckmäßig¬ 
keit und kapitalistischem Wahnsinn. Was 
Lindner zum verbalen Russland-Freund 
machen lässt, ist Ratio, eine ganz be¬ 
stimmte Vernunft sogar, nämlich die 
wirtschaftliche. Die Sanktionen gegen 
Russland schaden der deutschen Export¬ 
industrie mehr als der russischen. Russi¬ 
sche Exporte werden einfach mehr nach 
Osten, nach China und Zentralasien, ge¬ 
karrt. Waren „Made in Germany“ ver¬ 
stauben unterdessen. Da ist eine Halb¬ 
insel wie die Krim es einfach nicht wert, 
weiter darauf herumzureiten. 

Falls nicht gerade ein Weltkrieg ent¬ 
facht wird, um die Lage komplett neu 
zu ordnen, fährt der deutsche Imperi¬ 
alismus gut zweigleisig. Zwischen den 
USA und dem „Westen“ und Russland 
und dem „Osten“. Sich im eigenen Inter¬ 
esse durchzuschlängeln ist in „Friedens- 


Der sogenannte „Fipronil-Skandal“ 
weitet sich offenbar aus. Die Panik ist 
so groß wie das mediale Sommerloch, 
in dem dieser Tage bereits Menschen 
fressende Welse in der Mosel gesichtet 
wurden. Via Fernsehen erreichen uns 
Bilder, die zeigen, wie Abertausende, 
an sich einwandfreie Eier in Container 
gematscht, vernichtet werden. 

Doch was ist Fipronil überhaupt? 
Es handelt sich um ein in diesem Fall 
wohl heimlich unter Stallreinigungsmit¬ 
tel gemischtes Insektizid zur Bekämp¬ 
fung von Parasiten, die in den engen und 
überfüllten Legeställen an der absoluten 
Tagesordnung sind. Es wird aber auch 
bei Haustieren wie Hunden und Kat¬ 
zen verabreicht, um Parasitenbefall zu 
bekämpfen. 

Nach dem Dioxinskandal und Bio- 
Eiern, die gar keine waren, hat die Eier¬ 
welt also ihren nächsten großen Aufre¬ 
ger. Die Berichterstattung verhält sich 
größtenteils, als handele es sich um eine 
tödliche Seuche. Dabei geht etwa das 
Bundesinstitut für Risikobewertung 
(BfR) bei einem Richtwert von 0,009 
mg pro Kilogramm Körpergewicht da¬ 
von aus, dass ein Erwachsener beden¬ 
kenlos sieben Fipronil-Eier am Tag es¬ 
sen könne, ausgehend von einem Kör¬ 
pergewicht von 65 kg, ohne dabei den 
genannten Grenzwert zu überschreiten. 


Zeiten“ die optimale Lösung. Selbst zu 
Zeiten des Kalten Krieges war die BRD 
mit Abstand der größte westliche Han¬ 
delspartner für die Sowjetunion und die 
Warschauer-Pakt-Staaten. In Stückzah¬ 
len gemessen war das Handelsaufkom¬ 
men gering, aber die Tür Richtung Osten 
wurde für die deutsche Monopolbour¬ 
geoisie damit offen gehalten. Das zahlte 
sich nicht nur nach 1990 in barer Mün¬ 
ze aus, sondern verdeutlicht auch, dass 
der deutsche Imperialismus, selbst ge¬ 
schwächt und westintegriert, ein unmit¬ 
telbares Interesse hat, auf beiden Partys, 
in Washington und Moskau, zu tanzen. 

Dieses schwankende Gleichgewicht 
kam unter der Regentschaft von Ange¬ 
lika Merkel in bedenkliche Schieflage. 
Die Transatlantiker und Brückenbauer 
konnten innerhalb des Berliner Politzir- 
kus ihre Position ausbauen. Die Fixie¬ 
rung auf die USA und die damit verbun¬ 
dene Vorstellung, auf dem Rücken des 
langsam sterbenden Kolosses USA in 
ungeahnte Höhen zu steigen, bekommt, 
spätestens seit Bad Boy Trump an der 
Macht ist, immer tiefere Risse. Die Visi¬ 
on, mit den USA zur Weltmacht zu ge¬ 
langen, lässt sich immer schlechter ver¬ 
kaufen und die Kosten steigen und stei¬ 
gen - das musste jetzt Lindner und mit 
ihm die FDP einsehen. 


Ein Baby von 10 kg Körpergewicht kön¬ 
ne immerhin noch ein Ei verzehren. Die 
allgemein empfohlene Verzehrmenge, 
lange vor Fipronil gültig, beträgt ledig¬ 
lich drei Eier pro Tag für Erwachsene. 

Die ganze Aufregung taugt also eher 
dazu, das mediale Sommerloch zu füllen, 
als für eine handfeste Gesundheitskata¬ 
strophe. Wir kaufen dann mal zwei Wo¬ 
chen lang keine Eier, bis die Sache aus 
den Nachrichten ist, genau wie damals 
BSE oder die Pferde-Lasagne. Um ernst 
genommen zu werden fehlt der ganzen 
Skandaldebatte vor allem auch die Be¬ 
leuchtung der Hintergründe, warum es 
überhaupt dazu kam. Doch Einblicke in 
die Legebatterien tun sich die meisten 
Menschen ohnehin ungern an. Die fort¬ 
gesetzte Tierquälerei in diesen Anlagen 
ist Ausdruck der auf die Spitze getrie¬ 
benen Industrialisierung der Nahrungs¬ 
mittelproduktion. Würden die Tiere un¬ 
ter akzeptablen Bedingungen gehalten, 
wäre der Aufwand gewiss teurer und der 
Preis für Eier und Eiprodukte ein an¬ 
derer. Doch bei regelmäßig gereinigten 
Ställen und weniger Hühnern pro Qua¬ 
dratmeter würde erst gar nicht auf die 
Idee gekommen, diese chemische Keu¬ 
le den chemischen Reinigungskeulen 
unterzumischen, ohne welche die völlig 
verdreckten Legeställe nicht mehr sau¬ 
ber zu bekommen sind. 


Christoph Kühnemund zu Fipronil-Eiern 

Skandal oder Sommerloch? 
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Utopie, Hoffnung, Widerstand 

August 1977: Ernst Blochs Tod spaltet die Universität Tübingen 



Biographisches 

Geboren am 8Juli 1885 in Ludwigshafen am Rhein, gestorben am 4. Au¬ 
gust 1977 in Tübingen.1933 bis 1948 im Exil.1948 nimmt erdas Angebot an, 
den Lehrstuhl für Philosophie an der Universität in Leipzig zu übernehmen. 
Er wird als Mitglied der Deutschen Akademie der Wissenschaften berufen. 
In der DDR veröffentlicht er u.a.i954-59„Das Prinzip Hoffnung“. 1957, mit 
über70 Jahren,Zwangsemeritierung durch die Leipziger Universität.1961 
Umsiedlung in die Bundesrepublik. Ihm wird eine Gastprofessur an der 
Eberhard-Karls-Universität in Tübingen angeboten. Er nimmt das Angebot 
an, distanziert sich abertrotz öffentlicher Aufforderungen nicht von seiner 
Zeit in der DDR. Zum Leidwesen der Universitätsverwaltung begleitet er 
die bundesdeutschen sozialen, demokratischen und gewerkschaftlichen 
Widerstandsbewegungen der 60er und 70er Jahre nicht nur wohlwol¬ 
lend, sondern auch aktiv. In Tübingen veröffentlicht er u.a. 1963-64 seine 
„Tübinger Einleitung in die Philosophie“ und als Abschluss 1975 „Experi- 
mentum mundi“. 


K napp ein Jahrzehnt nach den 68er 
Studentenprotesten verursachte 
der Tod (am 4.8.1977) des in Tü¬ 
bingen lebenden 92-jährigen Philoso¬ 
phen Ernst Bloch einen Aufstand der 
Tübinger Studentenschaft. Der Streit 
um die Umbenennung der Tübinger 
Universität, der Streit zwischen den 
Kollegen über die Würdigung des Ver¬ 
storbenen, die konträren Medienbe¬ 
richte über den, der im Nachkriegs¬ 
deutschland lieber in Leipzig als im 
Westen lehren wollte und der aus der 
DDR desertierte, ohne ein Dissident 
zu werden, machte deutlich, welches 
gegensätzliche Verhältnis die offiziel¬ 
le Universität und große Teile der Stu¬ 
dentenschaft zum Wirken von Ernst 
Bloch hatten. 

Die Studentenvertretung der Uni¬ 
versität in Tübingen forderte gleich 
nach Blochs Tod, die Universität nach 
dem Verstorbenen zu benennen. Der 
alte Name „Eberhard-Karls-Univer¬ 
sität“ symbolisiere die Gründung der 
Universität im Feudalismus. Diese For¬ 
derung stieß in der Universitätshierar¬ 
chie auf offene Ablehnung. 

Seine Beerdigung wurde zu 
seinem letzten Politikum 

Die zur Demonstration werdende Be¬ 
erdigung am 9. August in Tübingen 
hatte eine lange Rednerliste. Freunde 
und Feinde traten auf. Da die Mehr¬ 
heit der Professoren es ablehnte, in ih¬ 
rem Namen eine Rede halten zu lassen, 
redete Professor Dr. Helmut Fahren¬ 
bach für eine Minderheit: „Ich spre¬ 
che im Namen aller derer am Fach¬ 
bereich Philosophie, für die Blochs 
Denken und Wirken in Tübingen von 
unwiederbringlicher und zugleich un¬ 
verlierbarer Bedeutung ist.“ Aufgrund 
des öffentlichen Drucks musste auch 
der Universitätspräsident Adolf The- 
is reden. Für ihn war Bloch höflicher¬ 
weise ein „engagierter Hochschulleh¬ 
rer“, den die Universität in „ehrendem 
Angedenken bewahren“ soll. Aber die 
Studenten wollten mehr. 

Am Abend zogen über 3 000 Stu¬ 
denten und Freunde Blochs in einem 
Fackelzug durch Tübingen. Für die lin¬ 
ken Studenten lebte Bloch weiter „in 
den alltäglichen Auseinandersetzun¬ 
gen mit den Erscheinungen kapita¬ 
listischer Wirklichkeit“. Der Demons¬ 
trationszug zog auch an der in einer 
Nachtaktion umbenannten „Ernst- 
Bloch-Universität“ vorbei. In heller 
Empörung über diese „Schändung“ 
sprach die Uni-Leitung von „Schmie¬ 
rern und deren ganzer Brut“. Die vie¬ 
len, die ihre Trauer offiziell bekun¬ 
deten, lobten die rührige Tätigkeit 
Blochs, aber hofften, dass mit der Be¬ 
erdigung Blochs auch seine Theorien 
und Zukunftsvorstellungen beerdigt 
werden würden. 

Die Studenten dagegen hofften 
weiter auf die Ideen von Bloch: „(...). 
Der Tod kam erwartet, die Kampagne 
um ihn konnte beginnen. Aber gera¬ 
de wir Studenten waren zunächst be¬ 


trübt und überrascht zugleich, bis wir 
uns zu der Formel durchringen konn¬ 
ten, dass Ernst Bloch weiterlebt. Zwei 
Tage später war die Eberhard-Karls- 
Universität umbenannt worden, (...) 
Im Sprachstil der Herrschenden Sach¬ 
beschädigung und doch der Ausdruck 
eines massenhaften Wunsches nach 
einer noch unbegriffenen Hoffnung 
wirklicher Veränderung. (...). Frei¬ 


herr Bruno von Freytag, gen. Löring- 
hoff, Dekan der Philosophen, politisch 
eher im Royalismus anzusiedeln als in 
dieser Welt, meinte, vor den ,Schmie¬ 
rern’ ausspucken zu müssen. (...) Die 
Trauereden machen klar, worum es 
ging. (...). Sie haben den Namen Ernst 
Bloch von dieser Universität wieder 
verbannt, genauso wie er aus den 
Zeitungen verschwinden wird, wie 


sein Leichnam in das Grab versenkt 
wurde. Wir sollten wieder vergessen, 
was uns an diesem Tag auf die Stra¬ 
ße trieb, was wir für unsere Zukunft 
beschlossen haben, was uns in diesen 
wenigen Tagen öffentlicher Aufmerk¬ 
samkeit zu Kopfe stieg. Diese konkre¬ 
te Utopie einer anderen Wissenschaft, 
eines alternativen Lebens, unsere Ge¬ 
schlossenheit und Einheit, dieses Prin¬ 
zip Hoffnung auf Veränderung, diese 
Fähigkeit, sich kollektiv auf eine Sa¬ 
che zu konzentrieren, die unsere Be¬ 
dürfnisse gebündelt hat, darf nicht 
vorbei sein.“ 

Bloch starb im 
„deutschen Herbst“ 

Blochs Beerdigung wurde auch des¬ 
halb ein Politikum, weil auf ihr die 
aktuellen politischen Ziele und das 
politische Klima, zu denen und dem 
er sich ja auch persönlich und in aller 
Öffentlichkeit positioniert hatte, zur 
Sprache kamen: Berufsverbote, Ter¬ 
roristenhetze und Repression, Vor¬ 
wurf an die linken Intellektuellen, sie 
seien die „intellektuellen Wegberei¬ 
ter des Terrorismus“. Widerstand der 
Anti-Atomkraft-Bewegung und Bau¬ 
platzbesetzung in Brokdorf, das „Mo¬ 
dell Deutschland“ verliert an Tempo. 
Über eine Million Menschen waren 
erwerbslos. 

Im Jahr zuvor hatte die CDU mit 
ihrem Wahlkampfspruch „Freiheit 
statt Sozialismus“ die Bundestags¬ 
wahl gewonnen. Unter den bundes¬ 
deutschen Studenten machte sich 
Existenzangst und moralische Ent¬ 
rüstung breit, sie sahen eine düstere 
Zukunftsperspektive. Aber auch Wi¬ 
derstand, konkret der Kampf gegen 
Berufsverbote und politische Diszip¬ 
linierung, gegen verschärfte Studien¬ 
bedingungen durch das Hochschul¬ 
rahmengesetz, gegen die Einführung 
einer Regelstudienzeit und für die Er¬ 
höhung der BAföG-Beträge. Die DKP 
in Tübingen war aktiver Teil des Wi¬ 
derstandes in der Stadt. Auch Tübin¬ 
ger DKP-Mitglieder waren von den 
Berufsverboten betroffen. Unter dem 
Titel „Berufsverbote, Hexenprozesse 
des 20. Jahrhunderts“ schrieb Ernst 
Bloch „Eines ist den Betroffenen al¬ 
len gemeinsam: sie sind antifaschis¬ 
tisch, demokratisch und sozialistisch 
eingestellt ... Solcherart politisches 
Engagement war den herrschenden 
Kräften schon immer suspekt.“ Man¬ 
cher Student mochte von der Mystik 
der zwei zentralen philosophischen 
Begriffe „Hoffnung“ und „Utopie“ 
von Bloch angetan sein. Stärker war 
seine Verbundenheit durch seine So¬ 
lidarität mit den politischen Kämpfen 
der Studenten. Nach Hans Heinz Holz 
blieb Bloch „bis zu seinem Tode mit 
unerschütterlichem Herzen dem Kom¬ 
munismus verbunden - auch dann, als 
theoretische Auseinandersetzungen in 
schwieriger politischer Situation ihn 
1956 in Konflikt mit Partei und Staat 
der DDR brachte“. 


Stimmen zu Ernst Bloch 


Hans Heinz Holz 

„Die Bedeutung von Blochs Werk liegt 
in der organisierenden Zentrierung 
der gesamten Geistesgeschichte der 
Menschheit um die Antizipation ei¬ 
ner von natürlicher Not und mensch¬ 
licher Unterdrückung befreiten Welt, 
deren Verfassung er mit dem Marx- 
Wort vom „Humanismus der Natur 
und Naturalismus des Menschen’um- 
schreibt und in der Herstellung des 
Kommunismus erstrebt. Bloch liefert 
ein weltanschauliches Modell für jene 
Teile des Bürgertums, die bereit sind, 
die frühbürgerlichen Aufklärungspos- 
tulate und das Programm von »Frei¬ 
heit, Gleichheit, Brüderlichkeit’ auch 
um den Preis der Aufhebung der ka¬ 
pitalistischen Gesellschaft und der 
ökonomischen Bedingungen des Wi¬ 


derspruchs von Bourgeoisie und Pro¬ 
letariat zu verwirklichen. Die welt¬ 
anschauliche Kraft der Blochschen 
Philosophie liegt in der Vereinigung 
einer progressiv-utopischen Perspek¬ 
tive mit der Aneignung des gesamten 
kulturellen Erbes, ihre Schwäche be¬ 
steht in der idealistischen Vernach¬ 
lässigung der materiellen, politisch¬ 
ökonomischen Vermittlungsschritte 
auf dem Wege zur klassenlosen Ge¬ 
sellschaft, im Mangel an konkret-his¬ 
torischen Analysen (besonders auch 
der Gegenwart) und einer daraus 
entspringenden chiliastischen Erwar¬ 
tungshaltung, die auch in aktuellen 
politischen Einschätzungen sichtbar 
wird. Sie ist die Widerspiegelung einer 
Übergangssituation oder »Zwischen¬ 
welt’(wie Bloch selbst solche Epochen 


charakterisiert) und das theoretische 
Medium, in dem sich weltanschauli¬ 
che Übergänge abspielen.“ 
(Enzyklopädie zur bürgerlichen Phi¬ 
losophie im 19. und 20. Jahrhundert, 
Hrsg. Manfred Buhr, Leipzig 1988) 

Manfred Buhr 

„Ernst Bloch war - dies kann nicht 
angezweifelt werden-ein bedeuten¬ 
der Denker des 20. Jahrhunderts. Mit 
seinem philosophischen Werk hat er 
eine Weltanschauungs- und Kultur¬ 
norm entwickelt, die zur Kenntnis zu 
nehmen und kritisch-produktiv an¬ 
zugehen ist. Wir wären schlecht be¬ 
raten, dies nicht zu tun, solches nicht 
zu versuchen. Mit anderen Worten: 
Wir wären schlecht beraten, das 


Werk von Bloch nicht marxistisch-le¬ 
ninistisch zu befragen. Das deshalb, 
weil es innovative Züge trägt.“ Buhr 
nennt dann Stichwörter wie Huma¬ 
nismus, Optimismus, Übergang, Zu¬ 
kunft, Gedankenreichtum, Querlage 
zum Hauptstrom bürgerlicher Gegen- 
wa rtsphilosophie. 

„Der Ort: Blochs Denken verbleibt 
im Rahmen der bürgerlichen Gesell¬ 
schaft; die Weise: Blochs Denken ist ein 
Denken des Übergangs. Das von Bloch 
immer wieder bemühte Überschreiten 
des Denkens ist von hier aus gesehen 
eherein Überspringen, insofern näm¬ 
lich, als er den realen Geschichtspro¬ 
zess der Epoche, vor allem das histori¬ 
sche Subjekt dieses Geschichtsprozes¬ 
ses und seine Kämpfe, Klassenkämpfe, 
mit seinen Höhen und seinen Niede¬ 


Antwort an die 
falschen Freunde 

Seine Gastprofessur in Tübingen be¬ 
kam er in einer Zeit, in der von je¬ 
der prominenten Person, die aus der 
DDR 1961 „rüberkam“, erwartet wur¬ 
de „Zeitzeuge der DDR-Diktatur“ zu 
sein. Dem hat Bloch sich bis zu seinem 
Tod verweigert. Doch die Herrschen¬ 
den waren und sind sehr nachtragend. 
Deshalb war die Verteidigung Blochs 
gegen die, die auch die Philosophie und 
politische Praxis Blochs mit beerdigen 
wollten, wesentlich. „Aber die selben, 
die über Berufsverbote, Gesetzesände¬ 
rungen, durch strukturelle und offene 
Gewalt der Möglichkeit einer radikalen 
Veränderung des Gesellschaftssystems 
Einhalt zu gebieten suchen, feiern ihn 
als den größten Philosophen der Ge¬ 
genwart. Ihre Nachrufe füllen die Zei¬ 
tungen, ihre Beileidstelegramme sta¬ 
peln sich, ihre Heuchelei kennt keine 
Grenzen. Der tote Ernst Bloch wird 
zum scheinbaren Vehikel ihrer Libera¬ 
lität und zum zynischen Aushängeschild 
einer humanitären Gesinnung, die bes¬ 
tenfalls in ihrer ideologischen Verkleis¬ 
terung das Modell Deutschland aufpo¬ 
lieren soll. Prominente von CDU über 
SPD und FDP lassen es sich nicht neh¬ 
men, in aller Öffentlichkeit Ernst Bloch 
zu betrauern, ihrem Klassengegner wird 
eine Ehre zuteil, wenngleich es sich ihre 
Medien nicht nehmen lassen, seine In¬ 
halte zu pervertieren, um sie für ihre ei¬ 
gene politische Propaganda zu benut¬ 
zen“, schrieben die Studenten. 

Ein politischer Philosoph mit 
einer politischen Praxis 

Oskar Negt (Sozialistisches Büro), 
sprach auf der Beerdigung: „Wer den 
Toten Ernst Bloch ehrt, muss wissen, 
wofür der lebende mit seiner Person 
und seinem Werk einstand, wofür die¬ 
ser militanteste der modernen Philo¬ 
sophen gekämpft hat. Der aufrech¬ 
te Gang, dieses sichtbarste Zeichen 
menschlicher Würde, ist das A und O 
der Philosophie Blochs. Er ist die Subs¬ 
tanz seiner durch und durch politischen 
Philosophie.“ 

Walter Bauer 


Werke u.a.: 

Geist der Zeit, i9i8;ThomasMüntzerals 
Theologe der Revolution,1921; Erbschaft 
dieser Zeit, 1935; Freiheit und Ordnung, 
1946; Subjekt-Objekt, Erläuterungen zu 
Hegel, 1951; Avicenna und die Aristote¬ 
lische Linke,1952; Christian Thomasius. 
Ein deutscher Gelehrter ohne Misere, 
1953 ; Das Prinzip Hoffnung, Bd. 1 ,1954, 
Bd. II, 1955, Bd. hl, 1959; Wissen und 
Hoffnung. Auszüge aus seinen Werken, 
i955;Tübinger Einleitung in die Philoso¬ 
phie, 1963; Atheismus im Christentum, 
1968, Widerstand und Friede. Aufsätze 
zur Politik, Suhrkamp-Verlag,1968; Das 
Materialismusproblem, seine Geschich¬ 
te und Substanz, 1972, Experimentum 
Mundi. Frage, Kategorien des Heraus¬ 
bringens, Praxis, 1975 


rungen, mit seinen Siegen und seinen 
Niederlagen, mit seinen Diskontinui¬ 
täten und seinen Kontinuitäten, nicht 
konkret ausmacht-und eben dadurch 
überspringt. Den Geschichtsprozess 
der Epoche und sein historisches Sub¬ 
jekt ersetzt Bloch (und das eben ist 
sein Überspringen) durch ein Endziel, 
das er nicht in der gesellschaftlichen 
Bewegung festmacht, sondern primär 
in der Welt (...).“ 

(Manfred Buhr, Eingriffe, Stellung¬ 
nahmen, Äußerungen. Zur Geschich¬ 
te und gesellschaftlichen Funktion 
von Philosophie und Wissenschaft, 
Berlin 1987. Prof. Manfred Buhr, Philo¬ 
sophiehistoriker, war u.a. langjähriger 
Direktor des Zentralinstituts für Phi¬ 
losophie der Akademie der Wissen¬ 
schaften der DDR) 



m unsere zeit 


Kultur 


Freitag, 18. August 2017 


Unerfüllte Liebe, verlorene Hoffnungen 


Diether Dehms Roman „Bella Ciao“ jetzt als Hörbuch 


„An ihrer Schulter, da wird es hell schon 
Oh bella ciao, bella ciao, bella ciao, ciao, ciao. 
Es war so warm hier, an deinem Arm hier 
Da draußen werd‘ ich bald schon frier'n. 

Sah Blut an Hütten, sah Frauen bitten 
Oh bella ciao... 


D as in vielen Fassungen 
existierende Volkslied, 
Liebeslied und Kampf¬ 
lied der Partisanen steht im 
Mittelpunkt des vor zehn Jah¬ 
ren bei Das Neue Berlin er¬ 
schienenen Erfolgsromans von 
Diether Dehrn über die Resis- 
tenza (2017 als Taschenbuch), 
das jetzt als Hörbuch mit der 
Musik von Michael Letz vor¬ 
liegt. Sounddesign, Tonregie 
und Musikproduktion von 
Matthias Müller, Sunrock. 

Ade, du Schöne, Ade, meine 
Liebe, das sagt, dass es „etwas 
Schreckliches ist, früh aufzuste¬ 
hen, eine schöne Frau zu verlas¬ 
sen und sich irgendwo eine Ku¬ 
gel einzufangen ... “ Aber auch, 
dass es nicht anders geht, wenn 
man das Leben liebt, für das 
Menschliche einsteht. Und so 
ist Dehms Erzählung eingebet¬ 
tet in die Liebesgeschichte zwi¬ 
schen Anna, der Partisanin aus 
dem Volk, Renzo, dem Dichter 
aus kleinbürgerlichem Hause 



„Flügel de Widerstands“ von Pericle Fazzini in einem Park in Ancona 


Kultursplitter 


Die nächste Posse 

Das Berliner Schloss bekommt trotz Be¬ 
denken der Senatsbauverwaltung ein 
Dachrestaurant. „Das Restaurant ist 
beschlossene Sache. Es wird mitgeplant 
und mitgebaut“, sagte Johannes Wien, 
Vorstand und Sprecher der für den Bau 
verantwortlichen Stiftung. Er betonte, 
das rekonstruierte Schloss solle nach 
dem Willen aller Beteiligten auch ein 
neuer Stadtraum werden. Deshalb habe 
der Stiftungsrat das Dachrestaurant von 
Anfang an mit in die Planung aufgenom¬ 
men. Nach dem Streit um das Kreuz auf 
der Kuppel hatte Berlins Senatsbaudi¬ 
rektorin Regula Lüscher jetzt auch das 
Dachrestaurant zur Debatte gestellt. 
„Hier sehe ich die Gefahr, dass die Re¬ 
konstruktion ins Disneyhafte kippt.“ Da 
kann man Frau Lüscher nur zustimmen, 
aber bis dahin hatte die Senatsverwal¬ 
tung bei dem ganzen irrwitzigen Projekt 
nur mit dem Kopf genickt, sich jetzt noch 
aufzuplustern ist pure Heuchelei. 

Eingemeindung 

Die Kuratorin Clementine Deiiss hat 
die Ausstellung von Werken afrikani¬ 
scher Künstler auf der documenta kriti¬ 
siert. Privates europäisches Kapital be¬ 
feuere die Enteignung der ästhetischen 
Produktion Afrikas, meint die ehema¬ 
lige Direktorin des Frankfurter Welt¬ 
kulturen Museums. Die Präsentation in 
Kassel werfe die Frage auf, warum einer 
bunten Mischung von Kunst aus Afrika 
der Vorzug gegenüber kunstgeschicht¬ 
lich anspruchsvollen Darstellungen ein¬ 
zelner Künstler gegeben werde, so De- 
liss weiter. Sie kritisierte zudem, dass 
historische Kunstwerke oft nicht nach 
Afrika zurückgebracht werden. Zur do¬ 
cumenta gehört auch die Debatte über 
den politischen Legitimationszwang sol¬ 
cher Großausstellungen. Bezugspunkt 
sind dann die Anderen, ist das Jenseits 
des vornehmlich westlich-weißen, öko¬ 
nomisch gesicherten Bürgertums, dem 
auch die Kuratoren entstammen und die 
allermeisten Besucher. 

Sicherheitswahn 

Neun Journalisten haben wegen des 
Entzugs der Akkreditierung für den 
G20-Gipfel in Hamburg eine Klage ge¬ 
gen das Bundespresseamt (BPA) ein¬ 
gereicht. Sie sind der Ansicht, dass die¬ 
ser Vorgang rechtswidrig war. Auf dem 
G20-Gipfel im Juli hatten 32 überprüfte 
Journalisten kurzfristig ihre Zulassung 
wieder verloren. Die Namen standen 
auf einer Liste, die das Bundeskrimi¬ 
nalamt an die Polizisten an den Ein¬ 
gängen zum Gipfel verteilt hatte. Tat¬ 
sächlich entzogen wurden die Akkre¬ 
ditierungen neun Journalisten, darunter 
einem freien Mitarbeiter vom „Spiegel“ 
und einem fest angestellten Fotografen 
des „Weser Kuriers“. Regierungsspre¬ 
cher Steffen Seibert hatte erklärt, das 
BPA habe die Akkreditierungen nach 
Hinweisen der Sicherheitsbehörden 
eingezogen. Anders zu handeln, wäre 
unverantwortlich gewesen. Stand zu 
befürchten, dass die Journalisten nicht 
ihrer Arbeit nachgehen wollten, son¬ 
dern Schlimmes im Schilde führten wie 
z.B. kritische Fragen zu stellen oder die 
dummdreisten Gesichter abzulichten? 

Ein schöner Verhau 

Schön effizient, schön schnell, schön bil¬ 
lig - die künftige Isar-Philharmonie at¬ 
met den Kleingeist der Provinz - und sie 
wird das neue Wahrzeichen einer Beton 
gewordenen Mutlosigkeit. Das mag aber 
vor allem mit einer Ahnung Zusammen¬ 
hängen, die da im Raum steht: Wie der 
Konzertsaal aussieht, wird den Münch¬ 
nern egal sein. Alleine schon wegen sei¬ 
ner städtebaulichen Funktion. Der Frei¬ 
staat entschied sich für ein ehemaliges 
Fabrikgelände am Münchner Ostbahn¬ 
hof, am Rand der Innenstadt. Vor allem 
aus Gründen zeitlicher Verfügbarkeit, 
erklärt die Staatsregierung. Wie kann 
denn ein architektonisch ambitionier¬ 
tes Gebäude in solcher Umgebung be¬ 
stehen? Längst haben auf jener Bra¬ 
che private Investoren begonnen, den 
Ostbahnhof mit futuristisch anmuten¬ 
dem baulichem Ramsch zu umstellen. 
In Nachbarschaft eines künftigen So¬ 
litärbaus von Weltrang wuchern Start- 
up-Büroklötze in Playmobiloptik und 
knalligem Trend-Orange. Herbert Becker 


und intellektuellen Kommu¬ 
nisten, dessen Buckel an Gramsci erin¬ 
nert, Giuseppe, dem Kommandeur der 
kommunistischen Garibaldi-Brigaden, 
sowie die Konfrontation mit dem Füh¬ 
rer der Schwarzhemden, Attila, Jugend¬ 
freund Annas und Renzos. 

Auch wer den Roman gelesen hat, 
wird mit dem Hörbuch ein zusätzliches 
Erlebnis haben. Die leise, unaufdring¬ 
liche Musik ist einfühlsam auf den aus¬ 
drucksstark von Peter Sodann vorge¬ 
tragenen Text des spannenden Buches 
ausgerichtet. Dehrn hat gemeinsam mit 
dem musikalischen Leiter des Okto¬ 
berklubs der DDR, Michael Letz, neun 
Melodien komponiert und eingefügt, 
die den langjährigen Umgang der bei¬ 
den mit den Kompositionen von Hanns 
Eisler erkennen lassen. Peter Sodann 
zeigt die typisch epische Erzählerhal¬ 
tung eines Schauspielers vom Berliner 
Ensemble, wo er durch Helene Weigel 
geformt wurde. Vielleicht mehr noch als 
die Printausgabe geht das Hörbuch zu 
Herzen. Man spürt die Parteinahme, die 
zum Nachdenken anregt, was uns das 
Erbe der Resistenza heute zu sagen hat. 

Die Handlung setzt nach dem Sturz 
Mussolinis im Juli 1943 ein. Als die 
Wehrmacht am 8. September 1943 Nord- 
und Mittelitalien besetzt, konstituiert 
sich auf Initiative der IKP ein Nationa¬ 
les Befreiungskomitee (CLN), entste¬ 
hen erste Partisanengruppen. Schauplatz 
sind die Berge westlich des Lago Mag¬ 
giore. Einer der Kommandanten, Pippo 
(Filippo Frassati), ist eine echte Person. 
Im Frühjahr 1945 befreite er mit seiner 
Garibaldi-Brigade Cannobio. Dehrn ge¬ 
lingt es am Beispiel seiner Helden dar¬ 
zulegen, wie ungeheuer schwierig es war, 
aus den ersten, spontan entstandenen 
kleinen Partisanengruppen der verschie¬ 
densten Parteien des CLN kampfstarke 
zusammenwirkende Abteilungen und 
Brigaden zu formieren, gegen welche die 
Wehrmacht bereits Anfang 194415 Divi¬ 
sionen einsetzen musste. Die Alliierten 
versuchten, die Kampfhandlungen der 
von den Kommunisten dominierten Par¬ 
tisanenarmee zu bremsen. Während der 
britische General Landcroft im schwei¬ 
zerischen Locarno mit Renzo vorgeb¬ 
lich über den gemeinsamen Kampf be¬ 
rät, ist seine Tochter Margret erstaunt, 
von einem seiner Stabsoffiziere zu hö¬ 
ren, die Partisanen seien „Verbündete, 
derer man sich über kurz oder lang wie¬ 
der entledigen muss“. Er hat nichts dage¬ 
gen, dass „die sich erst mal mit den Na¬ 
zis herumprügeln“, denn es sind „dann 
ein paar weniger, die später die Dikta¬ 
tur ausrufen können“. „Deutsche oder 


Russen - sollen sich nur erst mal viele 
totschießen“. Dem entspricht auch sein 
Bekenntnis, dass es kein Interesse gibt, 
den Krieg zu verkürzen. Ob er „1944, 
1945 oder im Jahr darauf beendet wird, 
bleibt sich gleich“. So bekommt Renzo 
denn auch mit, dass nicht vorgesehen ist, 
im Norden einen Brückenkopf der Alli¬ 
ierten zu bilden. 

Dieselbe Margret, deren „raffi¬ 
niert geschlitzter Rock machte, dass 
die Männer ihre Blicke hinter ihr her 
schickten“, geht zu Renzo in die Berge. 
Die einstige Pfadfinderin schlägt sich 
tapfer, bleibt standhaft, auch als sie 
Attila in die Hände fällt. Sie beginnt 
zu verstehen, dass den Faschismus zu 
beseitigen wohl tiefer gehen muss, als 
ihm nur die Waffen aus der Hand zu 
schlagen. Als Renzo in den 70er Jah¬ 
ren stirbt, ist sie eine Labour-Linke und 
spricht an seinem Grab. Nicht nur hier 
gestaltet Dehrn Bündnispolitik. 

Zur Sprache kommen die unter¬ 
schiedlichen Meinungen über die Zu¬ 
kunft Italiens nach dem Krieg, Radi¬ 
kalismus, die Ungeduld, endlich los¬ 
zuschlagen, so auch das Thema der 
Partisanenrepubliken, von denen eine 
im Ossola-Tal existierte. Sie konn¬ 
te nicht gehalten werden. War es zu 
früh, diesen Schritt zu gehen? Viele 
widersprechen. „Es waren die schöns¬ 
ten Tage meines Lebens. Alles, wovon 
wir seit Jahren geträumt haben, wurde 
Wirklichkeit“, sagt einer der Partisanen. 

Die Handlung endet im Frühjahr 
1945. Renzo und Giuseppe gehören 
zu dem Partisanenkommando, das am 
27. April das vom CLN verhängte To¬ 
desurteil an Mussolini vollstreckt. Zu 
dieser Zeit war die Partisanenarmee 
auf 256 000 reguläre Kämpfer ange¬ 
wachsen. 153 000 von ihnen waren 
Kommunisten, von den 70 000 Gefal¬ 
lenen trugen 42 000 das rote Halstuch 
der Garibaldiner. 

Renzos Partei war zu dieser Zeit auf 
2,2 Millionen Mitglieder angewachsen. 
Bei den Wahlen zur Verfassunggeben¬ 
den Versammlung im Juli 1946 wurde 
sie von 4 356 686 Italienern (18,9 Pro¬ 
zent) gewählt. In den nächsten Jahren 
stiegen ihre Stimmen auf knapp das 
Doppelte an. 

Bis heute bleibt die von Dehrn an¬ 
gesprochene Frage umstritten, ob die 
Partisanen nach Kriegsende aus dem 
Schatten von Jalta hätten heraustreten 
und zum Aufbau des Sozialismus über¬ 
gehen sollen. 

Die abschließenden Sätze darüber, 
wie Anna und Renzo sich Jahre später 


auf einem Pressefest der „Unitä“ be¬ 
gegnen, gehören zu den bewegendsten 
Aussagen des Hörbuches. Ihrer beider 
Tränen gelten nicht nur ihrer unerfüll¬ 
ten Liebe, sondern auch den verlorenen 
Hoffnungen so vieler Garibaldiner, dass 
es nicht gelang, die großen Konzerne, 
die den Faschismus an die Macht brach¬ 
ten, zu besiegen. 

In dem jetzt als Hörbuch erschie¬ 
nenen Roman, den Konstantin Wecker 
auch einen Abenteuerroman nann¬ 
te, steckt durchaus der Stoff für einen 
spannenden Film über den Kampf der 
italienischen Partisanen. Wie zu hören, 
soll ein solches Projekt unter Filmpro¬ 
duzenten auf Interesse stoßen. 

Diether Dehrn, Jahrgang 1950, der 
für „Die Linke“ im Bundestag sitzt, ist 
nicht nur Romanautor, sondern auch 
Komponist, Liedermacher, der auch 


selbst singt. Der von ihm mitverfass¬ 
te Song „1000 und 1 Nacht“ war 1984 
mehrere Wochen in den Charts. Dehrn 
ist auch immer wieder für Schlagzeilen 
gut, so wenn er 2016 das frühere RAF- 
Mitglied Christian Klar nach Verbüßung 
von 26 Jahren Haft in seinem Berliner 
MdB-Büro beschäftigte, einen minder¬ 
jährigen Flüchtling, einen Waisenjun¬ 
gen, aus Italien in seinem PKW zu sei¬ 
nem italienischen Vater nach Deutsch¬ 
land brachte oder sich in Talkshows für 
den Ex-Bundespräsidenten Christian 
Wulf und gegen BILD positioniert. 

Gerhard Feldbauer 

Peter Sodann liest „Bella ciao - Par¬ 
tisanen am Lago Maggiore“ von Die¬ 
ther Dehm. 2 MP3-CDS, Laufzeit 16 
Stunden. Verlag Das Neue Berlin, 2017, 
29,99 Euro. 


Antiquarisches 
Buch der Woche 

„Lenin! - 
Reden und 
Aufsätze über 
Lenin 1924” 

Dieser Nachdruck eines 1924 im Verlag 
Literatur und Politik in Wien erschiene¬ 
nen Sammelbandes enthält sowohl im 
einzelnen als auch in der Zusammen¬ 
stellung aufschlussreiche Interpretati¬ 
onen Lenins Persönlichkeit und Werk. 

Als Zeitdokument mit eigener Aussage reiht sich diese Wie¬ 
derveröffentlichung ein in die Bemühungen um eine gründ¬ 
lichere Aufarbeitung der Geschichte der kommunistischen 
Bewegungen. EDITION Marxistische Blätter, 1989,303 Seiten, 
kartoniert und eingeschweißt 

Preis: 3,- Euro + 2 ,- Euro Porto/Verpackung 
unsere Verkaufserlöse kommen der uz zugute! 


www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel.: 0201 17 78 89 23 / Fax: - 28 































Freitag, 18. August 2017 


DKP 


unsere zeit m 


Verantwortung wahrgenommen 

Zu den Beschlüssen der 9. PV-Tagung und den Reaktionen darauf • Von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 



Breite, offene Diskussion - gemeinsames Handeln 


A uf seiner 9. Tagung im Juni fass¬ 
te der Parteivorstand zwei Be¬ 
schlüsse zur anhaltenden Partei¬ 
auseinandersetzung. Er beschloss den 
Bezirk Südbayern aufzulösen sowie 
einen Antrag an den 22. Parteitag, der 
im März 2018 stattfindet, zur Unverein¬ 
barkeit der Mitgliedschaft in der DKP 
mit der Mitgliedschaft im sogenannten 
Kommunistischen Netzwerk. Auf diese 
Beschlüsse gab es eine Reihe von Re¬ 
aktionen. 

Sie reichen von Protest und Zu¬ 
rückweisung der Beschlüsse, Forde¬ 
rungen, sie zurückzunehmen, bis zu 
der Forderung an die Vorsitzenden bzw. 
den gesamten Parteivorstand, zurück¬ 
zutreten. Auf der anderen Seite gibt es 
Verständnis, dass der Parteivorstand 
handeln musste, aber Fragen, ob es die 
richtigen Maßnahmen zum richtigen 
Zeitpunkt waren. Schließlich gibt es 
auch Zustimmung. Wenige Genossin¬ 
nen traten aufgrund der Beschlüsse aus 
der Partei aus. 

Es gibt auch Fragen, wie es über¬ 
haupt so weit kommen konnte, und 
die Wahrnehmung, dass die Beschlüsse 
plötzlich und ohne vorherige Diskussi¬ 
on in der Partei herbeigeführt worden 
seien. Und es gibt große Sorgen um 
den Erhalt der Partei. Wir haben die¬ 
se Reaktionen in DKP-Informationen 
zusammengefasst und an die Bezirke 
gegeben, sie können auch beim Partei¬ 
vorstand angefordert werden. Zu eini¬ 
gen aufgeworfenen Punkten möchte 
ich noch einmal Stellung nehmen: 

Was haben wir beschlossen? 

Die Auflösung des Bezirks Südbayern 
bedeutet, dass der Bezirksvorstand und 
seine Gremien ihre Arbeit beendet ha¬ 
ben. Die Gliederungen und die Mitglie¬ 
der des Bezirks Südbayern sind darü¬ 
ber hinaus von diesem Beschluss nicht 
betroffen. Das heißt, es wurde kein 
einziges Mitglied aus der DKP ausge¬ 
schlossen oder in seinen Rechten auf 
Gruppen- oder Kreisebene beschnit¬ 
ten. Mit dem Bezirksvorstand wurde 
eine Struktur aufgelöst, die sich seit 
dem 20. Parteitag im Jahr 2013 bewusst 
und planmäßig der Gemeinsamkeit der 
DKP entzogen hat. Die Grundgliede¬ 
rungen in Südbayern sind nun direkt an 
den Parteivorstand angebunden. 

Der Beschluss eines Antrages an 
den 22. Parteitag zur Unvereinbarkeit 
der Mitgliedschaft in der DKP mit der 
Mitgliedschaft im sogenannten Kom¬ 
munistischen Netzwerk hat bis zum 22. 
Parteitag keine Wirkung. Die Partei hat 
bis dahin die Möglichkeit, über diese 
Maßnahme zu diskutieren. Dann wer¬ 
den die Delegierten entscheiden. 

Was hat zu diesen 
Beschlüssen geführt? 

Es war die Sorge um den Erhalt der 
DKP als kommunistische Partei mit 
ihrem Organisationsprinzip der brei¬ 
ten und offenen Diskussion und des 
gemeinsamen Handelns, die den Par¬ 
teivorstand veranlasst hat, diese Be¬ 
schlüsse zu fassen. Der Parteivorstand 
hat damit auf das Auseinanderdriften 
und die Schwächung durch das Auf¬ 
kündigen des gemeinsamen Handelns 
und der Beschluss Verbindlichkeit re¬ 
agiert. Er hat eingeschätzt, dass die 
Auseinandersetzung in der Diskus¬ 
sion nicht mehr zu lösen ist, weil sie 
organisationspolitisch durch die Bil¬ 
dung von Parallelstrukturen beant¬ 
wortet wurde. 

Der Parteivorstand hatte den Auf¬ 
bau von Parallelstrukturen mit inhaltli¬ 
cher Plattform, eigener Öffentlichkeits¬ 
arbeit und eigener Disziplin mehrfach 
als Fraktionierung gekennzeichnet und 
schließlich seine Verantwortung wahr¬ 
genommen, um weiteren Schaden von 
der Partei abzuwenden. Er hat das spät 
getan, manche meinen, zu spät. 

Bereits der 21. Parteitag hatte die 
Genossinnen, die das Netzwerk orga¬ 
nisieren aufgefordert, das zu unterlas¬ 
sen, und dem Parteivorstand einen ein¬ 
deutigen Auftrag gegeben. Er sollte bis 
Ende 2016 eine Bilanz zur Tätigkeit des 
Netzwerks ziehen und gegebenenfalls 


handeln. In dem Parteitagsbeschluss 
heißt es: „Sollte weiterhin bewusst eine 
Strömung in der Partei organisiert wer¬ 
den, welche sich gegen demokratisch 
gefasste Beschlüsse (insbesondere des 
Parteitags) stellt, ist der Parteivor¬ 
stand aufgefordert, seine Verantwor¬ 
tung wahrzunehmen und diesen für die 
Arbeit der Partei und für ein einheitli¬ 
ches Handeln schädlichen Zustand zu 
beenden.“ Der Parteivorstand hat das 
nicht getan, sondern sich auf mehreren 
Sitzungen erneut mit der Auseinander¬ 
setzung befasst, Gespräche angeboten 
und geführt. Ziel war es nach Möglich¬ 
keiten zu suchen, die Parallelstruktu¬ 
ren auch für die Genossinnen, die sich 
darin gefunden haben, überflüssig zu 
machen und ihre Arbeit zurück in die 
Strukturen der Partei zu holen. Weitere 
Gespräche und mehr Zeit führten aller¬ 
dings nicht zu einer Annäherung und 
zum Nachdenken über die Rückfüh¬ 
rung, sondern im Gegenteil zu weiteren 
Schritten der Verfestigung der Parallel¬ 
struktur. Stetig und bewusst wurde der 
Spielraum des Netzwerks ausgeweitet 
und so versucht, in der Praxis eine Strö¬ 
mungspartei zu etablieren. 

Wie ist es so weit gekommen? 

Die Auseinandersetzung beginnt und 
endet nicht mit den Beschlüssen der 
9. PV-Tagung. Die Diskussion um Fra¬ 
gen wie die Einschätzung des Imperi¬ 
alismus, den Charakter der Kommu¬ 
nistischen Partei und ihre Strategie ist 
eine Auseinandersetzung der kommu¬ 
nistischen Weltbewegung und hat an 
Intensität nach der Konterrevolution 
und mit unserer schweren Niederlage 
zugenommen. 

Eine Zuspitzung der in der DKP 
seit langem geführten Diskussionen 
ergab sich mit der Erarbeitung der 
„Thesen“ des alten Sekretariats unter 
Heinz Stehr und Leo Mayer und ih¬ 
rer Zurückweisung auf dem 19. Partei¬ 
tag. Die „Thesen“ waren eine Absage 
an die kommunistische Identität der 
DKP. Die Partei wies dies mit großer 
Mehrheit zurück. Allerdings sind sie 
bis heute Grundlage der Genossin¬ 
nen und Genossen, die das sogenannte 
Netzwerk kommunistische Politik or¬ 
ganisieren. 

Der Zurückweisung der „Thesen“ 
folgte auf dem 20. Parteitag die Ab¬ 
wahl der Parteiführung, die für dieses 
Papier stand, und die Wahl einer neu¬ 
en Leitung, die auf dem 21. Parteitag 
bestätigt wurde. Ja, das war für unsere 
Partei ungewöhnlich, aber ein Prozess, 
der unseren demokratischen Grundre¬ 
geln entspricht. Funktionäre können 
abgewählt werden. Die abgewählte 
Führung konnte das nicht akzeptieren, 
sprach von einem Putsch und negier¬ 
te von da an die Beschlusslagen von 


Parteitagen und des Parteivorstandes. 
Dort, wo sie Mehrheiten hatte und hat, 
wurden bundesweite Beschlüsse nicht 
mehr umgesetzt. 

Bewusst wurde die organisatorische 
Spaltung vorangetrieben. Stationen 
waren die Enteignung der Homepage 
des Parteivorstandes kommunisten.de, 
die Gründung einer Bündnisstruktur 
„Marxistische Linke“, der Versuch, mit 
„Unite“ einen Jugendverband neben 
der SDAJ aufzubauen, das Festhal¬ 
ten an der Europäischen Linkspartei 
durch das Nutzen ihrer Symbole auf 
Transparenten und Materialien, die 
Entsendung von DKP-Mitgliedern zu 
internationalen Treffen und Konferen¬ 
zen durch denVerein Marxistische Lin¬ 
ke. Später wurde das Kommunistische 
Netzwerk als Struktur in der DKP ge¬ 
gründet und organisierte zur Verstän¬ 
digung mehrere Geheimtreffen. Inzwi¬ 
schen nennt es sich „Kommunistisches 
Netzwerk in der DKP“, organisiert bun¬ 
desweite öffentliche Veranstaltungen 
und unterhält eine eigene Homepage. 
Diesen Zustand zu akzeptieren hieße, 
eine Strömungspartei zu akzeptieren. 

Inhaltlich beansprucht das Netz¬ 
werk als sogenannte Programmströ¬ 
mung für sich, das Parteiprogramm 
zu bewahren und zu schützen. Ohne 
Nachweis wird der Parteiführung vor¬ 
geworfen, das Programm von 2006 ent¬ 
sorgen und die Partei zu einer linkssek¬ 
tiererischen Sekte machen zu wollen. 

Ein wichtiger Grundstein und dann 
auch Leitfaden für diese Entwicklung 
war die Auswertung des 20. Parteitages 
in der Bezirksorganisation Südbayern. 
Dort wurde festgestellt, dass sich die 
Debatte mit uns nicht mehr lohne, und 
ein Fahrplan für den Aufbau von Pa¬ 
rallelstrukturen mit eigener Jugend-, 
Kultur- und internationaler Arbeit skiz¬ 
ziert. Es war dieser Fahrplan, den die 
Organisatoren des Netzwerkes, aber 
auch der Bezirksvorstand in Südbay¬ 
ern versucht haben eins zu eins umzu¬ 
setzen. 

Auflösung eines Bezirks 
ohne Diskussion? 

Die Auflösung des Bezirks Südbayern 
hatte einen zeitlichen Vorlauf und kam 
nicht überraschend. Bereits auf seiner 
6. Tagung im November 2016 hatte der 
Parteivorstand über diese Maßnah¬ 
me in Bezug auf die Bezirke Südbay¬ 
ern und Rheinland-Pfalz diskutiert. 
Beschlossen wurde aber zunächst, die 
Mitglieder der beiden Bezirke zu Ver¬ 
sammlungen einzuladen, um mit ihnen 
über eine Situation zu diskutieren, in 
der es dem Parteivorstand nicht mehr 
möglich erschien, mit ihren Bezirksvor¬ 
ständen zusammenzuarbeiten. Diese 
ignorierten oder negierten in der Re¬ 
gel die Beschlüsse des Parteivorstan¬ 


des und nahmen an Beratungen mit 
den Bezirken und Kommissionssitzun¬ 
gen des Parteivorstandes, wo diese zur 
Diskussion standen, in der Regel nicht 
mehr teil. 

Auf der Versammlung in Südbay¬ 
ern im März konnte ich auf Nachfrage 
die Auflösung des Bezirks nicht aus¬ 
schließen, was postwendend auch auf 
der Homepage der DKP Südbayern zu 
lesen war. Es kann also keine Rede da¬ 
von sein, dass wir den Beschluss ohne 
vorherige Debatte herbeigeführt hät¬ 
ten. 

Die Versammlung selbst machte die 
unüberwindbaren Gräben zwischen 
dem Bezirksvorstand und der gewähl¬ 
ten Parteiführung, aber auch zwischen 
dem Bezirksvorstand und den Mit¬ 
gliedern der Bezirksorganisation, die 
die Ergebnisse der vergangenen bei¬ 
den Parteitage akzeptieren, noch ein¬ 
mal überdeutlich. An der Auswertung 
dieser Gespräche, gemeinsam mit den 
Sekretariaten aller Bezirke und Lan¬ 
desverbände im Rahmen der 8. PV- 
Tagung, nahmen die Genossinnen aus 
Südbayern nicht teil. 

Der Auflösungsbeschluss wird von 
den Mitgliedern des ehemaligen Be¬ 
zirksvorstands Südbayern nicht ak¬ 
zeptiert. Sie wollen weiter arbeiten als 
sei nichts geschehen. Das ist statuten¬ 
widrig und wir haben die Kreise und 
Gruppen aufgefordert, dies nicht mit¬ 
zumachen. 

Der Parteivorstand wird die Mit¬ 
glieder der DKP Südbayern in diesem 
Jahr zu zwei Versammlungen einladen. 
Im September/Oktober wird es eine 
Beratung über die weitere politische 
Arbeit in Südbayern und im Novem¬ 
ber/Dezember eine Versammlung zur 
Vorbereitung des 22. Parteitags mit der 
Wahl der Delegierten geben. Uns geht 
es um den Aufbau arbeitsfähiger Struk¬ 
turen in Südbayern. Natürlich können 
sich die Genossinnen und Genossen 
des ehemaligen Bezirksvorstands wie¬ 
der einbringen. 

Wie weiter? 

Heute stecken wir mitten in der Vor¬ 
bereitung des 22. Parteitages. In ihrem 
Mittelpunkt steht eine nötige Debat¬ 
te zur Strategie der Kommunistinnen 
unter den aktuellen Bedingungen. Der 
Leitantrag an den 22. Parteitag ist ein 
Angebot an alle Genossinnen und Ge¬ 
nossen, in die Diskussion über tatsäch¬ 
liche Unterschiede, die es in der Strate¬ 
giedebatte gibt, einzusteigen und auch 
zu streiten. Dieser Streit kann uns hel¬ 
fen bei der Erarbeitung einer Strategie¬ 
entwicklung auf der Höhe der Zeit, die 
zwingend notwendig ist für die Partei¬ 
stärkung im umfassenden Sinne. 

In der Vorbereitung des 22. Par¬ 
teitages sind zudem alle Mitglieder 


aufgefordert, sich mit dem Netzwerk 
und seinen stets wiederholten Anwür¬ 
fen gegen die Parteiführung ausein¬ 
anderzusetzen. Es ist doch nachprüf¬ 
bar, ob ein Bundestagswahlkampf, der 
die Partei mit ihren Inhalten und dem 
Sofortprogramm nach draußen führt, 
sektiererisch ist; ob das Ende der Mit¬ 
gliedschaft in der ELP zur Verengung 
unserer internationalen Arbeit geführt 
hat etc. Die Arbeit der heutigen Par¬ 
teiführung ist nicht ohne Fehler. Aber 
kann es ernsthaft darum gehen, wie es 
Heinz Stehr auf dem letzten Netzwerk¬ 
treffen formuliert hat, „zurück zur Par¬ 
tei von 2012“ zu wollen? 

Die Partei 2017 hat doch gezeigt, 
dass das Eingreifen in die Wahlkämpfe, 
die Friedensaktionen (z.B. in Büchel), 
unsere Teilnahme an den G20-Protes- 
ten, die Unterstützung der Kämpfe im 
Gesundheitswesen tatsächlich mehr 
Rot auf die Straße gebracht haben - 
dort, wo wir gemeinsam handeln. 

Angesichts dessen, was ich skizziert 
habe, und weil ich in der Tat davon 
überzeugt bin, dass wir im Sinne der 
Partei und ihres Fortbestandes gehan¬ 
delt haben, haben Rücktrittsforderun¬ 
gen für mich keine Grundlage. Nach 
Stand der Dinge werden die Vorsit¬ 
zenden erneut kandidieren und müs¬ 
sen auf dem Parteitag Rechenschaft 
ablegen. Dann hat der Parteitag zu 
entscheiden. 

Der 22. Parteitag wird eine Ent¬ 
scheidung zum Netzwerk fassen und 
ich werde dafür werben, dass ein Un- 
vereinkeitsbeschluss gefasst wird, wenn 
es bis zum Parteitag kein Aufeinander¬ 
zugehen mit klaren und vertrauenswür¬ 
digen Signalen Richtung Auflösung der 
Parallelstrukturen gibt. Das heißt aber 
auch, dass ich bis zum 22. Parteitag 
dafür stehe, eine solche Entwicklung 
zu ermöglichen und dass alle, die das 
Netzwerk organisieren, bis zum Partei¬ 
tag die Möglichkeit haben, sich zu ent¬ 
scheiden. Wir wollen weitere Gesprä¬ 
che führen. 

Aus dem Saarland gibt es den Vor¬ 
schlag, ein Moratorium durchzuführen, 
der ebenfalls in der Zusammenstellung 
der Reaktionen auf die 9. PV-Tagung 
nachzulesen ist. Über ein Moratorium 
ist grundsätzlich nachzudenken. Wir 
wollen das auf der 10. PV-Tagung im 
September tun. Zielstellung kann aber 
aus meiner Sicht nur sein, die Organi¬ 
sationsprinzipien der kommunistischen 
Partei wieder zur Grundlage aller Ge¬ 
nossinnen und Genossen zu machen. 
Der vorliegende Vorschlag für ein 
Moratorium bedeutet in seiner jetzi¬ 
gen Fassung aus meiner Sicht das Ge¬ 
genteil, nämlich die Akzeptanz von Pa¬ 
rallelstrukturen über den 22. Parteitag 
hinaus. Genau das wollen und dürfen 
wir nicht zulassen. 
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Ohne den Verfassungsschutz gäbe es den 


Staatsverbrechens 

NSU nicht • Von Ellen Beeftink 


// 




Demokratie 
schützen! Ä o°' 


gemeinfrei, Montage: UZ 


N ovember 2011, Eisenach. Uwe 
Mundlos und Uwe Böhnhardt 
werden tot in einem Wohnmobil 
aufgefunden. Gemeinschaftlicher Sui¬ 
zid. Um ihrer Verhaftung zu entgehen. 
Beate Zschäpe stellt sich Tage später 
der Polizei. Der Nationalsozialistische 
Untergrund NSU hat sich selbst ent¬ 
tarnt. Eine Jahre dauernde Mordserie 
ist aufgeklärt. Ein Bekennervideo be¬ 
weist, der NSU besteht aus diesem Trio. 

Soweit die offizielle Version. Es ist 
eine Legende. Gestrickt vom Verfas¬ 
sungsschutz. Sicher ist, neun türkisch- 
bzw. griechischstämmige Kleinunter¬ 
nehmer sowie die Polizistin Michele 
Kiesewetter sind Opfer einer beispiel¬ 
losen Serie rechten Terrors. Und sicher 
ist, die wahren Verantwortlichen wer¬ 
den ungeschoren davon kommen. Uwe 
Mundlos und Uwe Böhnhardt haben 
sich selbst gerichtet. Sicher nicht! 

In seinem Krimi „Die schützende 
Hand“ lässt Wolfgang Schorlau seinen 
Privatdetektiv Georg Dengler schon 
2015 den vermeintlichen Selbstmord 
der beiden Uwes recherchieren. Und 
kommt zu eben diesem Ergebnis. Für 
die im April erschienene Taschenbuch¬ 
ausgabe hat er neue Erkenntnisse nach¬ 
gelegt. „Die schützende Hand“ ist ein 
ungeheuer spannender Tatsachenro¬ 
man, der sich auf Originalquellen stützt. 
Und obwohl Schorlau ihn mit einer fik¬ 
tiven Komponente auflädt, ist er näher 
an der Realität, als man glauben möchte. 

Wer erschoss Uwe Mundlos 
und Uwe Böhnhardt? 

Dengler bekommt auf sehr merkwürdi¬ 
ge Weise genau diesen sehr seltsamen 
Auftrag. Er braucht das Geld, ein leich¬ 
ter Job. Schließlich weiß jeder: „Die bei¬ 
den Arschlöcher haben sich selbst umge¬ 
bracht. Sollten alle Neonazis so machen.“ 
Bei der Recherche stoßen er und seine 
Freunde auf Beunruhigendes. Und kom¬ 
men bald zu dem Schluss: So, wie darge¬ 
stellt, kann es nicht gewesen sein. Die 
Tatorte Kölner Keupstraße, Kassel, und 
Heilbronn (siehe rechte Spalte) werden 
in Rückblicken fiktional ausgeleuchtet. 
Schorlau zeigt die Widersprüche auf, 
die sich aus den Ermittlungen ergeben. 
Es gelingt ihm auch die Kontinuität von 
Rostock-Lichtenhagen bis zu brennen¬ 
den Asylbewerberheimen und Pegida- 
Aufmärschen heute deutlich zu machen. 
Vorwiegend beschäftigt sich Dengler al¬ 
lerdings mit dem vermeintlichen Tatort 
in Eisenach-Stegda. Kurz nach der Be¬ 
kanntgabe der Selbstmorde der beiden 
Uwes gab es durchaus Zweifel am be¬ 
hördlich dargebotenen Tathergang. Zu 
viel Ungereimtes. Zu wenig Beweise. 


Am Vormittag des 5. November 2011 
- ein Tag nach dem Auffinden des 
Wohnmobils mit den beiden Toten 
in Stregda - wurde eine Lagebespre¬ 
chung in den Räumlichkeiten der zu 
ständigen Polizeidirektion Gotha ab¬ 
gehalten. Weil im Camper die Waffe 
der 2007 in Heilbronn er mordeten Po¬ 
lizistin Michele Kiesewetter aufgefun¬ 
den worden war, waren auch Ermittler 
aus Baden-Württemberg zum Treffen 
nach Thüringen angereist. An dieser 
Lagebesprechung nahm ebenfalls der 
Zielfahnder Sven Wunderlich vom 
Thüringer Landeskriminalamt teil. Er 
war von 1998 bis 2001offiziell mit der 
Suche nach Uwe Mundlos, Uwe Böhn¬ 
hardt und Beate Zschäpe befasst. In 
Gotha erfuhren die Stuttgarter Kri¬ 
minalbeamten zu ihrer großen Über¬ 
raschung über Wunderlichs Fahndung 
etwas, womit sie nicht gerechnet hat¬ 
ten - und das kam vor dem Erfurter 
NSU-Untersuchungsausschuss im 
Sommer 2016 ans Licht. Eine Stutt¬ 
garter LKA-Beamtin gab das, was 
Sven Wunderlich in Gotha über das 
NSU-Trio gesagt hatte, folgenderma¬ 
ßen wieder: 


Schon bald aber hatte die offizielle Ver¬ 
sion die Deutungshoheit gewonnen. Ge¬ 
org Dengler kommt nach intensiver Re¬ 
cherche (u.a. Sichtung von Tatort-Fotos, 
Ermittlungsberichten und Gesprächen 
mit Tatort-Spezialisten) zu einem ande¬ 
ren Ergebnis. Sowohl Uwe Mundlos als 
auch Uwe Böhnhardt waren wenigstens 
12 Stunden vor dem offiziell angegebe¬ 
nen Todeszeitpunkt bereits tot. 


Aufklärung unerwünscht 

Im BfV (Bundesamt für Verfassungs¬ 
schutz) wird aufgeräumt.Was nicht 
passt, muss weg. Hat es nicht gege¬ 
ben. Der Geheimdienstkoordinator 
und ehemalige Vizepräsident des BfV 
(Bundesamt für Verfassungsschutz) 
Klaus-Dieter Fritsche sagte vor dem 
NSU-Ausschuss: „Es dürfen keine 
Staatsgeheimnisse bekannt werden, 
die ein Regierungshandeln unter¬ 
minieren.“ Wie weit ist der Weg vom 


„... an denen war ich ja dran als 
Zielfahnder und kurz bevor ich quasi 
zugreifen konnte, bin ich damals abge¬ 
zogen worden, weil die abgedeckt wor¬ 
den sind.“ 

Der damals in Gotha ebenfalls an¬ 
wesende Kollege der LKA-Beamtin 
bestätigte gegenüber den Erfurter Aus¬ 
schussmitgliedern Wunderlichs freimü¬ 
tige Aussagen: 

„Also er hat gesagt - und das kann 
ich so wiedergeben -, dass seiner An¬ 
sicht nach das Trio unter dem Schutz 
vom Verfassungsschutz steht.“ 

Bereits im März 2013 wies Sven 
Wunderlich bei seiner Vernehmung die 
Mitglieder des NSU-Ausschusses des 
Deutschen Bundestages auf den Sach¬ 
verhalt hin, dass das LfV [Landesamt 
für Verfassungsschutz, der Verf.] Thü¬ 
ringen uns [die Fahnder, der Verf.] ge¬ 
beten hat, im rechtsradikalen Milieu 
nicht Unruhe zu machen. Sie hätten 
das wohl im Griff.“ 

Ein solches „Im-Griff-Haben“ 
kann aber den Nachrichtendiens¬ 
ten im Wesentlichen nur mittels ei¬ 
nes systematisch aufgebauten Netz¬ 
werks von V-Leuten gelingen. Das 


Staatsgeheimnis zum Staatsverbre¬ 
chen? Der Verfassungsschutz hatte 
eine Menge V-Leute im Thüringer 
Heimatschutz und damit auch im NSU. 
Im Grunde hat er ihn aufgebaut. Wenn 
man die offizielle Version vom NSU- 
Trio als gegeben nimmt, dann hatte 
der Geheimdienst mehr „Quellen“ im 
neonazistischen Untergrund als der 
NSU Mitglieder. 


Es folgten Untersuchungsausschüs¬ 
se in fast allen Bundesländern. Und, 
seit dem 6. Mai 2013, der Prozess vor 
dem Oberlandesgerichts München. 
Zur Zeit halten die Bundesanwälte 
ihre Plädoyers. Für sie steht fest: Bea¬ 
te Zschäpe ist das einzig überlebende 
Mitglied des NSU. Ihre Mitangeklagten 
nur Helfershelfer. Aufklärung über die 
Verstrickungen und damit die Verant¬ 
wortlichkeit der Geheimdienste wird es 
nicht geben. Sie ist auch vom Vorsitzen- 


antifaschistische Magazin „der rechte 
rand“ konnte in zwischen dokumen¬ 
tieren, dass durch Auswertungen von 
Berichten der NSU-Untersuchungs- 
ausschüsse, durch journalistische Re¬ 
cherchen und mithilfe von geleakten 
Behörden-Akten nach gewiesen wer¬ 
den kann, dass etwa 20 solcher dienst¬ 
lichen Spitzel sich im direkten Um¬ 
feld des NSU-Trios befanden und gut 
30 V-Leute rund um den „Thüringer 
Heimatschutz“ (THS), aus dem die 
Terrorgruppe direkt entstand, plat¬ 
ziert wurden. So existiert auch ein 
heimlich auf einem Tonband mit¬ 
geschnittenes Gespräch zwischen 
dem militanten Neonazi und NPD- 
Mann Thorsten Heise und dem Spit¬ 
zel Tino Brandt. Heise fasst an einer 
Stelle des Bandes einen Teil des mit 
Brandt - ehemaliger V-Mann des 
Thüringischen Verfassungsschutzes 
und frühere Schlüsselfigur des Thü¬ 
ringer Heimatschutzes - geführten 
Gesprächs so zusammen: 

„Schön zu wissen, dass der Verfas¬ 
sungsschutz die nationale Bewegung in 
Thüringen aufgebaut hat. Das ist schon 
...ja ... sehr cool.“ 


den des Senats Manfred Götzl nicht er¬ 
wünscht. Die Staatsmacht schützt ihre 
(braunen) Geheimnisse. 

Es gibt einen Schlüssel. Der Mord 
an der Polizistin Michele Kiesewetter. 
Würden die Tatbeteiligten ermittelt, 
könnte die ganze Mordserie aufgeklärt 
werden. Dies steht nicht zu erwarten. 
Zwei Zeugen kamen auf unnatürliche 
Weise ums Leben. Der eine verbrannte 
in seinem Auto. Suizid. Aus Liebeskum¬ 
mer. Die andere, seine Ex-Freundin, er¬ 
litt als kerngesunde 20-Jährige nach ei¬ 
nem Motorradunfall eine Lungenem¬ 
bolie. Ist das der Grund, warum Beate 
Zschäpe nach jahrelangem Schweigen 
ihre beiden Uwes der Mordserie be¬ 
zichtigte? Obwohl es keinen einzigen 
Beweis für deren Anwesenheit an den 
Tatorten gab. Und keine der im Cam¬ 
per gefundenen Waffen Fingerabdrü¬ 
cke der beiden Uwes trug. Verdächtige 
Todesfälle sind ein starkes Überlebens¬ 
motiv. 

Die Wahrheit findet man in den 
Akten. Man muss sie nur zu lesen wis¬ 
sen. Wolfgang Schorlau hat sie mithilfe 
von Ekkehardt Sieker akribisch durch¬ 
forstet, alles dokumentiert und in „Die 
schützende Hand“, in Interviews, Bei¬ 
trägen und Diskussionsrunden einem 
großen Publikum zugänglich gemacht. 
Dafür gebührt ihm unser Dank. 


Das BKA geht da von aus, dass die¬ 
ses Gespräch am 20. Januar 2007 statt 
gefunden hat. 

Aus: Wolfgang Schorlau „Die schützen¬ 
de Hand “ © 2015, 2017, Verlag Kiepen¬ 
heuer & Witsch GmbH & Co. KG, Köln. 
Wir danken dem Verlag Kiepenheu¬ 
er und Witsch für die freundliche Ab¬ 
druckgenehmigung 


Wolf gang Schorlau 


DIE SCHÜTZENDE 



Chronologie der dem NSU 
zugeschriebenen Verbrechen 

23. Juni 1999 

Der erste Anschlag 
„Taschenlampen“-Bombe 
In Nürnberg in der Gaststätte „Son¬ 
nenschein“ betätigt ein Mitarbeiter 
eine scheinbar normale Taschen¬ 
lampe, löst damit eine Explosion aus 
und wird leicht verletzt 
9. September 2000 
Mord an Enver Simsek 
In Nürnberg wird der Blumenhändler 
Enver Simsek getötet. Neun Schüsse 
werden auf den 38-Jährigen abgege¬ 
ben, fünf in den Kopf. Anschließend 
fotografieren die Täter das Opfer 
19. Januar 2001 
Anschlag auf Masha Malayeri 
In der Kölner Probsteigasse detoniert 
ein Sprengsatz in einem Lebensmit¬ 
telladen. Die 19-Jährige Tochter des 
iranisch-deutschen Händlers, Masha 
Malayeri, erleidet schwerste Verbren¬ 
nungen und Schnittverletzungen. 
13. Juni 2001 

Mord an Abdurrahim Özüdogru 
In Nürnberg wird der 49-Jährige 
Schneider Abdurrahim Özüdogru 
mit zwei Schüssen in seinem Laden¬ 
lokal ermordet. Ein Schuss trifft ihn 
direkt ins Gesicht. 

27. Juni 2001 

Mord an Süleyman Tasköprü 
In Hamburg-Bahrenfeld stirbt Süley¬ 
man Tasköprü hinter der Theke sei¬ 
nes Gemüseladens. Den 31-Jährigen 
treffen drei Schüsse aus zwei Pistolen. 
29. August 2001 
Mord an Habil Kilic 
In München wird der 38-Jährige Habil 
Kilic in seinem Lebensmittelgeschäft 
überfallen und durch zwei Schüsse 
getötet. Vom ersten Schuss getroffen, 
duckt er sich weg. Der zweite, tödliche 
Schuss trifft ihn in den Hinterkopf. 
25. Februar 2004 
Mord an Mehmet Turgut 
In Rostock wird der 25-Jährige Aus¬ 
hilfsverkäufer Mehmet Turgut in ei¬ 
nem Döner-Imbiss am Neudierko- 
wer Weg durch vier Schüsse getötet. 
9. Juni 2004 

Nagelbomben-Anschlag in der 
Kölner Keupstraße 
In der Keupstraße in Köln-Mühlheim 
betreiben vor allem türkischstäm¬ 
mige Kaufleute ihre Geschäfte. Eine 
ferngezündete Nagelbombe verwüs¬ 
tet die Straße. 22 Menschen werden 
teils lebensgefährlich verletzt. 

9. Juni 2005 
Mord an Ismail Nasar 
In Nürnberg entdeckt ein Kunde im 
Döner-Imbiss in der Velburger Stra¬ 
ße den verbluteten Inhaber Ismail 
Nasar. Der 50-Jährige wurde mit 
fünf Schüssen abgeknallt. 

15. Juni 2005 

Mord anTheodorus Boulgarides 
In München wird der Grieche Theo- 
dorus Boulgarides in seinem Schlüs¬ 
seldienst in der Tappentreustraße 
durch fünf Schüsse ermordet. Er war 
41 Jahre alt. 

4. April 2006 

Mord an Mehmet Kubasik 
In der Dortmunder Nordstadt wird 
Mehmet Kubasik in seinem Kiosk in 
der Mallinckrodtstraße getötet. An¬ 
gehörige und Freunde gehen davon 
aus, dass es sich um einen Anschlag 
Rechtsextremer handelt. 

6. April 2006 
Mord an Halit Yozgat 
In der Kasseler Holländischen Straße 
wird der 21-jährige Halit Yozgat in 
seinem Internetcafe erschossen. Erst¬ 
mals, von einzelnen Fahndern abge¬ 
sehen, wird ein rassistischer Hinter¬ 
grund auch von den Ermittlern nicht 
ausgeschlossen. 

25. April 2007 

Mord an Michele Kiesewetter 
Auf der Heilbronner Theresienwie- 
se wird die Polizistin Michele Kiese¬ 
wetter durch einen Kopfschuss ge¬ 
tötet. Ihr Kollege Martin A. überlebt 
schwerverletzt. Bee 


„Die schützende Hand“ 

Auszug aus dem Buch von Wolfgang Schorlau 


„Ein eindeutiger Nachweis, dass zumindest Mund¬ 
los und Böhnhardt am Tattag in unmittelbarer Tat¬ 
ortnähe waren, konnte (...) bislang nicht erbracht 
werden.“ 

Das BKA in einem Vermerk von 2012 über die Ermittlungen zum Polizistenmord 
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„Du wirst nicht danach beurteilt 
was du sagst sondern was du tust “ 

Rosa Luxemburg 

Wir bedanken uns hiermit von Herzen bei Euch allen, 
die Ihr so zahlreich beim Abschied von unserem Vater, 
Wegbegleiter, Ratgeber und Genossen 

Gerhard Graw 

Anteil genommen habt. 

Ihr habt uns in so vielfältiger Weise Euer Mitgefühl, 
Eure Verbundenheit und Solidarität gezeigt. 

Danke 

Kerstin und Jupp 



Völlig veraltete Klassenphilosophie 

Was den Armen zu wünschen wäre 
für eine bessere Zukunft? 

Nur dass sie alle 
im Kampf gegen die Reichen 
so unbeirrbar sein sollten 
so findig und so beständig 
wie die Reichen im Kampf 
gegen die Armen sind 

Erich Fried 

Die DKP Dortmund trauert um zwei Genossen, die im 
August gestorben sind und der Partei über Jahrzehnte 
die Treue gehalten haben. 

Karl-Heinz Arndt Dr. Ulrich Schwarzrock 

Ehemaliger Arbeitsmediziner 

Betriebsratsvorsitzender 

29. 8. 1941 - 6. 8. 2017 8. 7. 1943 - 4. 8. 2017 

DKP Dortmund 




REUTERS/STEVE MARCUS 


Am9.AugustamKiosk:8Seitenextra jw Spezial 


Wissenschaft & Technik 


Ausgabe inkl. Spezial für 1,60 € am Kiosk erhältlich 


Keine Aktion am 1.9. ohne UZ! 

Bestellungen über vertrieb@unsere-zeit.de 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de 10039.0566.81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 
500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. 

Imkerei Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 


Ruhe, Erholung, Sport 
und jede Menge Natur 
das ganze Jahr über 

2 FeWo im Südschwarxwald 
ca 60 oder 75m 1 
2 oder 3 Zi, KDE Terrasse 
großzügig ausgestattet 

£ 




Weitere Infos und Buchung: 
www.todtmoosJommes.eu 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Die revolutionäre Bewegung hat ein 
„Sturköpfchen" mehr! 



Seit dem 30. Juli 2017 greift 
Annie Malaika aktiv ins 
Weltgeschehen ein. 

Bisher noch orientiert an den 
Grundbedürfnissen, aber das 
wird sich schnell ändern! 

Wir freuen uns mit Heide und 
Guru und wünschen ihnen 
revolutionäre Gelassenheit! 


DKP Kreisvorstand Darmstadt-Dieburg 
DKP wohngebietsgruppe Darmstadt-Bergstraße 


Wir rennen, wir kennen keinen Stillstand, 
neue Ideen sprengen jeden Bildrand. 
Zusammen verlassen wir den Holzweg, 
geben nicht auf, bis die Welt auf dem Kopf steht. 



Allez! Allez! 
Irie Revoltes 


18. 8. 17-Endlich 18! 

Und jetzt ab auf Tour. Allez! 

Papa 


„Nicht betteln, nicht bitten 
nur mutig gestritten, 
nie kämpft es sich schlecht 
für Freiheit und Recht “ 
Hoffmann von Fallersleben 

„Frieden ist nicht alles, 
aber ohne Frieden ist alles nichts. “ 
Willy Brandt 

Lore Meimberg-Eke 

am 15. 8. 2017 - 75 Jahre jung! 

Liebe Lore! 

Deine große Familie gratuliert Dir ganz herzlich zu 
Deinem Geburtstag! 

Wir genießen es, dass Du immer für und mit uns da bist — 
mit Deinem Rat und Deiner Fürsorge. 

Bernd; Chris mit Jonas, Fabian; Ronja mit dem Ur¬ 
enkel Nicklas; Katrin und Klaus-Peter mit Marcel und 
Johanna; Nicole und Stephan mit Denise 

Wir freuen uns, dass Du nach so vielen Jahren Politik 
immer noch mit Deinen Ideen, Deiner Sorge für andere 
Menschen und Deinen Aktivitäten munter dabei bist. Wir 
wünschen Dir viel Kraft und Geduld und weiterhin vie¬ 
le Aktionen mit uns für Frieden und Antifaschismus und 
eine gerechtere Welt - natürlich mit Erfolg. 

Wir gratulieren Dir herzlich! 

Deine Gruppe der Vereinigung der verfolgten des Na- 
ziregimes-Bund der Antifaschisten - WN-BdA Lübeck/ 
Lauenburg; Landesverband der VVN-BdA Schleswig- 
Holstein. Deine politischen Weggefährtinnen aus der 
DKP, der Gewerkschaft, aus der Friedensbewegung in 
Schleswig-Holstein, dem Friedensforum Lübeck, der 
Grünkohlgedächtnisrunde - Oma Eke und von Deinen 
vielen Freundinnen und Freunden. 




uiumvii^für 

Stukenbrock 


2. September 1967 - 2. September 2017 


Mahn- und Gedenkveranstaltung zum Antikriegstag 2017. 

Sonnabend, 2. September. 

Sowjetischer Soldatenfriedhof Stukenbrock. 

14.00 Uhr: Friedhofsführung 
15.00 Uhr: Kranzniederlegung 

Gedenkrede: Dr. Ulrich Schneider, Generalsekretär der 
internationalen Förderation der Widerstandskämpfer 
gegen den Faschismus 


Er kann? Sie kann? Milan! 

Wir gratulieren unserem Genossen 

Milan Boskovski 

herzlich zu seinem 

70. Geburtstag 

am 18. August. 

Lieber Milan, du bist kein Freund der vielen Worte, umso mehr 
ein Mann der Taten. Und die können sich sehen lassen! Wir 
danken dir für deinen Einsatz und deine Hilfsbereitschaft. Wir 
wünschen dir und Margret alles Gute für die nächsten Jahre! 

Deutsche Kommunistische Partei - 
Kreisorganisation Recklinghausen 

Das Hauskollektiv der Hoffnungstraße 18 in Essen 





Dass niemals geschehe was einmal war 

(Motto vom Wohn- und Ferienheim e.V Heideruh) 

Helmut Fleischhauer 

feiert am 18. August seinen 
90. Geburtstag. 

Helmut war lange Jahre Geschäftsführer des Wohn-und 
Ferienheimes Heideruh in Buchholz in der Nordheide. 

Wir gratulierten recht herzlich und wünschen Dir noch 
schöne Jahre mit Deiner Lebenspartnerin. 

Deine Genossen aus Buchholz in der Nordheide 


Wenn ein guter Mann Weggehen will 
Womit kann man ihn halten? 
Sagt ihm: Wozu er nötig ist. 

Das hält ihn. 

B.B. 

Unser Freund, DKP-Genosse und Gewerkschaftskollege 

Otto Irlenbusch 

vollendet am 19. August sein 80. Lebensjahr. Er war Zeit 
seines Lebens an der Seite und Teil der Arbeiterklasse, 
in der Partei, in der Gewerkschaft, im Betrieb, in unse¬ 
rem gewerkschaftlichen Cuba-Projekt - standfest, klas¬ 
senbewusst, oft ungeduldig, aber immer hilfsbereit. Wir 
gratulieren! 

„Die Schwachen kämpfen nicht. Die Stärkeren kämpfen 
vielleicht eine Stunde lang. Die noch stärker sind, kämp¬ 
fen viele Jahre. Aber die Stärksten kämpfen ihr Leben 
lang. Diese sind unentbehrlich. " (B.B.) 

Einer davon ist Otto, an seiner Seite seine Lebens- und 
Kampfgefährtin Hedda, seine Töchter Britta und Anja 
und ihre Ehemänner Ralf und Roland, ln diesem privaten 
Refugium gibt es Zeit zum Durchatmen, frische Kräfte 
für den Veteranen zu sammeln, um weiterhin mit den 
Nachgeborenen gemeinsam für Frieden und gegen wei¬ 
tere imperialistische und neokoloniale Kriege, gegen 
Rüstungswahnsinn und kapitalistische Profitinteressen 
und das Kriegskartell Nato die Menschen zu mobilisie¬ 
ren! 

Für uns ist es wertvoll, dass es Otto und Euch gibt! 

Hartmut Lohse und Anneliese Kampkötter, 
Heinrich Schulz, Heike, Walter und Elke Malzkorn 

DKP Köln-Mülheim 


Erwin Engelbrecht 

im August vor 90 Jahren kam ein Baby angefahren 
wurde Kommunist im Nu - lieber Erwin, das warst du! 

Herzliche Geburtstagsgrüße aus Voerde von Karla 
an unseren nimmermüden Genossen Erwin, 
von dem wir viel lernen können! 
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Frust abbauen 

UZ Nr. 32, DKP-Debatte 

Ich kann sie nicht mehr hören, die¬ 
se aus meiner Sicht „Weinerlich¬ 
keit“ über die teilweise Handlungs¬ 
unfähigkeit unserer Partei. Ich sehe 
die Lösung des Problems zum ei¬ 
nen im Wollen und zum anderen 
in organisatorischen Anpassungen. 

Es kann nicht sein, dass in viel 
zu vielen Organisationseinheiten 
einer oder vielleicht zwei die gan¬ 
ze Arbeit machen und der Rest 
„guckt zu“. Diese „Zugucker“ ein¬ 
zubinden ist ebenfalls Leitungsauf¬ 
gabe. Es war früher gute Tradition, 
dass der Kreiskassierer passive 
Genossen zu Haus aufsuchte - das 
wäre vielleicht mal eine Maßnah¬ 
me, die bei Aufteilung auf mehrere 
Köpfe mit relativ wenig Aufwand 
einiges erreichen könnte? Es wird 
über die Überalterung in unserer 
Partei geklagt. Nun, dagegen gibt 
es ein Patentrezept und das ist die 
Gewinnung neuer Interessenten, 
aus denen neue Mitglieder rekru¬ 
tiert werden können. Die Webprä¬ 
senz hat zwar in meinem Fall ge¬ 
reicht (aber auch nur, weil ich mei¬ 
ne Entscheidung schon getroffen 
hatte), das ist aber nicht der Re¬ 
gelfall. Regelfall ist, dass man mit 
den Leuten ins Gespräch kommen 
muss, und dazu dient die Öffent¬ 
lichkeitsarbeit, als da wären Info¬ 
stände, hin und wieder eine Veran¬ 
staltung. 

Zur notwendigen Organisati¬ 
on ist der Vorschlag zu machen, 


dass zum einen die Grundorga¬ 
nisationen dazu verpflichtet wer¬ 
den, dem Bezirk bis Ende Februar 
eine Jahresplanung der Gruppen¬ 
arbeit vorzulegen. Und das sollte 
sich nicht in der Festlegung der 
Termine der Mitgliederversamm¬ 
lungen erschöpfen. Vielmehr muss 
eine Verpflichtung her, ein Min¬ 
destmaß an Öffentlichkeitsarbeit 
zu planen, durchzuführen und 
darüber zu berichten. Die Bezir¬ 
ke sollten dazu verpflichtet wer¬ 
den, regelmäßige Treffen mit den 
GO-Vorsitzenden durchzuführen, 
zum einen wegen der Koordina¬ 
tion von Maßnahmen, zum ande¬ 
ren auch um Rechenschaft abzu¬ 
legen, Fehler zu analysieren und 
Verbesserungsmaßnahmen zu er¬ 
arbeiten. Organisation: Wir haben 
Mitte August und ich habe noch 
keine Beitragsmarken für 2016 be¬ 
kommen! 

Und die von uns ersehnte Revo¬ 
lution ist zwar historisch zwingend, 
kommt aber nicht von alleine. Rosa 
meinte mit der Parole „Sozialismus 
oder Barbarei“ sicher auch, dass 
jede Genossin, jeder Genosse sich 
diese Alternative täglich aufs Neue 
bewusst machen muss. Hilft beim 
Frust abbauen und hilft auch, wenn 
notwendig, noch irgendwo schlum¬ 
mernde Restkräfte zu mobilisieren. 
Es muss doch irgendwie gelingen, 
aus diesem Schlafwagenabteil wie¬ 
der eine kämpferische Truppe zu 
formen. 

Reiner Bielicke, per E-Mail 


* 


Samstag 
19. August 2017 
Jahnstraße 2a 
Elmshorn 


■ * * * * * 


15.00 Uhr Kinderfest 
Die Elmshorner 
Märchenerzählerin 
Catharina Lentes erzählt 
aus der Märchenwelt 
für Groß und Klein. 
Kaffee und Kuchen 


15.30 Uhr Diskussionsrunde 
Politikwechsel organisieren 


******** 


Katja Kaie singt zur Gitarre 
Griechische Spezialitäten 
Tombola und Flohmarkt 
Kuba-Mixgetränke 
Bier vom Fass und Wein 


Wasserturmfest 2017 

Die DKP lädt herzlich ein zum diesjährigen Wasserturmfest am 
Samstag, 19. August, auf dem Gelände Jahnstraße 2a in Elms¬ 
horn (gegenüber dem Wasserturm). 

Wie immer beginnt das allen offene Event (nur Nazis müs¬ 
sen draußen bleiben) um 15.00 Uhr. Der Eintritt ist frei,für das 
leibliche Wohl ist gesorgt: Kaffee und Kuchen, griechische Spe¬ 
zialitäten, Getränke aller Art wie Wasser, Saft, Bier, Wein und 
Kubanische Cocktails zu unschlagbar niedrigen Preisen ma¬ 
chen das Traditionsfest wieder zu einem attraktiven Angebot. 

Es beginnt mit einem Kinderfest. Parallel ab 15.30 Uhr star¬ 
tet eine Diskussionsrunde zum Thema „Politikwechsel orga¬ 
nisieren“ . Ins Thema einführen werden Conny Möhring (MdB 
der Partei,Die Linke') Bettina Jürgensen (DKP und Marxistische 
Linke) und Ralf Schwittay (Geschäftsführer ver.di Pinneberg 
und Steinburg). 

Musikalisch gibt es einen echten Leckerbissen mit Katja 
Kaye. Sie singt im Nashville-Sound zur Gitarre. Außerdem ist 
eine Disco mit DJ Andre im Angebot. 

Eine Tombola, Flohmarkt und Infostände verschiedener Or¬ 
ganisationen runden das Angebot ab. 

Das Fest lebt von der solidarischen Atmosphäre in der Nach¬ 
barschaft eines linken Treffs und von seiner Einzigartigkeit in 
Elmshorn. 

Herzlich willkommen! 


Termine 


1 SA ★ 19. AUG 


Elmshorn: Wasserturr 
Kinderfest, Kaffee und 
onsrunde „Politikwech 
Musik, Flohmarkt und 
täten. Jahnstraße 2a, < 

nfest der DKP mit 
Kuchen, Diskussi- 
isel organisieren“, 
griechische Speziali- 
ab 15.00 Uhr. 

MO ★ 21. AUG 

Dortmund: Treff Gruppe Süd, Thema: 
Bundestagswahlkampf, Gildenstr. 20 bei 
Werner, 19.00 Uhr 

Dl ★ 22. AUG 


Saarbrücken: Aktiven 
für Millionärssteuer“, \ 
NN19, Nauwieserstraß 

treffen „Initiative 
/ersammlungsraum 
ie 19,18 Uhr 

Ml ★ 23. AUG 


Dortmund: Treff der Senioren, im Z, Oes- 
terholzstr. 27,14.30 Uhr 


SA ★ 26. AUG 


Wilhelmshaven: Kunc 
Reichpietsch und Köbi 
Uhr 

igebung „100 Jahre 
s“, Rambla, 13.30 

MO ★ 28. AUG 

Dortmund: Arnold Schölzel: „Braune Fle¬ 
cken auf der Heldenbrust“, DIDF-Zentrum 
Bezent, Münsterstraße 56,19.00 Uhr 

SA ★ 2. SEPT 


Leverkusen: Arbeitstr 
kommission des Parte 
Liebknecht-Schule, IC 

effen der Bildungs- 
ivorstands, Karl- 
1.00 Uhr 

SO ★ 3. SEPT 


Leverkusen: Strategiekonferenz des 
Parteivorstands der DKP zum Leitantrag 
an den 22. Parteitag der DKP, Karl-Lieb- 
knecht-Schule, 10 Uhr 


Was ist los in Venezuela? 



Veranstaltungen mit Carolus Wimmer, venezolanischer Abgeordneter des la¬ 
teinamerikanischen Parlaments „Parlatino“ und Sekretär für Internationales 
der KP Venezuelas. 


FR 18. August, Darmstadt 

DGB-Haus, Rheinstraße 50, Hans- 
Böckler-Saal. Veranstalter: DKP-Darm- 
stadt mit Unterstützung durch den 
ver.di-Bezirk Südhessen, 18.00 Uhr. 

SA 19. August, Frankfurt/M 
„Venezuela und Kuba im Lateinameri¬ 
ka von heute“ auf dem Soli-Sommer- 
fest. DGB-Haus,Jugendclub,Wilhelm- 
Le u sc h n e r-St ra ße 69-77. Ve ra n st a Ite r: 
FG BRD-Kuba Frankfurt/M. und Ve¬ 
nezuela Soli Ffm mit Unterstützern, 
15.00 Uhr. 

MO 21. August, Köln 

Bürgerhaus MüTZe, Berliner Straße 
77, Köln-Mülheim. Veranstalter: FG 
BRD-Kuba e.V., DKP-Bezirk Rheinland- 
Westfalen, DKP-Wohngebietsgrup- 


pe Mülheim und die Sozialistische 
Selbsthilfe Mülheim, 18.00 Uhr. 

Dl 22. August, Göttingen 
Holbornsches Haus, Rote Straße 34. 
Veranstalter: FG BRD-Kuba mit DKP 
Göttingen und SDAJ, 19.00 Uhr. 

Ml 23. August, Rostock: 
Stadtteilbegegnungszentrum Toiten¬ 
winkel (SBZ), Olof-Palme-Straße 26. 
Veranstalter: RotFuchs Förderverein 
e.V. mit Unterstützung von DKP, SDAJ, 
kommunistische Plattform Die Linke 
MV, Verein zur Pflege der Tradition der 
NVA und der Grenztruppen der DDR, 
17.00 Uhr. 

FR 25. August, Siegen 

VEB, Marienborner Str. 16, Veranstal¬ 
ter: DKP und SDAJ, 19.00 Uhr. 
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Bundesliga i. Spieltag 

Die Unterhaltungsindustrie hat end¬ 
lich wieder ihren Dauererfolgsrenner. 
Die Bundesliga startet, auch schon 
traditionell, mit einem Freitagabend¬ 
spiel, und das dann auch live. Die 
Auslosung ergab die Partie FC Bay¬ 
ern München - Bayer 04 Leverkusen, 
schon öfter begann der Dauerabon¬ 
nent auf dem Meistertitel holprig, 
kann also spannend sein. 

Fr., i8.8., 20.15 Uhr, ZDF 

Sting - Konzert 

Für alle, die dem Gekicke nichts ab¬ 
gewinnen können und sich am späten 
Abend etwas Gutes tun wollen: Am 
12. und 13. April 2017 spielte Sting 
im Pariser Olympia zwei Konzerte, 
eine Rückkehr zu den Wurzeln des 
Rocks, dessen Geschichte der Sän¬ 
ger und Bassist aus Newcastle erst 
mit The Police von 1978 bis 1983 und 
später alleine fortschrieb. In Paris 
spielte er Police-Hits wie „Roxanne“ 
„Walking On The Moon“ und „Every 
Breath You Take“ sowie eigene Songs 
wie „Englishman In New York“. Au¬ 
ßerdem präsentierte er gemeinsam 
mit seinem Sohn Joe den Bowie-Hit 
„Ashes to Ashes“ in Gedenken an 
den 2016 verstorbenen Künstler. 

Fr., 18.8., 22.55 Uhr, arte 

La Clemenza di Tito 

Die Salzburger Festspiele sind im vol¬ 
len Gang, eine der berühmten Spiel¬ 
stätten ist die historische Felsenreit¬ 
schule. Peter Seilers, der große alte 


Mann des Theaters, inszenierte und 
Teodor Currentzis, Musikdirektor in 
Perm und gefragter Dirigent an vie¬ 
len Bühnen, bieten die Mozart-Oper 
an. Der römische Kaiser Tito beharrt, 
trotz böser Intrigen auf Großmut und 
Milde, die Vision von Mozart vom 
friedlichen Zusammenleben haben 
die beiden (Seilers und Currentzis) 
mit der Frage versehen „Wie können 
wir in einer Zeit des Konflikts Zusam¬ 
menleben?“ und „Wie ist es möglich, 
in einer Zeit, die voller Zorn ist, eine 
heilende Geste anzubieten?“ Mozarts 
letzte Oper ist ein großes Werk über 
Wahrheit und Versöhnung. 

Sa., 19.8., 20.15 Uhr, 3sat 

Landpartie 

Ein Sommertipp (oder auch für später 
im Jahr) ist diese Reisedokumentati¬ 
on über die westfriesische Küste vom 
Ijsselmeer bis zur Nordseeküste. Hei¬ 
ke Götz, verantwortliche Redakteu¬ 
rin beim NDR, erlebt diese einzigar¬ 
tige Landschaft, die mit Kanälen und 
Flüssen durchzogen ist, auf ihrem Rad 
und per Boot. Leeuwarden, die quirli¬ 
ge Universitätsstadt, wurde übrigens 
zur Europäischen Kulturhauptstadt 
2018 ausgerufen, ein Grund mehr, die 
Hauptstadt der niederländischen Pro¬ 
vinz Friesland mit der „Landpartie“ 
zu besuchen. Die Grachten und Kanä¬ 
le, die die Stadt durchziehen, wurden 
bereits im 14. Jahrhundert von Mön¬ 
chen angelegt. 

So., 20.8., 20.15 Uhr, NDR 


Strategiekonferenz des Parteivorstands der DKP 
Leitantrag zum 22. Parteitag der DKP. 
Samstag, 3.9. 2017,10.00 -17.00 Uhr 

Hannover, Stadtteilzentrum Krokus Thie 6, 
Haltestelle Kronsberg 

Eingeladen sind die Mitglieder und interessierte Kolleg(inn)en 
Einleitende Beiträge: 

Patrik Köbele, Vors, der DKP: Der Leitantrag und die aktuelle 
Imperialismus-Analyse der DkP 

Dr. Hans-Peter Brenner, Stellv. Vors, der DKP: Der Leitantrag 
und die Grundlagen der antimonopolistischen Strategie der DKP 

Olaf Harms, Mitglied des Sekretariats des Parteivorstands: Der 
Leitantrag und die konkreten Handlungsorientierungen der DKP 

Anschließende Debatte in Arbeitsgruppen. 

Es wird ein Unkostenbeitrag für Verpflegung und Raummiete in 
Höhe von 10,00 Euro / ermäßigt 5,00 Euro erhoben. 


Aus dem deutschen Blätterwald 


Für den braunen Sumpf 

Die NPD-Postille „Deutsche Stimme“ 


Schaut man sich die Internetseite der 
„Deutschen Stimme“ (DS), dem Partei¬ 
organ der neofaschistischen NPD, an, 
prangen einem aktuell Schlagzeilen 
wie diese entgegen: „Horst Seehofer 
fordert Einführung der Scharia!“, „Die 
nächste Asylwelle kommt!“, „Schläge¬ 
reien zwischen Ausländern in Dresden, 
Leipzig und Jena: Vorspiel einer,neuen 
Rechtsordnung 4 ?“, oder „Es ist Zeit für 
die Abschiebung XXL!“. Unumwunden 
versucht das Rechtsaußenblatt mittels 
plumper rassistischer Stimmungsma¬ 
che bei potentiellen Lesern zu punkten. 

„In einer Zeit, in der die etablierten 
Massenmedien tagtäglich mit Des-In¬ 
formationen, Halbwahrheiten und ein¬ 
seitiger Meinungsmache Politik gegen 
das eigene Volk betreiben, ist es wich¬ 
tiger denn je, dass sich eine Stimme 
erhebt, die das nationale Interesse in 


der Vordergrund stellt und der Wahr¬ 
heit verpflichtet ist“, schwadroniert DS- 
Chefredakteur Peter Schreiber auf der 
Internetseite der Postille in der Rub¬ 
rik „Herzlich Willkommen“. Deshalb 
solle die „Deutsche Stimme künftig 
nicht nur im Zeitschriftenhandel oder 
im Abonnement ihren Beitrag zu ei¬ 
ner ausgewogeneren Meinungsbildung 
leisten, sondern auch auf diesem Wege“. 

Worin die „ausgewogene Mei¬ 
nungsbildung“ besteht, wird anhand 
der besagten Schlagzeilen schnell deut¬ 
lich. Die neofaschistischen Parolen, der 
Hass auf Migranten, Flüchtlinge und 
Andersdenkende, unterscheiden sich 
selbstredend keinen Deut von dem 
Dauergehetze der Mutterpartei, deren 
Bundesvorstand die Postille monatlich 
im „Deutsche Stimme-Verlag“ heraus- 
gibt. 


Ohne Starspieler 

Fußballreise um die Welt: Libyen 



Plätze für Straßenfußball wie hier in Tripolis sind in Libyen üblich, gerade nahe der Autobahn und an Überführungen. 


I m letzten Teil der Reise ging es um 
Südafrika. Von dort aus geht die Rei¬ 
se weiter in das 7 450 km entfern¬ 
te Libyen, ein gespaltenes Land. Der 
„Arabische Frühling“ endete im Krieg, 
bereits im Oktober desselben Jahres er¬ 
folgte mit ausländischer Schützenhilfe 
der Sturz Gaddafis. Ein stabiles politi¬ 
sches System entstand nicht, der Krieg 
um die Macht im Land ging weiter. In¬ 
zwischen gilt dort ein Friedensabkom¬ 
men, das den Neuaufbau des Staates 
bis 2018 vorsieht. 

Auch in Libyen herrscht Fußballbe¬ 
geisterung, auch wenn das Land kaum 
Erfolge in seiner Geschichte vorweisen 
kann. Das ehemalige Staatsoberhaupt 
Muammar al Gaddafi nutzte Fußball¬ 
spiele gerne für Propagandazwecke. 
Reportern wurde verboten, Spielerna¬ 
men in ihrer Berichterstattung zu nen¬ 
nen, weil Gaddafi Ansicht gewesen sein 
soll, dass Sportler nicht verehrt werden 
sollten. 

Gaddafi holte u.a. ein Spiel des ita¬ 
lienischen Supercups nach Tripolis, das 
im Stadion des 11. Juni stattfand, be¬ 
nannt nach dem 11. Juni 1967, an dem 
die USA ihre Militärbasen in Libyen 
aufgegeben mussten. Die Partie wur¬ 
de von Juventus Turin gewonnen, ein 
Verein, der zu dieser Zeit zu 7,5 Pro¬ 
zent Gaddafis Familie gehörte. Gadda¬ 
fis Sohn Al Saadi durfte mit finanzieller 
Hilfe aus der Familienschatulle sogar 
kurzzeitig bei AC Perugia spielen. Al 
Saadi war über Jahre Spieler, Trainer 
und Kapitän der libyschen National¬ 
mannschaft. Dass er eine so bedeu¬ 
tende Rolle spielte - es hätte kaum je¬ 
manden gewundert, wenn er auch noch 
Stürmer und gleichzeitig Torwart gewe¬ 


sen wäre - lag wohl nicht zuletzt an der 
Stellung seines Vaters. 

Doch in den heimischen Fußball 
investierte Muammar al Gaddafi ver¬ 
gleichsweise wenig Geld. Und wenn 
doch, dann hauptsächlich in der Haupt¬ 
stadt Tripolis. Die zwei Vereine Al Itti- 
had und Al Ahli spielen beide im Sta¬ 
dion des 11. Juni, das 67 000 Zuschauer 
fasst, und haben zusammen 28 von ins¬ 
gesamt 44 ausgespielten Meisterschaften 
gewonnen. Der Osten des Landes spielte 
bei Kampf um den Titel fast keine Rol¬ 
le, ein Ausdruck der Spaltung im Land. 

Die Saison 2010/11 wurde kriegs¬ 
bedingt abgebrochen, zuvor hatte Al 
Ittihad sechsmal in Folge die Meis¬ 
terschaft gewonnen. Erst zur Saison 
2013/14 wurde die Libyan Premier 
League wieder ausgetragen, diesmal 
holte Al Ahli den Titel. Danach wur¬ 
de die Meisterschaft wegen des fortge¬ 
setzten Bürgerkriegs ausgesetzt, um in 
der darauffolgenden Saison letztmals 
ausgetragen zu werden. 2016 gewann 
ebenfalls Al Ahli den Titel. 

In Libyen hat Fußball sicher keine 
Priorität, wenngleich während des Krie¬ 
ges 2011 eine der schönsten Geschich¬ 
ten des libyschen Fußballs geschrieben 
wurde: Mitten im Bürgerkrieg, als Spie¬ 
ler an der Front kämpften, Spiele in um¬ 
liegenden Ländern ausgetragen werden 
mussten, die Nationalmannschaft sich 
in Rebellen und Gaddafi-Anhänger 
spaltete, errang Libyen zum dritten Mal 
in seiner Geschichte die Qualifikation 
zur Afrikameisterschaft. Trotz der Un¬ 
gewissheit um Freunde und Familie in 
der Heimat wuchsen die Spieler über 
sich hinaus. Noch während der Quali¬ 
fikationsspiele wurde der Topstar der 


Mannschaft, Tariq Ibrahim al-Tayib, 
aus dem Kader gestrichen, nachdem er 
einem Reporter gegenüber geäußert 
hatte, dass das ganze Team für Gaddafi 
gespielt und gewonnen hätte. Danach 
wurde er von Nationaltrainer Marco 
Paqueta nicht mehr berücksichtigt. 

So spielte die Nationalmannschaft 
bei der Afrikameisterschaft mit, schied 
jedoch, wie auch 2006, in der Vorrunde 
aus. Den größten Erfolg hatte man 1982 
bei der ersten Teilnahme mit dem zwei¬ 
ten Platz erreicht. Die nächste Teilnah¬ 
me war ursprünglich für das Jahr 2013 
vorgesehen, denn in diesem Jahr sollte 
Libyen die Rolle des Gastgebers über¬ 
nehmen und wäre somit direkt quali¬ 
fiziert gewesen. Wegen anhaltender 
Unruhen tauschte man das Gastge¬ 
berrecht mit Südafrika, wodurch Liby¬ 
en das Gastgeberrecht für 2017 erhielt. 
Doch 2014 verzichtete das Land kom¬ 
plett auf das Austragungsrecht, da nicht 
absehbar war, wann das Land wieder 
zur Ruhe kommt. 

Derzeit versucht sich der Fußball- 
verband neu zu organisieren, neue 
Strukturen aufzubauen und in die In¬ 
frastruktur zu investieren. Seit 2012 
bietet der DFB dabei seine Hilfe an. 
Trotz aller Differenzen im Land bietet 
der Fußball eine Chance auf Einigung, 
denn gemeinsame Erfolgserlebnisse 
verbinden Spieler und Fans. Wie die 
überraschende Qualifikation zur Af¬ 
rikameisterschaft 2012. Die Begeiste¬ 
rung für den Fußball ist jedenfalls un¬ 
gebrochen, daran konnte auch Muam¬ 
mar al Gaddafi mit seiner Auffassung 
von Fußball ohne Stars und als Betäti¬ 
gungsfeld seiner Familie nichts ändern. 

Hannes Schinder 


Bereits seit 1976 erscheint das Blatt 
und dürfte im Laufe der Zeit mehr Tie¬ 
fen als Höhen erfahren haben. Seit dem 
Jahr 2000 ist der Verlag im sächsischen 
Riesa - und damit in einer NPD-Hoch- 
burg - angesiedelt. 2004 und 2009 zog 
die neofaschistische Partei auch in den 
Sächsischen Landtag ein. Weitere Wahl¬ 
erfolge fielen fortan jedoch aus und 
stürzten die NPD und damit auch deren 
Publikationen ins Chaos. Kaum mehr 
vorhandene finanzielle Mittel, politi¬ 
sche Flügelkämpfe, Personalquerelen 
und der von dem gegen die Partei ge¬ 
richteten Verbotsverfahren ausgehende 
Druck trugen das Ihrige dazu bei. 

Besonders bemerkenswert in der 
Geschichte des neofaschistischen Par¬ 
teiorgans ist, dass im Juni 2005 bekannt 
wurde, dass die NPD die Deutsche 
Stimme in Polen drucken ließ, gleich¬ 


zeitig jedoch mit der Parole „Grenze 
dicht für Lohndrücker“ Wahlkampf be¬ 
trieb. Aktuell soll das Blatt in Litauen 
gedruckt werden. 

In seinem Bericht über sogenann¬ 
te „extremistische Bestrebungen“ im 
Jahr 2016 behauptet das „Bundesamt 
für Verfassungsschutz“, dass die DS 
über eine Auflage von 25000 Exem¬ 
plaren verfüge. Diese Zahl dürfte vor 
dem Hintergrund des Mitgliederrück¬ 
gangs, den die neofaschistische Partei 
seit längerem verzeichnet, jedoch nur 
begrenzt richtig sein. So geht das Bun¬ 
desamt im gleichen Bericht von 5 000 
Personen aus, die derzeit Mitglied der 
NPD seien. 

Zwar dürfte die DS vor allem in 
ostdeutschen Kleinstädten durchaus 
über Leser verfügen. Die Anzahl der 
rechten Bürger, die kontinuierlich zu 


einem NPD-Parteiblatt greifen, dürf¬ 
te sich jedoch in Grenzen halten. Das 
Gros der Rassisten bleibt schließlich 
letztendlich noch auf einer gewissen 
Distanz zu offen neofaschistischen und 
Argumentarmen Postillen und bevor¬ 
zugt schlussendlich dann doch Blätter 
wie die „Junge Freiheit“ oder „Com¬ 
pact“, die zumindest noch bemüht sind, 
sich ein bürgerlicheres Image zu verlei¬ 
hen. Sollte es der NPD nicht gelingen, 
sich in den nächsten Jahren finanziell 
und personell zu konsolidieren, dürfte 
auch das Schicksal ihres Parteiorgans 
in nicht allzu ferner Zukunft beschie- 
den sein. Damit fände sich dann auch 
ein gutes Stück Rassismus, Geschichts¬ 
verfälschung, Antisemitismus und NS- 
Verherrlichung dort, wo er hingehört: 
Auf dem Müllhaufen der Geschichte. 

Markus Bernhardt 























